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Vorbemerkung 

Dieser Zwischenbericht setzt die Unterrichtung des Landtages Nordrhein-Westfalen 
und der Öffentlichkeit im Anschluss an den Jahresbericht 2000 für die erste Jahres-
hälfte 2001 fort.  

Das Augenmerk richtet sich dabei insbesondere auf aktuelle Vorfälle und Entwicklun-
gen in Nordrhein-Westfalen, so dass für Fragen zur grundsätzlichen Einschätzung 
einzelner extremistischer Organisationen weiterhin der Verfassungsschutzbericht des 
Landes Nordrhein-Westfalen über das Jahr 2000 zu Grunde zu legen ist. 

Gleichwohl wurden internationale Entwicklungen und Veranstaltungen und Vorfälle 
aus anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland dargestellt, wenn sie - insbe-
sondere bei den bundesweit tätigen Organisationen und Parteien - für eine Gesamt-
bewertung erforderlich sind. 

Wenn einzelne extremistische Organisationen in diesem Zwischenbericht nicht er-
wähnt werden, ist dies kein Indiz dafür, dass sie der Beobachtung durch den Verfas-
sungsschutz des Landes Nordrhein-Westfalen nicht mehr unterliegen. 

Die Übersicht über die Entwicklung der politisch motivierten Straf- und Gewalttaten 
findet sich am Ende dieses Berichtes. Aufgrund der in diesem Jahr eingeführten neu-
en Erfassungsmethode, ist die Vergleichsmöglichkeit zu den Vorjahreszahlen  einge-
schränkt.  

Der Bericht umfasst den Zeitraum vom 1. Januar 2001 bis zum 30. Juni 2001. Da-
nach liegende Vorfälle sind punktuell aufgenommen, wenn sie von größerer Bedeu-
tung sind. 
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1 Rechtsextremismus 

1.1 Überblick über Entwicklungen im Rechtsextremismus 

Im Berichtszeitraum waren folgende Entwicklungen erkennbar: 
Permanente Wahlniederlagen sowie daraus resultierende innerparteiliche Querelen 
prägen weiterhin die Situation der Partei Die Republikaner (REP). Ausgangspunkt für 
die jüngsten parteiinternen Spannungen war die verheerende Wahlniederlage bei der 
Landtagswahl in Baden-Württemberg, die zum Verlust der einzigen Landtagsfraktion 
führte. 
 

Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) ist gegenwärtig die auffälligste 
rechtsextremistische Partei. Sie setzt ihre aktionistische Strategie mit 
Demonstrationen und Kundgebungen fort, wobei sie nach wie vor zumindest partiell 
mit der Neonazi-Szene kooperiert. In den Verbotsverfahren sind die Erwiderungen 
der NPD vorgelegt worden. 
 

Die Deutsche Volksunion (DVU) ist relativ inaktiv; sie wird jedoch im Zusammenhang 
mit der Teilnahme an den Bürgerschaftswahlen in Hamburg im September 2001 
zumindest kurzfristig wieder in die Schlagzeilen treten. 
 

Die Neonazi-Szene hat sich stabilisiert. Ihre nach den zahlreichen Vereinsverboten in 
der ersten Hälfte der 90er Jahre einsetzende Strategie, lose strukturierte 
"Kameradschaften" zu bilden, hat die Mobilisierungsfähigkeit der Neonazi-Szene 
erhalten. Neben der Organisation und Durchführung von zahlreichen 
Demonstrationen sind in NRW einige "Kameradschaften" durch die Herausgabe von 
Publikationen aktiv. 
 

Das am 14. September 2000 ausgesprochene Verbot des BMI hinsichtlich der 
Skinhead-Gruppierung "Blood and Honour" und deren Jugendorganisation "White 
Youth" ist rechtskräftig. Auch in NRW sind weiterhin Gewalttaten durch Skinheads zu 
verzeichnen. 
 

Die Rechtmäßigkeit der Beobachtung der Publikation "Junge Freiheit" (JF) durch den 
nordrhein-westfälischen Verfassungsschutz wurde durch das Oberverwaltungsgericht 
in Münster bestätigt. 

1.2 Rechtsextremistische Parteien und Organisationen 

1.2.1 Die Republikaner (REP) 

Beobachtung der REP rechtmäßig 
Das Bundesverwaltungsgericht wies mit Beschluss vom 06. April 2001 die Beschwer-
de des REP-Landesverbandes NRW gegen die Nichtzulassung der Revision durch 
das OVG Münster vom 21. Dezember 2000 zurück. Die Entscheidung des OVG, das 
die Beobachtung des REP Landesverbandes - auch unter Einsatz nachrichtendienst-
licher Mittel - gebilligt hat, ist damit rechtskräftig. Eine gleichlautende Entscheidung 
traf das BVerwG am 01. Juni 2001 für das Land Niedersachsen. Umso erstaunlicher 
ist daher, dass der REP-Bundesverband den Erlass einer einstweiligen Anordnung 
gegen den Verfassungsschutzbericht 2000 des Bundes beantragt hat. Diesen Antrag 
hat das Verwaltungsgericht Berlin mit Beschluss vom 03. Juli 2001 abgelehnt. 
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Desaster bei Landtags- und Kommunalwahlen 
Das bisher wichtigste Ereignis in diesem Jahr für die REP war die Landtagswahl am 
25. März 2001 in Baden-Württemberg. Die Wahl hatte für die Partei eine bundesweite 
politische Bedeutung. Das Wahlergebnis war aus Sicht der REP ein Debakel. Mit ei-
nem Ergebnis von nur noch 4,4 % Stimmenanteil (Minus 4,7 %-Punkte) verloren die 
REP ihre einzige Landtagsfraktion. Allerdings zeigte sich auch bei diesem für die 
REP schlechten Wahlergebnis ein Besorgnis erregender Trend: Entgegen der allge-
meinen Entwicklung konnten die REP bei den Jungwählern mit knapp 10% erheblich 
besser abschneiden. Dass rechtsextremistische Parteien insbesondere bei männli-
chen Jungwählern weit überdurchschnittliche Ergebnisse erreichen, entspricht einem 
generellen Trend, der auch schon in NRW beobachtet werden konnte. 

Auch bei der am gleichen Tag abgehaltenen Landtagswahl in Rheinland-Pfalz erlitten 
die REP deutliche Verluste. Sie verloren dort knapp ein Drittel ihrer Wähler und san-
ken von 3,5 % auf 2,4 % Stimmenanteil. Bei der Kommunalwahl in Hessen am 18. 
März 2001 erlebten die REP ebenfalls ein Desaster. Ihr Stimmenanteil sank von 6,6 
% auf nunmehr nur noch 2,5 % ab. Hierbei verloren sie ca. die Hälfte ihrer Kommu-
nalwahlmandate. 

Innerparteiliche Spannungen über den weiteren Kurs der Partei 
Trotz dieser Serie von Wahlniederlagen hat das Bundespräsidium der REP dem 
Bundesvorsitzenden Dr. Schlierer einstimmig das Vertrauen ausgesprochen. Der Be-
schluss offenbart das Dilemma, in dem sich die Partei insbesondere nach der Wahl-
niederlage in Baden-Württemberg befindet. Ein erheblicher Teil der Funktionäre und 
Mitglieder ist mit dem sogenannten "Schmusekurs" des Parteivorsitzenden unzufrie-
den und hält ihn für gescheitert. Im rechtsextremistischen Theorieorgan "Nation & Eu-
ropa" wird der frühere Fraktionsschatzmeister der REP im Stuttgarter Landtag mit den 
Worten zitiert: "Ich halte den sogenannten Schlierer-Kurs für gescheitert. Offensicht-
lich genügt es zur Mobilisierung unserer Wähler nicht, die bessere CDU sein zu wol-
len." Gerade "Nation & Europa" hat sich in letzter Zeit besonders mit kritischen Auf-
sätzen und Ausführungen zu Schlierer hervorgetan. 

Es fehlt der Partei jedoch an einer geeigneten Persönlichkeit, die einen anderen 
("härteren") Kurs verkörpert und zur Gegenkandidatur bereit wäre. Der einzige denk-
bare Kandidat, der amtierende Landesvorsitzende von Baden-Württemberg, Christian 
Käs, ist seinerseits wegen der Wahlniederlage in Baden-Württemberg nicht unumstrit-
ten. Er hat bislang auch nicht für das Amt des Bundesvorsitzenden kandidiert. Große 
Teile des Bundesvorstandes einschließlich des Parteivorsitzenden werfen Käs vor, er 
habe sich im baden-württembergischen Wahlkampf nicht genügend engagiert. 

Der Landesparteitag der baden-württembergischen REP verdeutlicht die bundeswei-
ten innerparteilichen Konflikte der REP. Es ist dort nicht gelungen, diese Spannungen 
aufzulösen. Keines der beiden Lager konnte einen klaren Sieg erringen. Zwar wurde 
Käs mit deutlicher Mehrheit (93 Stimmen) gegen den Schlierer-Vertrauten Bastl (51 
Stimmen) wieder zum Landesvorsitzenden gewählt, er erhielt jedoch 3 Vertreter, die 
eher zu seinen Kritikern zählen und zum Schlierer-Flügel zu rechnen sind.  
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Im nordrhein-westfälischen Landesverband sind zwar auch kritische Stimmen gegen 
den Kurs und die Person des Bundesvorsitzenden Dr. Schlierer zu vernehmen, doch 
scheint hier die treue Gefolgsfrau Schlierers und Landesvorsitzende von NRW, Ursu-
la Winkelsett, die Kritiker in ihre Schranken verweisen zu können. Es dürfte nicht zu 
einer offenen Eskalation über den weiteren Kurs der Partei bzw. des Landesverban-
des NRW kommen. Vermutlich werden sich aber weitere Funktionäre und Mitglieder, 
die in Opposition zum Bundesvorsitzenden und der Landesvorsitzenden stehen, re-
signiert zurückziehen. Der Landesvorstand propagiert jedoch unbeeindruckt von die-
ser Entwicklung, die sich nicht zuletzt in stagnierenden Mitgliederzahlen ausdrückt, 
offiziell ein "Weiter so". 

Künftige Wahlteilnahmen in NRW 
Offensichtlich beabsichtigt der REP-Landesverband - wie zuletzt bei der Landtags-
wahl 2000 - bei den kommenden Wahlen in NRW anzutreten. Schwerpunkte in den 
Wahlkämpfen dürften hierbei insbesondere die Themen: 

• Überfremdung / weiterer Zuzug von Ausländern 
 

• Innere Sicherheit / Kriminalität 
 

• der angebliche Machtmissbrauch der sogenannten "Altparteien" 
 

• EU-Reformen (aus Sicht der REP gleichbedeutend mit dem Verlust nationaler 
Identität und 
   Souveränität) / EU-Erweiterung und 

 

• Sozialpolitik sein. 
Nach den Wahlniederlagen will man offenbar Schwachpunkte in der Öffentlichkeits-
arbeit beheben und verstärkt über das Internet arbeiten. Der Landesverband scheint 
hier die bislang dezentral geführten Homepages der einzelnen Kreisverbände an sich 
gezogen zu haben. Ob diese Zentralisierung erfolgreich sein wird, ist ungewiss, 
schließlich hat es der Landesverband NRW - entgegen einer Ankündigung der Lan-
desvorsitzenden - bislang nicht geschafft, wieder eine REP-Parteizeitung für NRW 
herauszugeben. 

Konflikt mit der DVU 
Neben parteiinternen Auseinandersetzungen über den weiteren Kurs zeichnen sich 
auch neue heftige Konflikte mit der DVU ab. Nach der Wahlniederlage in Baden-
Württemberg haben die REP beschlossen, an der Landtagswahl am 23. September 
in Hamburg teilzunehmen. Dies stellt einen Bruch des bisherigen "Burgfriedens" zwi-
schen REP und DVU dar, die in den letzten Jahren bewusst Konkurrenzkandidaturen 
bei Landtagswahlen vermieden. 

Saalveranstaltungen mit Dr. Schlierer in Dormagen und Lippstadt 
Am 10. Juni 2001 fanden in Dormagen und Lippstadt Saalveranstaltungen mit dem 
Bundesvorsitzenden Dr. Schlierer statt, die von knapp 100 bzw. 120 Personen be-
sucht wurden. Die Veranstaltung in Lippstadt war von einer friedlichen Gegenkund-
gebung begleitet. Nach Abschluss der Kundgebung kam es zu einzelnen Versuchen, 
die REP-Veranstaltung zu stören. Die Polizei konnte jedoch eine Eskalation verhin-
dern. 
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Propagandaaktionen an Schulen in Essen und Düsseldorf 
Mitte Mai erregte ein sog. "Großes Geschichts- und Politikgewinnspiel" Aufmerksam-
keit, das an Schulen in Essen und Düsseldorf verteilt wurde. Der Inhalt des Flugblat-
tes war in einer Deutlichkeit von rechtsextremistischem Ideologieelementen geprägt, 
wie es bei den REP eher ungewöhnlich ist. In dem Gewinnspiel wird u.a. die Frage 
gestellt, ob Adolf Hitler der erste Bundeskanzler war bzw. ob der Brandanschlag auf 
die Düsseldorfer Synagoge von zwei Obdachlosen verursacht wurde, die sich an ei-
nem Feuer wärmen wollten. Das Flugblatt bestätigt somit die Einschätzung der Ver-
fassungsschutzbehörden, dass bei den REP weiterhin Anhaltspunkte für den Ver-
dacht rechtsextremistischer Bestrebungen bestehen. Die Urheber des Flugblattes 
sind nach hiesiger Einschätzung im Kreisverband Düsseldorf zu suchen. Obwohl als 
Empfängeradresse angegeben, dürfte es sich bei dem Verfasser wohl nicht um die 
"Republikanische Jugend" handeln, sondern um einzelne Angehörige des REP-
Kreisverbandes Düsseldorf, der auch als V.i.S.d.P. firmiert. Die Existenz einer "Re-
publikanischen Jugend" des Kreisverbandes Düsseldorf erscheint nach den hier vor-
liegenden Erkenntnissen fraglich. 

Ausblick 
Den REP dürfte es schwer fallen, sich von dem Debakel bei der Landtagswahl in Ba-
den-Württemberg zu erholen. Der Trend der letzten Jahre zu einer stagnierenden bis 
rückläufigen Mitgliederentwicklung dürfte in näherer Zukunft kaum umkehrbar sein. 
Gehen auch die nächsten Wahlen - wie zu erwarten - für die REP ungünstig aus, 
könnten sich weitere Mitglieder und Funktionäre resigniert zurückziehen oder ande-
ren Organisationen zuwenden. Auch dürfte der Druck auf Dr. Schlierer zunehmen, 
seinen Posten zu räumen oder einen Kurswechsel vorzunehmen. 

1.2.2 Deutsche Volksunion (DVU) 

Die DVU war im Berichtszeitraum relativ inaktiv und machte auch kaum Schlagzeilen. 
Das ist für diese Partei aber nicht ungewöhnlich, da sie immer nur anlässlich von 
Wahlteilnahmen aktiv wird. 

Streit mit REP 
Der bisher praktizierte wechselseitige Verzicht zwischen REP und DVU auf Kandida-
turen bei Wahlen zu Gunsten der jeweils anderen Partei wurde von Seiten der REP 
aufgegeben. Auf die Hamburger Bürgerschaftswahl im September konzentriert die 
DVU ihre finanziellen und personellen Ressourcen im Jahr 2001, so dass die Ent-
scheidung der REP, an der Wahl teilzunehmen, zu heftigen Reaktionen seitens der 
DVU führte. In der "National-Zeitung/Deutsche Wochen-Zeitung" (NZ) des DVU-
Bundesvorsitzenden Dr. Gerhard Frey mit der Titelüberschrift "Macht die REP-Basis 
den Wahnsinn mit?" wurde der Beschluss des REP-Bundesvorstandes heftig atta-
ckiert. In dem Beitrag  wurde die REP-Parteiführung abqualifiziert. Mit erkennbarer 
Genugtuung verweist die NZ auf die "verheerenden Niederlagen" der REP bei den 
jüngsten Wahlen, insbesondere auf die "kürzliche Katastrophe" von Baden-
Württemberg mit dem Ausscheiden aus dem Landtag. Der REP-Bundesvorstand füh-
re die Partei von Niederlage zu Niederlage. Wo immer es bei Landtagswahlen seit 
Mitte der 90er Jahre zu einem Kräftemessen zwischen REP und DVU gekommen sei, 
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sei der Wahlkampf  - so die NZ in Siegerpose - klar zu Gunsten der DVU ausgegan-
gen. So sei auch bei der Hamburger Bürgerschaftswahl von 1997 die DVU mit einem 
Verhältnis der Wählerzahlen von 3 : 1 gegenüber den REP erfolgreich gewesen. Da 
auch bei der Hamburger Bürgerschaftswahl im September die Aussichten der DVU 
sehr viel günstiger seien als die der REP, mute deren Beschluss zur Wahlbeteiligung 
wie eine Mischung aus Harakiri und Kamikaze an. Kein Agent der Gegenseite, kein 
niederträchtiger Feind des deutschgesinnten Lagers habe sich diesen Beschluss 
besser ausdenken können. Er sei ein Fußtritt als Reaktion auf die von Frey ausge-
streckte Hand. 

Die Phase des Burgfriedens zwischen den Parteien, in der zumeist auf gegenseitige 
Angriffe verzichtet wurde, dürfte nun beendet sein. Bei der letzten Wahl zur Hambur-
ger Bürgerschaft am 21. September 1997 erzielte die DVU 4,9 % der Stimmen und 
verfehlte nur knapp den Einzug in die Bürgerschaft. Eine Wahlteilnahme der REP 
wird die Chancen der DVU erheblich verschlechtern, zumal auch die Partei Rechts-
staatlicher Offensive (PRO) des Richters Schill, die verstärkt die Unzufriedenen an-
sprechen will, eine Konkurrenz für sie darstellen wird. 

Freys Herrschaftsanspruch 
Seinen absoluten Herrschaftsanspruch in der DVU machte der Bundesvorsitzende 
Dr. Frey auf dem gemeinsamen Parteitag der DVU-Landesverbände Sachsen-Anhalt 
und Thüringen am 11. März deutlich. Als Reaktion auf die mangelnde Zahlungsmoral 
von DVU-Landtagsabgeordneten in Sachsen-Anhalt stellte er eine Beteiligung an der 
nächsten Landtagswahl in Sachsen-Anhalt in Frage. Die Begründung für Frey's alles 
dominierende Stellung findet sich im jüngst veröffentlichten Rechenschaftsbericht für 
das Jahr 1999. Danach ist die DVU mit knapp 11,5 Millionen DM überschuldet. Dieser 
Betrag wird von Dr. Frey kreditiert.  

Veranstaltung in NRW 
In NRW hat es am 09. Juni 2001 eine kleinere Zentralveranstaltung mit ca. 60 Teil-
nehmern gegeben. Die Veranstaltung in Bergheim verlief ohne Zwischenfälle. Die 
Vorsitzende der DVU-Fraktion im Landtag von Brandenburg, Liane Hesselbarth, hielt 
einen Vortrag zum Thema "Die Rolle der DVU in Mitteldeutschland". 

1.2.3 Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) 

NPD-Verbotsverfahren 
Nachdem nach der Bundesregierung auch Bundesrat und Bundestag ihre Verbotsan-
träge beim Bundesverfassungsgericht eingereicht haben, hat die NPD zu allen drei 
Anträgen bereits erwidert. Ihr Verfahrensbevollmächtigter Horst Mahler gab die Stel-
lungnahmen zu den Anträgen von Bundesregierung und Bundestag ab. Die Stellung-
nahme zum Antrag des Bundesrates wurde vom stellvertretenden NPD-
Bundesvorsitzenden Dr. Eisenecker verfasst und unterzeichnet. Diese Stellungnah-
men sind für die NPD eher kontraproduktiv, da sie die Vorwürfe gegenüber der NPD 
geradezu bestätigen.  
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Exkurs zu den Stellungnahmen der NPD im Verbotsverfahren 
Die von Horst Mahler verfasste Stellungnahme der NPD vom 20. April 2001 zum 
Verbotsantrag der Bundesregierung umfasst mit Anlagen 388 Seiten. Es finden 
sich an zahlreichen Stellen maßlose Angriffe auf die antragstellende Bundesregie-
rung und den demokratischen Rechtstaat. Beispielsweise heißt es: "Unversehens fin-
den wir uns in einer totalitären Meinungsdiktatur wieder - und es wird deutlich, dass 
die Bundesrepublik Deutschland keine Demokratie ist, nie eine war". 

An anderer Stelle heißt es: "Das Menschenbild der Regierung dagegen ist lebens-
feindlich und eine Bedrohung für alle Deutschen". 

Die Bundesregierung wird zudem in Zusammenhang mit einem Völkermord am eige-
nen Volk gebracht. In zahlreichen Passagen der NPD-Stellungnahme finden sich ab-
wegige, verschwörungstheoretische Anklänge. So hält es der Schriftsatz für aufklä-
rungsbedürftig, ob die Mitglieder des Parlamentarischen Rates "von den westlichen 
Siegermächten aufgrund tiefenpsychologischer Tests ausgewählt" wurden, mit denen 
sichergestellt werden sollte, "dass nur solche Persönlichkeiten in der Öffentlichkeit 
wirkten, die dem deutschen Wesen völlig entfremdet waren". 

An zahlreichen Stellen des Schriftsatzes klingen zudem Theorien an, nach denen die 
Ursachen des Zweiten Weltkrieges nicht in der aggressiven Politik der nationalsozia-
listischen Regierung, sondern in Verschwörungen amerikanischer/jüdischer Kreise zu 
suchen sind. Des Weiteren ist der Schriftsatz von einem schon fast obsessiven Anti-
semitismus durchzogen. Nahezu kein antisemitisches Ressentiment wird ausgelas-
sen. Nachfolgend einige Beispiele:  

"In der Berührung bewirkt der jüdische Geist die vollständige Entheiligung der 
germanischen Welt: Im Geistigen den Atheismus, in der bürgerlichen Gesell-
schaft die grenzenlose Käuflichkeit". 
"Man hört zuweilen - durchaus nicht selten - , dass die germanische Naivität und 
Redlichkeit der jüdischen Schläue und Skrupellosigkeit nicht gewachsen seien". 

"Die Zerstörung der Völker durch das jüdische Prinzip ist notwendig begleitet 
von der gewaltfundierten Bildung von Mikro-Ethnien (Banden, mafiotischen Ver-
brecherorganisationen, milizionäre Strukturen im politischen Parteienkampf, pa-
ra-staatliche religiöse Sekten usw.)". 

"An allen Fronten ist das Feldzeichen der Jüdischen Welthirtschaft die Deka-
denz". 
"Im Bewusstsein, das auserwählte Volk zu sein, bilden sie die Anti-Nation, die 
als solche der spirituelle Feind aller wahren Nationen ist. Bleiben diese ohne ein 
hinreichendes Feindbewusstsein, sind sie der Anti-Nation wehrlos ausgeliefert 
und werden von ihr zersetzt und schließlich vernichtet". 

"Gläubige Juden können den Gedanken an das Verderben der Gojim genießen. 
Sie bekennen sich zu ihrer Rolle als Zerstörer der Völker". "Diese Geschichte ist 
der Kampf des zersetzenden jüdischen Geistes gegen den sittlichen Geist der 
Germanen". 
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Der obsessive Antisemitismus des NPD-Schriftsatzes dürfte nicht zuletzt auf den Ver-
fahrensbevollmächtigten, Horst Mahler, zurückzuführen sein, der bereits in der Ver-
gangenheit verstärkt mit antisemitisch geprägten Ausführungen hervorgetreten ist, die 
zu einem staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren führten. 

Die Stellungnahme der NPD vom 30. Mai 2001 zum Verbotsantrag des Bundes-
tages ist bei weitem nicht so umfangreich, wie die zum Verbotsantrag der Bundesre-
gierung. Es finden sich aber auch in dieser Stellungnahme an zahlreichen Stellen 
maßlose Angriffe auf den Antragsteller und den demokratischen Rechtsstaat. Bei-
spielsweise heißt es: "Die politische Klasse beweist mit den Verbotsanträgen, dass 
sie sich gegen das eigene Volk und für die Interessen der Hauptsiegermacht USA 
entschieden hat". 

Zudem durchzieht den Schriftsatz an vielen Stellen ein ausgesprochener "Antiameri-
kanismus". Dies verdeutlicht folgendes Beispiel: "Die US-amerikanischen Eliten, so 
kann man schlussfolgern, wachsen - weitgehend ohne Kontakt zur kulturellen Sub-
stanz Europas - im kriminellen Milieu auf, deren Lebenselixier die Heuchelei ist. Dar-
an hat sich bis heute nichts geändert". 

Die vom stellvertretenden NPD-Bundesvorsitzenden, Dr. Eisenecker, verfasste Stel-
lungnahme zum Verbotsantrag des Bundesrates ist kürzer als die beiden voran-
gehenden Stellungnahmen von Mahler. Sie ist wesentlich weniger aggressiv als die 
Schriftsätze von Mahler und hat eher defensiven Charakter. Allerdings finden sich 
auch in diesem Schriftsatz etliche Passagen, die die Vorwürfe gegenüber der NPD 
bestätigen. Beispielsweise geht Eisenecker an mehreren Stellen auf den Vorwurf ein, 
dass die NPD gewaltbereite Skinheads und Neonazis einbindet und bestätigt dies 
ausdrücklich. In diesem Zusammenhang führt der Schriftsatz aus: 

"Im politischen Gesamtspektrum handelt es sich bei den genannten Personen-
kreisen  

(Anmerkung: hiermit sind die vorangehend genannten Neonazis und Skinheads ge-
meint) doch um solche, die im weitesten Sinne der politischen Strömung des Nationa-
lismus zuzuordnen sind oder dieser Strömung zumindest nahe stehen. Es handelt 
sich hier um ein real vorgegebenes Wirkfeld für die Antragsgegnerin." Im Schriftsatz 
finden sich auch Anklänge an ein rassistisches Weltbild. Ziemlich direkt wird propa-
giert, dass unter Berufung auf die angeblich "zeitlos gültigen Werte für das Verhalten 
des Einzelnen wie Gemeinschaften" keine Ehepartner anderer ethnischer Herkunft 
gewählt werden dürfen.  

Im Schriftsatz bekennt sich die NPD auch zu einer politischen Umwälzung. Diesbe-
züglich wird ausgeführt: "Sie (Anmerkung: gemeint ist die NPD) ist heute keine Kraft 
zur Bewahrung der bestehenden Zustände, sondern eine Kraft der politischen Um-
wälzung, der Neuorientierung". Hinzuweisen ist noch darauf, dass sich Eisenecker im 
Hinblick auf die Sicherstellung von Unterlagen anlässlich einer Durchsuchung bei 
Mahler einen Nachtrag zu seiner Stellungnahme vorbehält. 
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Sonderparteitag der NPD 
Am 3./4. März fand in Bayern ein Sonderparteitag der NPD statt, bei dem das Ver-
botsverfahren im Mittelpunkt stand. An Person und Strategie von Horst Mahler wurde 
zum Teil, auch von hohen Funktionären, heftige Kritik geübt. Die Kritiker konnten sich 
allerdings nicht durchsetzen. Nicht zuletzt auf eine Intervention des Bundesvorsitzen-
den ist es zurückzuführen, dass der Parteitag Mahler mit großer Mehrheit das Ver-
trauen aussprach. Parteiinterne Konflikte zeigten sich auch bei der Haltung zur 
"Revolutionären Plattform", einer innerparteilichen, neonazistisch geprägten 
Opposition innerhalb der NPD. Deren führendem Exponenten, Hupka, wurde nur mit 
knapper Mehrheit verweigert, auf dem Parteitag zu sprechen. 

Fortführung der aktionistischen Strategie 
Die NPD setzte ihre aktionistische Strategie mit Demonstrationen und Kundgebungen 
fort. Am 1. Mai demonstrierte die NPD in Berlin, Dresden, Mannheim, Augsburg und 
Essen. Die NPD-Demonstration in Essen wurde von ca. 280 Personen besucht. An 
dieser Demonstration nahmen nur wenige und - mit Ausnahme des Hauptredners 
Friedhelm Busse - auch keine führenden Neonazis teil. Fast alle nordrhein-
westfälischen Neonazis orientierten sich nach Frankfurt/Main, wo es am selben Tag 
zu einer zentralen bundesweiten Neonazi-Demonstration mit ca. 1.200 Teilnehmern 
kam. Auf der Demonstration in Essen dominierten daher nicht wie üblich die "Glatzen" 
(nur 40 - 50) das Bild. Die Demonstrationsteilnehmer waren ganz überwiegend 
NPD'ler bzw. eng verbundene Sympathisanten. Dies zeigt das nach wie vor ambiva-
lente Verhältnis von NPD zu den Neonazis, das zum Teil von Kooperation, aber auch 
von Konkurrenz geprägt ist.  

Bundesweit nahmen an den fünf Demonstrationen der NPD am 1. Mai knapp 3.400 
Menschen teil (Dresden 1.500, Berlin 1.100, Mannheim 300, Essen 280, Augsburg 
200). 

Dabei kam es zu teilweise massiven Störversuchen gewaltbereiter Autonomer. Die 
Gewalttätigkeiten der Autonomen richteten sich sowohl gegen die Polizei als auch 
gegen die Teilnehmer der rechtsextremistischen Demonstrationen.  

Neben der genannten Demonstration am 1. Mai wurden von der NPD noch zwei klei-
nere Demonstrationen in Nordrhein-Westfalen organisiert: Und zwar am 26. Januar 
2001 in Lüdenscheid mit ca. 150 Teilnehmern und am 24. Februar 2001 in Lüden-
scheid mit ca. 100 Teilnehmern. 

Kontroverse mit der Neonazi-Szene 
Die Demonstration der Neonazis am 1. Mai in Frankfurt/Main führte zu Spannungen 
mit der NPD. Auslöser hierfür war die dann auch umgesetzte Absicht des damaligen 
NPD-Landesvorsitzenden von Schleswig-Holstein, Peter Borchert, auf der Veranstal-
tung der Neonazis zu sprechen. Dies erfolgte gegen den Willen des NPD-
Bundesvorsitzenden Udo Voigt. In einem Sonderrundschreiben des Parteivorsitzen-
den zum 1. Mai heißt es diesbezüglich: "Es ist daher nicht einzusehen, dass zum 
gleichen Tag sogenannte Konkurrenzveranstalter im nationalen Lager versuchen 
(Anmerkung: gemeint ist die 1. Mai-Veranstaltung in Frankfurt), der NPD Teilnehmer 
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an unseren Kundgebungen abspenstig zu machen. Ich habe kein Verständnis für 
persönliche Eitelkeiten, denn es geht darum, die NPD als eine möglichst starke ge-
schlossene Kraft am 1. Mai darzustellen. Unsere Mitglieder haben die NPD als älteste 
nationale Partei in Deutschland mit ganzer Kraft zu unterstützen und sich nicht für ir-
gendwelche Profilneurotiker einzusetzen, die offensichtlich ihre Person über die Sa-
che stellen. Sie als Funktionsträger haben nun alles daran zu setzen, dass die Partei- 
und Organisationsdisziplin auch in die Tat umgesetzt wird und die Mitglieder darüber 
aufzuklären, dass z. B. die Demonstration am 1. Mai in Frankfurt keine Demonstration 
der NPD ist. Mit den zermürbenden ständigen Teilungsversuchen der nationalen 
Kräfte muss Schluss sein!"  

Der Auftritt Borcherts auf der Neonazidemonstration führte dann auch zur Amtsent-
hebung als schleswig-holsteinischer Landesvorsitzender. 

Die NPD bei Wahlen 
Im Berichtszeitraum nahm die NPD an den Landtagswahlen in Baden-Württemberg 
und Rheinland-Pfalz am 25. März 2001 teil. Dabei blieb sie wahlpolitisch bedeutungs-
los. In Baden-Württemberg konnte sie nur in 34 von 70 Wahlkreisen Kandidaten stel-
len und erreichte landesweit lediglich 0,2 % Stimmenanteil. In Rheinland-Pfalz konnte 
sie sich auf niedrigem Niveau von 0,4 % auf 0,5 % Stimmenanteil steigern. 

Die Kommunalwahlen in Hessen am 18. Mai 2001 waren für die NPD insoweit bedeu-
tungsvoll, als dass es ihr nicht in bisherigem Umfang gelungen ist, die an lokal be-
kannte Personen gebundene Verankerung vor Ort in Stimmanteile ihrer Kandidaten 
umzusetzen. Sie verlor vielmehr in ihren hessischen Hochburgen, den kleinen Ge-
meinden Ehringshausen, Wölfersheim und Leun, deutlich an Stimmanteilen. In Wöl-
fersheim stürzte sie von 22,7 % auf 12,1 % und in Leun von 21,5 % auf 8,9 % ab. In 
Ehringshausen schrumpfte ihr Anteil sogar auf ein Drittel des ursprünglichen Anteils 
(22,9 % in 1996, 7,1 % in 2001). Andererseits gelang es ihr zum ersten Mal in die 
Kreistage in der Wetterau (3,3 %) und im Lahn/Dill-Kreis (1,8 %) einzuziehen. 

Bei den jüngsten Bürgermeister- und Landratswahlen in Sachsen am 10. Juni 2001 
gelangen dem stärksten Landesverband der NPD einige spektakuläre Erfolge. So 
konnten z. B. ihre Kandidaten in Königstein 16,2 %, in Hohnstein 9,0 %, in Sebnitz 
7,6 % und in Riesa (Wahl bereits am 06. Mai 2001) 6,5 % Stimmenanteile erzielen. 

NPD-Demonstration am 16. Juni in Göttingen 
Führte die Demonstration der Neonazis am 1. Mai in Frankfurt/Main zu Spannungen 
zwischen der NPD und der Neonazi-Szene, so zeigte sich am 16. Juni in Göttingen 
doch wieder ein Zusammengehen beider Lager. An diesem Tag demonstrierten in 
Göttingen unter dem Motto "Freiheit für die Völker - stoppt den Globalisierungswahn!" 
etwa 550 NPD-Anhänger, Skinheads und "Kameradschaften", darunter auch die füh-
renden Neonazis Thomas Wulff, Peter Naumann und Siegfried Borchardt aus Dort-
mund.  

Der NPD-Parteivorsitzende Udo Voigt äußerte sich in seiner Rede sehr zufrieden 
darüber, dass so viele dem Ruf nach Göttingen gefolgt seien, unabhängig davon, ob 
es sich um Anhänger der Partei oder der "freien Kameradschaften" handele. Voigt 
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ließ in seiner Rede erneut erkennen, dass er keine Berührungsängste mit außerpar-
teilich organisierten Gesinnungsgenossen hat, wie sich an der Teilnahme namhafter 
Neonazis und deren aktiver Mitwirkung an der Veranstaltung zeigte. 

Wegen Unstimmigkeiten mit den Einsatzkräften der Polizei über den Demonstrati-
onsweg traten die Demonstranten vorübergehend in einen Sitzstreik. Nach Angaben 
der Polizei spielte bei der Demonstration ein bekannter nordrhein-westfälischer Neo-
nazi aus Bielefeld eine hervorgehobene Rolle. 

Am 23. Juni 2001 demonstrierte die Neonazi-Szene in Siegburg unter dem Motto 
"Kriminelle Ausländer sofort ausweisen". Hintergrund war der Angriff auf einen Skin-
head am 16. Juni 2001 in der Siegburger Innenstadt. An der Veranstaltung nahmen 
ca. 170 Personen teil. Einer der Organisatoren betonte in einer kurzen Rede, dass 
auch er in der Vergangenheit mit der NPD/JN seine Probleme gehabt habe, aber an 
einem Tag "wie heute" alle zusammenstehen müssten. Der ebenfalls anwesende JN-
Landesvorsitzende Claus Cremer brachte in einem kurzen Grußwort zum Ausdruck, 
dass ein Zusammenstehen aller Kräfte gefordert sei. 

Die Veranstaltungen in Göttingen und Siegburg lassen darauf schließen, dass sich 
die NPD in jüngster Zeit wieder mehr um eine Zusammenarbeit mit der Neonazi-
Szene bemüht. 

1.2.3.1 Junge Nationaldemokraten (JN) 

Der ehemalige JN-Landesvorsitzende Thorsten Crämer wurde im Zusammenhang 
mit dem Überfall auf die Gedenkstätte Kemna in Wuppertal im Juli 2000 am 09. Ja-
nuar 2001 zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren und drei Monaten ohne Bewäh-
rung verurteilt. Gegen Crämer wurde ein Parteiausschlussverfahren eingeleitet. Bis 
zur Neuwahl eines Landesvorsitzenden werden die Aufgaben nach wie vor von Claus 
Cremer kommissarisch wahrgenommen. Ein JN-Landeskongress mit der Neuwahl ei-
nes JN-Landesvorsitzenden hat bisher nicht stattgefunden. 

JN-Mädelbund NRW 
Mit Rundschreiben von April 2001 an alle Mitglieder und Mitgliedsanwärter der JN 
NRW teilt der Landesverband der nordrhein-westfälischen Jungen Nationaldemokra-
ten die Gründung des "JN-Mädelbund-NRW" mit. Zur Mädelbeauftragten wurde eine 
junge Frau vom JN-Stützpunkt Duisburg ernannt. In dem Rundschreiben heißt es u. 
a.: "Ziel und Zweck dieser Organisation in der Organisation ist es, auch dem femini-
nen Teil unserer Bewegung, ein auf ihre Interessen und Probleme zugeschnittenes 
Sprachrohr zu bieten! Politische Konzepte (Selbstbild der Frau im Nationalismus, 
Umwelt- und Tierschutz, Familienpolitik etc.), sowie auch die kameradschaftliche Sei-
te (Kameradschaftsabende endlich einmal ohne Männer) sollen im Mädelbund -NRW 
bearbeitet werden." 

Neue JN-Publikation 
Seit Mai 2001 erscheint das neue Organ der JN NRW "Funkenflug" als Teil der NPD-
Publikation "Deutsche Zukunft". Verantwortlich zeichnet der JN-Landesvorsitzende 
Claus Cremer. In der Juni-Ausgabe heißt es unter der Überschrift "JN wächst": "Wei-
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ter so, ihr Deutschenhasser. Ihr haltet die Jugend nicht auf. Durch das Verbotsgefasel 
bezüglich der NPD/JN kam es in den letzten Wochen zu einer dramatisch positiven 
Mitgliederentwicklung, zu der auch der neugegründete Mädelbund der JN kräftig bei-
trug. Von wegen Nationalisten sind nur Männer, - der Frauenanteil direkt bei der JN-
NRW beträgt jetzt bereits über dreißig Prozent,    - mit weiter wachsender Perspekti-
ve. Also, hetzt mal schön weiter, der Nationalismus profitiert,  - die Oligarchie verliert." 

1.2.4 Ab jetzt Bündnis für Deutschland (BfD) 

Unter dem Motto  "Vision 2002 - Einzug in den Deutschen Bundestag. Wer will kandi-
dieren?" wirbt das Bündnis zur Zeit schon für die Bundestagswahl 2002. Es bietet ei-
nen "sicheren" Listenplatz "in den 16 Bundesländern, wenn Sie uns 5.000 DM spen-
den". Nachteil für potenzielle Interessenten für dieses Angebot des "Kaufs" eines 
"Bundestagsmandats" ist nur, dass der BfD mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit kein Mandat erhalten wird. Wahlkampfschwerpunkte sollen die bekann-
ten, besonders von Rechtsextremisten schon in der Vergangenheit bevorzugten 
Themen sein. So wird u. a. gefordert: 

• "Bekämpfung der Ausländerkriminalität und Schluss mit der Zuwanderung; 
denn das Boot ist voll 

 

• Bildung, Schluss mit Lehrermangel und Schluss mit Islamkunde an deutschen 
Schulen." 

Das Bündnis ist bisher nicht über die Rolle einer kleinen örtlichen rechtsextremisti-
schen Splittergruppe hinaus gekommen. Die Bemühungen, durch Zusammenschluss 
mit anderen rechtsextremistischen Gruppierungen ein größeres Wählerpotential zu 
erreichen, sind bisher erfolglos geblieben. 

1.2.5 Bürgerbewegung pro Köln e. V. (Pro Köln) 

Die von der Deutschen Liga für Volk und Heimat (DLVH) getragene "Bürgerbewe-
gung pro Köln e.V." wurde seinerzeit zum Zweck der Teilnahme an den Kommunal-
wahlen gegründet, trat aber kaum in Erscheinung und erzielte bisher vor Ort auch 
keine Resonanz.  

Für den 19. Juli lud die "Bürgerbewegung pro Köln e.V." zu einer Versammlung zum 
Thema "NEIN zum DROGENstrich" ein. Nachdem dem Inhaber des Veranstaltungs-
lokals bekannt wurde, wer sich hinter der Bürgerbewegung verbirgt, kündigte er den 
Mietvertrag. Die Bürgerbewegung veranstaltete daraufhin eine Kundgebung, an der 
ca. 60 Personen teilnahmen. Die Polizei verhinderte durch räumliche Trennung Aus-
einandersetzungen mit ca. 40 Gegendemonstranten. 

1.2.6 Gesellschaft für Freie Publizistik e. V. (GFP) 

Die GFP, mitgliederstärkstes Forum rechtsextremistischer Verleger und Publizisten, 
führte ihren diesjährigen "Deutschen Kongress" vom 27. bis 29. April 2001 in Hohen-
roda (Hessen) durch. Das Kongressprogramm stand unter dem Motto "Deutschland 
wird leben" und beinhaltete u.a. einen Beitrag zur Lage der "Nationalen" in Deutsch-
land ("Leben wir noch in einem Rechtsstaat?"), das Thema "Ausländer- und Asylan-
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ten - ein drängendes Problem" sowie den Vortrag eines ständigen Autors der "Jungen 
Freiheit" ("Die Entartung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung zur antifa-
schistisch-volksdemokratischen Herrschaft").  

Als "Hutten-Preisträger 2001" wurde der einschlägig vorbestrafte rechtsextremistische 
Verleger und Revisionist Udo Walendy geehrt. 

Im Rahmen des Kongresses fand auch die Jahreshauptversammlung der GFP statt, 
in der der Vorstand um den GFP-Vorsitzenden Dr. Rolf Kosiek im Wesentlichen bes-
tätigt wurde.  

1.2.7 Weltbund zum Schutze des Lebens; Bundesverband 
Deutschland e.V. (WSL-D) und Collegium Humanum 

Der 1961 gegründete WSL-D gibt in der Publikation "Stimme des Gewissens" Nr. 
1/2001 (Januar-Februar) seine Auflösung bekannt. Gründe hierfür seien u.a. der ü-
beralterte Mitgliederbestand, mangelnder Nachwuchs und die seit langem einge-
schlafenen internationalen Strukturen. Da vor diesem Hintergrund eine satzungsmä-
ßige Vereinstätigkeit nicht mehr möglich sei, hätten die Finanzbehörden dem WSL-D 
die Gemeinnützigkeit aberkannt. 

Die seit 1986 gemeinsam von WSL-D und "Collegium Humanum e.V." herausgege-
bene Publikation "Stimme des Gewissens" wird nach eigenen Angaben nunmehr vom 
Verein "Collegium Humanum" als Alleinherausgeber fortgeführt. Einzelne Beiträge 
der Schrift bieten tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht einer rechtsextremisti-
schen Bestrebung. Die Schrift ist auszugsweise im Internet vertreten. So enthält die 
Homepage eines nicht bekannten Betreibers neben zahlreichen Links auf rechtsext-
remistische Organisationen und Publikationen auch Artikel früherer Ausgaben von 
"Stimme des Gewissens". Alle Mitglieder und bisherigen Bezieher der Schrift werden 
als fördernde Mitglieder des "Collegium Humanum e.V." betrachtet. 

Der Verein "Collegium Humanum" mit seinem Vereinshaus in Vlotho ist bereits seit 
1972 Mitglied im Weltbund. Neben der Herausgabe der Publikation führten die beiden 
Vereine in der Vergangenheit u.a. gemeinsame Veranstaltungen durch. Das Vereins-
gebäude  "Collegium Humanum" wurde in der Öffentlichkeit insbesondere auch als 
Tagungsstätte von Rechtsextremisten bekannt. So fand u.a. im April 2001 ein sog. 
Schulungswochenende mit bekannten Neonazis aus Ostwestfalen statt. 

1.3 Neonazismus (Neonazi-Szene) 

Die Neonazi-Szene setzte die im Herbst vergangenen Jahres begonnene aktionisti-
sche Strategie in NRW mit mehreren Demonstrationen in 2001 fort. Sie demonstrierte 
am 

• 10. Februar in Hagen (ca. 300 Teilnehmer),  
 

• 3. März in Dortmund (ca. 300 Teilnehmer),  
 

• 24. März 2001 gemeinsam mit niederländischen Neonazis in Herzogenrath 
und Kerkrade-NL (jeweils ca. 120 Teilnehmer), 
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• 14. April in Ennepetal (ca. 60 Teilnehmer), 
 

• 16. April erneut in Hagen (ca. 150 Teilnehmer),  
 

• 28. April in Lüdenscheid (ca. 60 Teilnehmer),  
 

• 8. Juni (ca. 50 Teilnehmer) und 22. Juni (ca. 60 Teilnehmer) vor 
Polizeigebäuden in Dortmund,  

 

• 23. Juni in Siegburg mit 170 Teilnehmern (Hintergrund hierfür war ein Überfall 
auf drei Angehörige der rechtsextremen Szene am 15. Juni in Siegburg, bei 
dem einer von ihnen lebensgefährliche Kopfverletzungen erlitt). Unter den 
Demonstranten befanden sich auch einige führende niederländische Neonazis,  

 

• 30. Juni in Meschede (ca. 140 Teilnehmer) und am 
 

• 7. Juli in Gevelsberg (ca. 120 Teilnehmer). 
Die tendenziell festzustellende geringere Teilnehmerzahl von Rechtsextremisten an 
diesen öffentlichen Aufzügen gegenüber vergleichbaren Veranstaltungen im Vorjahr 
sind Anzeichen einer gewissen "Ermüdung" der Szeneangehörigen aufgrund der 
Häufigkeit derartiger Veranstaltungen.  

Neonazis und Gewalt 
Am 13. Januar 2001 kam es in München durch einen Angehörigen der nordrhein-
westfälischen Neonazi-Szene als vermutlichem Haupttäter zu einem versuchten Tö-
tungsdelikt zum Nachteil eines griechischen Staatsangehörigen. Er konnte zunächst 
flüchten, wurde jedoch am 02. Februar 2001 bei Rotterdam festgenommen.  

Mit Urteil vom 21. Februar 2001 hat das Landgericht Wuppertal vier Angehörige der 
rechtsextremistischen Szene wegen eines Brandanschlages auf ein Flüchtlingswohn-
heim in Wuppertal am 23. September 2000 zu Freiheitsstrafen von jeweils zweimal 
10 Jahren, einmal 9 Jahren und einmal 4 Jahren und 6 Monaten verurteilt. 

Szene - Publikationen 
In NRW sind Neonazis vermehrt mit eigenen Publikationen aktiv. Im Januar und Juni 
2001 erschienen die Ausgaben 1 und 2 der neuen Publikation "Triskele", die laut Im-
pressum von einer Frau aus Essen herausgegeben wird. Die Publikation, die offen-
sichtlich von Frauen für Frauen erstellt wird, befasst sich inhaltlich eindeutig mit in der 
Szene aktuellen Themen. 

In 2001 erschien eine neue Ausgabe der Publikation "Der Förderturm", einer Neona-
zi-Publikation aus dem Ruhrgebiet. Des Weiteren erschien die erste Ausgabe einer 
Publikation Namens "Final Call - Die neue Ordnung". Auch wenn sich zahlreiche Arti-
kel mit der Skinhead-Szene beschäftigen, z. B. Interviews mit rechtsextremistischen 
Skinhead-Bands, CD-Besprechungen etc., so stehen doch eindeutig solche mit rein 
politischem, neonazistischem Charakter im Vordergrund. Es handelt sich daher nicht 
um ein klassisches Fanzine der Skinhead-Szene, vielmehr hat "Final Call" eher den 
Charakter einer Neonazi-Publikation. Verantwortlicher im Sinne des Pressegesetzes 
ist der bekannte Neonazi Michael Krick, der ursprünglich aus dem Bereich der "Sau-
erländer Aktionsfront" (SAF) stammt, danach nach Dortmund verzog und seit einiger 
Zeit zur Festnahme ausgeschrieben ist. Sein derzeitiger Aufenthaltsort ist unbekannt; 
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er hielt sich jedoch zumindest zeitweise in den Niederlanden auf. Die Publikation "Fi-
nal Call" enthält auch ein Interview mit ihm. Dort äußert er sich unter anderem wie 
folgt: "Ich glaube an den Endsieg! Es wird einige Blutopfer kosten. Die derzeitige Het-
ze zeigt mal wieder, dass wir auf dem richtigen Weg sind. Das System handelt wie 
eine in die Enge getriebene Ratte. Das letzte Aufbäumen." 

Krick erlangte darüber hinaus durch einen Beitrag des Fernsehmagazins "Frontal 21" 
vom 15. Mai 2001 eine gewisse Medienbekanntheit. Dort äußerte er sich vor laufen-
der Kamera anlässlich eines Treffens deutscher und niederländischer Neonazis in 
den Niederlanden wie folgt:  

"Greift das System und ihre Knechte an, wo immer es geht. Auch die, die gegen 
unsere Rasse vorgehen und sie zu vernichten suchen. Staatsschmutz, Staats-
anwälte, Richter haben Namen, Adresse und Familie. Eurer Phantasie sind 
hierbei keine Grenzen gesetzt. Als Vorbild mag uns hierbei die baskische ETA 
dienen... Zeigt kein Erbarmen, keine Reue. Der weiße arische Widerstand lebt. 
Bildet Zellen nach dem Vorbild des führerlosen Widerstandes. Unterstützt die 
national-revolutionären Zellen. Sieg oder Walhalla!"  

Aufgrund dieser Äußerungen wurde gegen Krick ein weiteres staatsanwaltschaftli-
ches Ermittlungsverfahren eingeleitet. 

Publizistisch aktiv war die Neonazi-Szene daneben mit der Herausgabe der Nr. 2 des 
"Sauerländer Stürmer", einem Blatt der "Sauerländer Aktionsfront" (SAF) und, im April 
des Jahres, mit der Ausgabe 01/01 des "Düsseldorfer Beobachters".  

Kontakte in die Niederlande 
Die gute Zusammenarbeit zwischen deutschen und niederländischen Neonazis wur-
de auch im ersten Halbjahr 2001 fortgesetzt. So beteiligten sich am 03. Februar 2001 
in Kerkrade/Niederlande mehrere Angehörige der NRW-Neonazi-Szene an einer öf-
fentlichen Veranstaltung der niederländischen Partei NVU. 13 von ihnen wurden we-
gen Missachtung eines Platzverweises festgenommen, darunter die bekannten nord-
rhein-westfälischen Neonazis Siegfried Borchardt, Sven Skoda und Christian Malcoci.  

Am 24. März 2001 beteiligten sich deutsche und niederländische Neonazis an einer 
von Christian Malcoci sowohl in Herzogenrath als auch in Kerkrade/Niederlande an-
gemeldeten Demonstration. Anlässlich des Parteitages der NVU am 06. Mai 2001 bei 
Nijmegen/Niederlande wurde Christian Malcoci zum Parteisekretär gewählt. 

Am 26. Mai 2001 beteiligten sich deutsche - u. a. nordrhein-westfälische - Neonazis 
an der "Besetzung" einer holländischen Kaserne durch "freie Nationalisten" in Eind-
hoven/Niederlande. 

Verhältnis Neonazi-Szene zur NPD 
Die Demonstration der Neonazi-Szene in Konkurrenz zur NPD am 01. Mai 2001 in 
Frankfurt/Main führte zu neuen Spannungen im Verhältnis zur NPD. Der Umstand, 
dass der damalige schleswig-holsteinische NPD-Landesvorsitzende Peter Borchert 
trotz des Widerstandes der Bundesparteiführung der NPD auf dieser 1. Mai - De-
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monstration der Neonazi-Szene als Redner auftrat, führte zu seiner Absetzung als 
Landesvorsitzender. Dies wiederum provozierte heftige Reaktionen der Neonazi-
Szene. In einer Internet-Einstellung aus der Neonazi-Szene hieß es diesbezüglich:  

"1. Mai-Skandal in der NPD: Ist der Parteivorstand schon geistig 'ausgestiegen'? 
Das 'Aussteiger'-Programm für sogenannte Neonazis konnte offenbar seinen 
ersten großen Erfolg verbuchen. In einer gut geplanten Aktion gelang es der 
Bundesregierung sogar, gleich den gesamten NPD-Parteivorstand zu überzeu-
gen. ... Soviel zur Satire, nun zum Ernst: Die Partei, die immer so gerne vom 
Kampf um Deutschland spricht, verbietet ihren eigenen Funktionären, für 
Deutschland zu sprechen! So wurde der NPD-Landesvorsitzende von Schles-
wig-Holstein, Peter Borchert, schon im Vorfeld des 1. Mai in Frankfurt/Main ge-
nötigt, auf seine geplante Rede bei der Großdemonstration am 1. Mai in Frank-
furt/Main zu verzichten. Der NPD-Parteivorstand bezeichnet diese Demonstrati-
on, die von parteigebundenen und freien Kräften gleichermaßen organisiert 
wird, als eine Veranstaltung 'anderer Kreise'. Dort habe ein NPD-Funktionär am 
1. Mai nicht zu sprechen. (...) Für seinen Mangel an Kadaver-Gehorsam wurde 
Peter Borchert mit Beschluss vom 22.04.2001 seines Amtes als Landesvorsit-
zender enthoben! Wieder einmal hat die NPD-Führung eindrucksvoll unter Be-
weis gestellt, dass sie von der staatlichen Repression schon viel gelernt hat. Zu 
offenkundig ist, dass die 'Verletzung der innerparteilichen Disziplin' nur ein will-
kommener Vorwand war, um einen unbequemen Aktivisten kalt zu stellen." 

Im Augenblick scheint das ambivalente Verhältnis von NPD zur Neonazi-Szene, das 
schon bisher von gleichzeitiger Konkurrenz und Kooperation geprägt war, sich wieder 
etwas mehr in Richtung Kooperation zu entwickeln. Hierfür spricht die Tatsache, dass 
sich an einer NPD-Demonstration in Göttingen am 16. Juni 2001 neben dem NPD-
Vorsitzenden Voigt unter anderem auch die Neonazi-"Größen" Siegfried Borchardt 
und Thomas Wulff aus Hamburg beteiligten und der JN-Landesvorsitzende von NRW, 
Claus Cremer, auf der Neonazi-Demonstration am 23. Juni 2001 in Siegburg ein ver-
söhnliches Grußwort sprach. 

Demonstrationen zum Todestag von Rudolf Heß 
Der 14. Todestag des ehemaligen "Führerstellvertreters" Rudolf Heß am 17. August 
2001 wurde auch in diesem Jahr von der Szene zu öffentlichkeitswirksamen Aktionen 
genutzt. Über das Internet und die "Nationalen Infotelefone" wurde bereits Wochen 
vorher zu kreativen Aktionen aus Anlass der "Heß-Aktionswochen" vom 11. bis 26. 
August 2001 aufgerufen.  

Der von dem seit Jahren in und für die Neonazi-Szene tätigen Hamburger Rechtsan-
walt Jürgen Rieger als zentraler Aufmarsch für den 18. August 2001 in Wunsie-
del/Bayern - Grabstätte von Rudolf Heß - angemeldete Demonstrationszug fand unter 
Beteiligung von ca. 900 Szeneangehörigen statt. Unter den Teilnehmern waren auch 
zahlreiche nordrhein-westfälische Neonazis. Die Veranstaltung, bei der es zu 13 vor-
läufigen Festnahmen kam, war zunächst vom Landratsamt Wunsiedel verboten wor-
den. Das Verbot wurde vom Verwaltungsgericht in Bayreuth bestätigt, dann jedoch 
vom Verwaltungsgerichtshof des Freistaates Bayern aufgehoben. Redner waren u. a. 
der bundesweit bekannte Hamburger Neonazi Thomas  Wulff und der Anmelder Rie-
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ger. Gegen die Veranstaltung demonstrierten ca. 150 Angehörige der "linken Szene", 
wobei es aber zu keinen besonderen Zwischenfällen kam. 

Die Szene in Nordrhein-Westfalen veranstaltete in diesem Jahr keine so genannten 
"Spontanzusammenkünfte" sondern führte landesweit Klebeaktionen mit themenbe-
zogenen "Flyern" und Plakataktionen durch. Das Material hierfür wurde, wie in den 
Vorjahren, vom "R & K Verlag" des Rüdiger Kashner, Hagen, zum Kauf angeboten. 
Vereinzelt wurden an Autobahn- oder Fußgängerbrücken Bettbezüge mit "Heß-
Sprüchen" angebracht. Eine von einer führenden Aktivistin aus dem Sauerland an-
gemeldete Kundgebung mit Kranzniederlegung wurde verboten. Gegen das Verbot 
wurden bis hin zum Bundesverfassungsgericht Rechtsmittel eingelegt, die aber er-
folglos blieben. Eine für den 16. August 2001 in Dortmund angemeldete Versamm-
lung unter freiem Himmel mit Heß-Bezug wurde durch den Polizeipräsidenten Dort-
mund verboten. Gegen das Verbot wurden keine Rechtsmittel eingelegt. Die ausge-
sprochenen Verbote wurden insgesamt beachtet. 

Obwohl die Aktivitäten der Szene  aus Anlass des Todestages von Rudolf  Heß nicht 
mehr die Bedeutung früherer Jahre haben, was nicht zuletzt auf die Maßnahmen der 
Sicherheitsbehörden zurückzuführen ist, bleibt Heß für die Szene eine wichtige Identi-
fikationsfigur. Die diesjährige Entscheidung des bayerischen Verwaltungsgerichtsho-
fes wird die Szene sicherlich ermuntern, für nächstes Jahr erneut eine zentrale Heß-
Veranstaltung in Wunsiedel anzumelden. 

1.4 Rechtsextremistische Skinheads 

Das am 14. September 2000 vom Bundesminister des Innern ausgesprochene Ver-
bot der Skinhead-Gruppierung "Blood and Honour" und deren Jugendorganisation 
"White Youth" ist mittlerweile rechtskräftig. Eine gegen das Verbot gerichtete Klage 
der Organisation wurde schon aus formalen Gründen abgewiesen.  

Skinkonzerte 
In Nordrhein-Westfalen kam es seit März 2001 zu mehreren Skinkonzerten: 

• Am 31. März 2001 fand in den Räumen des "Collegium Humanum" in 
Vlotho/Kreis Herford eine zunächst als Skinhead-Konzert geplante 
Musikveranstaltung statt, an der zwischen 150 und 170 Zuhörer teilnahmen. 
Es handelte sich um Personen, die u. a. der rechtsextremistischen Skinhead-
Szene zuzuordnen sind, darunter auch etwa 30 weibliche Personen 
(sogenannte Renees). Anwesend war auch der Vorsitzende des NPD-
Kreisverbandes Minden. Bei der Veranstaltung handelte es sich eher um einen 
Balladen- bzw. Liederabend. Die jeweiligen Sänger der Bands "Nemesis" aus 
Schottland und "Sleipnir" aus Gütersloh trugen Lieder vor, die zum Teil 
Bestandteil von veröffentlichten CDs sind. Die Veranstaltung wurde von einem 
Angehörigen der verbotenen "Blood and Honour"-Bewegung organisiert und 
geleitet. Vereinzelt kam es zu Propagandadelikten (z. B. Zeigen des "Hitler-
Grußes"). 

 

• Am 28. April 2001 fand in Gevelsberg/Ennepe-Ruhr-Kreis ein Skinhead-
Konzert statt, an dem etwa 300 Personen aus der rechtsextremistischen 
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Skinhead-Szene und dem Neonazi-Bereich teilnahmen. Es traten zwei Bands 
aus NRW und eine englische Band auf. Während der Veranstaltung wurden 
auch Lieder von indizierten CDs gespielt und Propagandadelikte begangen. 

 

• Ein weiteres Skinhead-Konzert fand am 12. Mai 2001 in einer leerstehenden 
Fabrikhalle in Bünde/Kreis Herford statt, an dem etwa 150 Personen aus dem 
rechtsextremistischen Skinhead-Bereich teilnahmen. Es traten jeweils eine 
Band aus Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen auf. Zu dem Skinhead-
Konzert hatte ein bekannter Rechtsextremist aus dem Kreis Herford anlässlich 
seines 30. Geburtstages eingeladen. 

Gewalttaten 
Auch im ersten Halbjahr 2001 kam es wieder mehrfach zu Gewalttätigkeiten gegen 
Ausländer oder nur fremdländisch aussehende Personen. Es sollen hier nur drei be-
sonders medienwirksame Ereignisse genannt werden: 

• Vier Mädchen (14 bis 16 Jahre alt) und zwei männliche Personen (15 und 21 
Jahre alt) begingen am 10. Mai 2001 in Bochum einen brutalen Überfall auf 
zwei dunkelhäutige Schülerinnen (17 und 22 Jahre alt) aus Brasilien und 
Ruanda. Nachdem die beiden Geschädigten von den Skinheads mit 
ausländerfeindlichen Parolen beleidigt worden waren, wurden sie von zwei 
weiblichen Tatverdächtigen geschlagen und - am Boden liegend - getreten. 
Außerdem drohten sie, einem der Opfer die Haare anzuzünden. 

 

• Ein libanesischer Staatsangehöriger und seine deutsche Frau hielten sich am 
26. Mai 2001 in der Innenstadt von Minden auf, als sich ihnen eine vierköpfige 
Skinhead-Gruppe näherte. Dem Libanesen wurde massiv ins Gesicht 
geschlagen. Noch am Boden liegend wurde er getreten. Gleichzeitig 
beschimpften die Skinheads den Libanesen und seine Frau mit 
ausländerfeindlichen Äußerungen. Der 23jährige, zur Zeit in Niedersachsen 
wohnende, Haupttäter aus Brandenburg ist als rechtsextremistischer 
Gewalttäter bekannt. Zwei Tatverdächtige sind im Zusammenhang mit der 
NPD in Erscheinung getreten. 

 

• Mehrere Skinheads haben am 09. Juni 2001 in Kirchhundem/Kreis Olpe und 
Hilchenbach/Kreis Siegen vier Personen bei Schlägereien verletzt. Zunächst 
griffen sie auf einem Schützenplatz in Kirchhundem einen 28jährigen 
Deutschen an. Danach flüchteten die Skinheads mit einem Pkw nach 
Hilchenbach. Auf dem dortigen Marktplatz attackierten sie zunächst einen 
21jährigen Deutschen. Kurz darauf überquerte ein 18jähriger Türke den 
Marktplatz. Als er die Skinheads erkannte, versuchte er ihnen auszuweichen. 
Die beiden Haupttatverdächtigen versperrten ihm jedoch den Weg und 
schlugen und traten auf ihr Opfer ein. Auch ein Portugiese, der die 
Auseinandersetzung beobachtet hatte und schlichtend eingreifen wollte, wurde 
geschlagen. Gegenüber den Geschädigten und den eingesetzten 
Polizeibeamten wurden rechtsextremistische und fremdenfeindliche Parolen 
gerufen. Zwei Haupttatverdächtige drohten den Polizeibeamten und leisteten 
Widerstand. 
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1.5 Revisionismus 

Internationaler Revisionisten-Kongress abgesagt 
Der Versuch, einen großen internationalen Revisionisten-Kongress vom 31. März bis 
zum 3. April 2001 in Beirut abzuhalten, scheiterte an Widerständen im arabischen 
Raum. Eingeladen hatte eine der bekanntesten revisionistischen Institutionen im eng-
lischsprachigen Raum, das "Institut for Historical Review" (IHR) mit Sitz in Kalifornien. 
Der Hinweis auf die Veranstaltung wurde auf der Homepage des IHR im Internet ver-
öffentlicht. Thema des Kongresses sollte das Verhältnis von "westlichen" und arabi-
schen Revisionisten sein. Eine der wesentlichen Gemeinsamkeiten dürfte hier die 
feindliche Haltung gegenüber Israel bzw. jüdischen Glaubensangehörigen sein. 

Weitere juristische Niederlage für Irving 
In dem von dem bekannten Revisionisten David Irving im Jahre 1996 gegen die ame-
rikanische Historikerin Deborah Lipstadt und deren Verlag Penguin Books ange-
strengten Verleumdungsprozess fand am 20. Juli 2001 in London die Verhandlung 
über den Antrag Irvings auf Eröffnung eines Revisionsverfahrens statt; die US-Autorin 
hatte in ihrem im Jahre 1994 erschienenen Buch "Die Leugnung des Holocaust" Ir-
ving u.a. als "einen der gefährlichsten Sprecher für die Leugnung des Holocaust" be-
zeichnet. Die mit großem Medieninteresse verfolgte Verhandlung endete mit der Ab-
weisung in allen Punkten. Mit dieser Entscheidung und der Verpflichtung, Verfahren-
kosten von weit über 7 Millionen DM zu zahlen, dürfte Irving vor dem finanziellen Ruin 
stehen. 

1.6 Neue Rechte 

1.6.1 Junge Freiheit (JF) 

Verwaltungsstreitverfahren der JF gegen das Land NRW abgeschlossen 
Das Verwaltungsgericht Düsseldorf hatte 1997 die Bewertung der "Jungen Freiheit" 
(JF) durch den nordrhein-westfälischen Verfassungsschutz bestätigt. Mit Beschluss 
vom 22. Mai 2001 (5 A 2055/97) hat das Oberverwaltungsgericht (OVG)  in Münster 
die Berufung gegen das Urteil des Verwaltungsgerichtes nicht zugelassen. In der Be-
gründung seines Beschlusses führt das OVG u.a. aus, dass verschiedene Veröffentli-
chungen der JF tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht von Bestrebungen er-
kennen lassen, die gegen das Demokratieprinzip gerichtet sind. Überdies ergebe sich 
das Bild einer die Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) und das Diskriminierungsverbot 
des Art. 3 Abs. 3 GG missachtenden fremdenfeindlichen und antisemitischen 
Ausrichtung, die pauschal und diffamierend Ausländer, insbesondere Flüchtlinge, für 
den Verlust der deutschen Identität, für Arbeitslosigkeit, Kriminalität, Wohnungsnot, 
steigende Sozialkosten und Umweltschäden verantwortlich mache und die Opfer des 
Holocaust in zynischer Weise herabwürdige. Auch wenn sich daneben zahlreiche 
weitere Beiträge fänden, denen eine solche Ausrichtung nicht entnommen werden 
könne, so erwecke die JF durch die über einen längeren Zeitraum hinweg erfolgte 
kommentarlose und undistanzierte Veröffentlichung einer größeren Anzahl 
antidemokratischer, fremdenfeindlicher und antisemitischer Beiträge objektiv den 
Eindruck, sie trete aktiv für die dort propagierten Auffassungen und Ziele ein. Damit, 
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te aktiv für die dort propagierten Auffassungen und Ziele ein. Damit, so das OVG, lä-
gen tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht vor, dass von der JF verfassungs-
feindliche Bestrebungen ausgehen.  

Fortgesetzte Versuche der Delegitimation des demokratischen Rechtsstaats 
Während des Berichtszeitraums erschienen in der JF auffallend viele Beiträge, durch 
die die politischen Verhältnisse in Deutschland als undemokratisch und illiberal dar-
gestellt werden sollten. Zu diesem Zweck legte die JF auch ihre Kampagne gegen ei-
ne angeblich vorherrschende "Political Correctness" neu auf. In JF 2/01 beklagte ein 
ständiger JF-Mitarbeiter "Justizversagen" und "Bedrohung der Meinungsfreiheit", es 
sei ein rasanter "Abbau von Freiheitsrechten durch die Zunahme von Bevormundung 
und Bespitzelung" zu erleben. Der NPD-nahe rechtsextremistische Liedermacher 
Frank Rennicke, "der bekannteste Vertreter der nationalen Barden", wird in der JF ei-
ner Gruppe von Musikern zugerechnet, "die trotz ihres untergründigen Erfolgs nie ü-
ber den Status eines Geheimtipps hinauskommen werden, weil es das Establishment 
nicht will" (JF 27/01). Vor dem Hintergrund des beantragten NPD-Verbots hieß es in 
JF-Ausgabe 28/01, "die obrigkeitliche Ausschaltung auch nur einer Option aus ideo-
logischen Gründen (...) richtet sich gegen das Volk als solches und es entsteht ein 
Obrigkeitsstaat, der sich gegen Volksanliegen immunisiert". 

Fortgesetzte Zusammenarbeit mit dem rechtsextremistischen Spektrum 
Wie bereits in den vergangenen Jahren veröffentlichte die JF auch im Berichtszeit-
raum regelmäßig Werbung für "DESG-inform", das Sprachrohr der rechtsextremisti-
schen "Deutsch-Europäischen Studiengesellschaft". Neu zum regelmäßigen Inseren-
tenspektrum der JF hinzugekommen ist die rechtsextremistische Publikation "Unab-
hängige Nachrichten". Ihrerseits warb die JF mehrfach in der Parteizeitung der REP 
um Abonnenten.  

Die Zusammenarbeit der JF mit dem rechtsextremistischen Spektrum zeigt sich je-
doch nicht nur in gegenseitigen Inseraten. So referierte, wie bereits 1998, ein ständi-
ger JF-Mitarbeiter aus Bonn beim diesjährigen Kongress der rechtsextremistischen 
"Gesellschaft für Freie Publizistik". Es verwundert daher nicht, dass zum 15jährigen 
Bestehen der JF im Juni 2001 auch zahlreiche Rechtsextremisten gratulierten. Im 
"NIT-Blitz" (NIT = Nationales Info-Telefon, Kommunikationsmedium von Neonazis) 
des André Goertz hieß es anerkennend: "Inhaltlich bietet die JF jede Woche Wis-
senswertes und gedankliche Anregung. Ständige Mitarbeiter wie Alain de Benoist, 
Prof. Helmut Knütter oder Andreas Mölzer (um nur einige stellvertretend zu nennen) 
bieten eine gute, anspruchsvolle Bandbreite. Die Junge Freiheit ist für das nationale 
Spektrum ein Gewinn. Das NIT gratuliert recht herzlich zum fünfzehnjährigen Beste-
hen." 

1.6.2 "Nation und Europa" 

Die Publikation "Nation und Europa" gilt als das bedeutendste rechtsextremistische 
Theorie- und Strategieorgan in Deutschland. Sie erscheint nach eigenen Angaben in 
einer Auflage von 14.500 Exemplaren. 
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Bedeutsam für die Richtung der Strategiedebatte unter den rechtsextremen Gruppie-
rungen ist die verstärkte Kritik an dem REP-Vorsitzenden Dr. Rolf Schlierer anlässlich 
der Wahlniederlagen in Hessen und Baden-Württemberg. So werden in mehreren 
Beiträgen (Heft-Nr. 5/2001) die Ablösung des REP-Bundesvorsitzenden und eine 
Neuformierung des nationalen Lagers gefordert. In "Nation und Europa" wurde in der 
Vergangenheit wiederholt die Bündelung nationaler Kräfte gefordert und der durch 
den REP-Bundesvorsitzenden propagierte Abgrenzungsbeschluss der REP gegen-
über DVU und NPD verurteilt. 

1.6.3 SIGNAL 

Am 30. Juni/1. Juli fand in Neustadt-Glewe (Mecklenburg-Vorpommern) das jährliche 
SIGNAL-Pressefest mit ca. 500 Teilnehmern statt. Es traten die Skinmusikgruppe 
"Nordwind", Jens Brucherseifer von der Skinmusikgruppe "Sturmwehr" sowie der 
rechtsextremistische Liedermacher Frank Rennicke auf. Vorträge hielten u.a. Manfred 
Rouhs (Herausgeber der Publikation SIGNAL) und Dr. Michael Nier (ehemaliger Pro-
fessor für dialektischen und historischen Materialismus und ehemaliges Mitglied der 
NPD). Laut dem in der SIGNAL-Homepage veröffentlichten Veranstaltungsbericht 
forderte Nier zum Schulterschluss rechter und linker Patrioten auf, wobei auch patrio-
tische PDS-Mitglieder mit einbezogen werden sollten.  

1.6.4 Thule-Seminar - Forschungs- und Lehrgemeinschaft für die 
Indoeuropäische Kultur e.V. 

In einem Interview ("Die metapolitische Strategie des Thule-Seminars") mit dem NPD-
Parteiorgan "Deutsche Stimme" (Nr. 5/01) unterstrich der Leiter des Thule-Seminars, 
Dr. Pierre Krebs seine rechtsextremistischen Positionen und sein rassistisches Men-
schenverständnis. 

Unter der Überschrift "Es geht um die Klärung fundamentaler Fragen" definierte er 
seine Vorstellung des "ethnokulturellen Bewusstseins der 'guten Europäer'", bei dem 
es sich von selbst verstehe, dass mehrrassige Gesellschaften zwangsläufig den Ü-
berreiz ihrer Unterschiede und den Ausbruch ihrer Aggression erleben würden. 
Scharf kritisierte Krebs die vom Interviewer dargelegte Position des Vordenkers der 
"Nouvelle Droite" und ständigen Mitarbeiters der "Jungen Freiheit", Alain de Benoist, 
da dieser, so Krebs, für das identitäre Bewusstsein argumentiere und gleichzeitig für 
den Verbleib von Millionen von Fremdrassigen plädiere. "Der Tenor solcher Unge-
reimtheiten erinnert mich an jene, die versuchen, die Existenz der Rassen zu leugnen 
oder ihre Bedeutung herunterzusetzen...". Die einzige menschliche Alternative ist für 
Krebs jene Lösung, "... welche die zerstörende Assimilation fremder Ethnien überwin-
det, und die ganz natürliche und überall auf der Welt verständliche Rückkehr des Im-
migranten in das Land seiner Vorfahren vorsieht und fördert." 
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1.7 Rechtsextremistische Publikationen 

1.7.1 Unabhängige Nachrichten (UN) 

Die UN verfolgen in ihren Ausgaben weiterhin die Dauerthemen Leugnung der 
Kriegsschuld Deutschlands und Verunglimpfung der Bundesrepublik Deutschland. In 
der Maiausgabe 2001 heißt es hierzu beispielsweise: "Dass nicht das deutsche 
Reich, sondern England und Frankreich 1939 den Krieg erklärten und damit den 
Weltkrieg auslösten, scheint ebenso vergessen wie die Tatsache, dass die USA die 
Kriegshandlungen gegen Deutschland ohne Kriegserklärung eröffnet hatten und dass 
das Deutsche Reich erst in Polen intervenierte, als dieser Staat, aufgehetzt durch die 
britisch-französische Garantieerklärung, schon Tausende von Deutschen in den ge-
raubten Gebieten ermordet, Zehntausende in Konzentrationslager verschleppt und 
eine Vielzahl hiervon um Eigentum und Heimat gebracht hatte." 

Daneben nimmt sie aktuelle politische Diskussionen auf. In der Ausgabe vom Mai 
2001 schreibt der Neonazi Thomas Brehl, früherer Weggefährte des im April 1991 
verstorbenen Neonazi-Führers Michael Kühnen, unter der Überschrift "Stolz auf 
Deutschland?", zur "von den Herrschenden" gewünschten "multikulturellen Gesell-
schaft" und den sich daraus ergebenden Gefahren für den "Stolz auf die Volkszuge-
hörigkeit" u.a.:  

"Wenn die Umwertung aller Werte, die Verdrehung aller Begriffe und die Ausmerzung 
des Stolzes auf sein geschichtliches und kulturelles Erbe Mittel sind, ein besiegtes 
Volk auszulöschen, zeigt die Debatte um die Begriffe 'Stolz' und 'Volk' (von 'Nation' 
wagt man überhaupt nicht mehr zu sprechen), dass uns das Wasser bis zum Hals 
steht. Die neue Gesellschaft wird an den politischen, ethnischen und religiösen Be-
hauptungskämpfen der Millionen 'Zuwanderer' zugrunde gehen, die unsere Politiker 
aller sogenannten 'demokratischen Parteien' ins Land rufen, nachdem ihr fünfzigjäh-
riges Versagen, für eine volkserhaltende Bevölkerungspolitik zu sorgen, offenkundig 
geworden und nicht mehr zu reparieren ist. Die Kurdenkrawalle bei uns waren ein 
erstes Alarmsignal. Bosnien, Mazedonien und Kosovo sind Vorläufer dessen, was 
auch uns droht, wenn wir den Stolz auf unser Volk und damit alle Motivation aufge-
ben, es zu erhalten". 

Die in der Vergangenheit versuchte Kontaktaufnahme der UN mit Schülerzeitungen, 
unter Verschleierung der rechtsextremistischen Zielsetzung, wurde auch 2001 mit ge-
ringem Erfolg weitergeführt. 

1.7.2 Der Schlesier  

Die Wochenzeitung "Der Schlesier" enthielt auch im Berichtszeitraum zahlreiche Bei-
träge, aus denen das Ziel der Wiederherstellung Deutschlands in den Grenzen von 
1937 (geografischer Revisionismus) erkennbar wurde. Besonders auffällig war 
daneben die massive Verunglimpfung des Staates und seiner Repräsentanten; zu 
diesem Zweck ist im "Schlesier" ständig von "gleichgeschalteten Medien", "Lizenz-
presse" u.ä. die Rede. "Die Altparteien", so heißt es in der "Schlesier"-Ausgabe vom 
6. April 2001, hätten "in seltener Eintracht ein engmaschiges Netz von Strafvorschrif-
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ten geknüpft, um das freie Wort zu einem risikoreichen Unternehmen zu machen". 
Immer wieder erscheinen im "Schlesier" auch Artikel, die zumindest Anhaltspunkte für 
rassistisch motivierte Fremdenfeindlichkeit enthalten. In der Ausgabe vom 2. März 
2001 wird z.B. behauptet, "die tödlichste Bedrohung des deutschen Volkes in seiner 
langen Geschichte" gehe "von der multikulturellen Umwandlung und der damit ein-
hergehenden ethnischen Vermischung der Deutschen mit allen Rassen und Nationen 
dieser Erde aus, die ihnen letztendlich von Regierung und Meinungsfabriken aufge-
zwungen wird". 
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2 Linksextremismus und –terrorismus 

2.1 Überblick über Entwicklungen im Linksextremismus und -
terrorismus 

• Der NRW-Landesverband der PDS gibt weiterhin Anlass zu seiner 
Beobachtung. Noch ist unklar, ob mit dem vorgelegten Entwurf für ein neues 
Parteiprogramm auch eine grundsätzliche ideologische Neuorientierung 
verbunden sein wird. 

 

• Im linksextremistischen Spektrum lösen neue Kommunikationsmittel und 
Netzwerke die hergebrachten Strukturen ab. Der bundesweite Verbund der 
autonomen Antifagruppen (AA/BO) hat sich aufgelöst. 

 

• Aus Anlass rechtsextremistischer Aufmärsche kam es in NRW regelmäßig zu 
Gegenveranstaltungen breiter Bündnisse unter linksextremistischer 
Beteiligung. Zur Verhinderung von Konfrontationen mussten jeweils starke 
Polizeikräfte eingesetzt werden. 

 

• Das Themenfeld Globalisierung und deren Auswirkungen hat sprunghaft an 
Bedeutung auch im linksextremistischen Spektrum gewonnen. Bei den EU- 
und Weltwirtschaftsgipfeltreffen in Göteborg und Genua kam es zu massiven 
Auseinandersetzungen von Globalisierungsgegnern mit der Polizei. Der Tod 
eines italienischen Demonstranten führte auch in NRW zu Solidaritätsaktionen. 

 

• Der erste CASTOR nach Aufhebung des nahezu dreijährigen Transportstopps 
zum Zwischenlager in Gorleben forderte wieder zu massivem Widerstand 
heraus. Neben den Protesten kam es auch zu Anschlägen insbesondere auf 
Bahnanlagen. 

 

• Zum Mordanschlag der RAF auf Dr. Rohwedder liegen neue 
Ermittlungsansätze vor. 
Zur Bildung einer neuen terroristischen Vereinigung fehlen gesicherte 
Erkenntnisse. 

2.2 Linksextremistische Parteien 

2.2.1 Partei des Demokratischen Sozialismus, Landesverband 
Nordrhein-Westfalen (PDS NRW) 

Die PDS NRW wird weiter beobachtet 
Von ihrer Entstehung an hat die PDS auf Landesebene mit anderen linksextremisti-
schen Personenzusammenschlüssen (z.B. autonome Szene, DKP) und 
linksextremistisch beeinflussten Gruppierungen zusammen gearbeitet. 
Kooperationen, wie z.B. gemeinsame Aufrufe zu Demonstrationen und 
Veranstaltungen finden auch weiterhin statt. So riefen zum "internationalistischen 1. 
Mai" in Bonn u.a. gemeinsam auf: Antifa Bonn/Rhein-Sieg, DKP, FAU Bonn, 
Linksruck Bonn, PDS Kreisverband Bonn. Der PDS-Landesverband bekennt sich 
auch weiter ausdrücklich zur Zusammenarbeit mit Autonomen. Im Bericht zum 
Landesparteitag Mai 2001 heißt es zum Thema "Antifaschistische Arbeit": "Die PDS 
arbeitete dagegen mit der autonomen Antifa, der VVN-BdA und u.a. 
gewerkschaftlichen Antifaschisten gut zusammen". Wie weit zumindest Teile des 
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Teile des Landesverbandes bereit sind, Autonome in die eigene Politik einzubinden,  
wird aus einem Beitrag der Kommunistischen Plattform der PDS-NRW deutlich: 

"Lange schon wird in Organisationen wie der PDS, der DKP, VVN-BdA (West) 
und der VVN-BdA (Ost) die Diskussion um eine potentielle Zusammenarbeit mit 
'den Autonomen' geführt. Wie immer wird dabei mehr über das Trennende ge-
stritten, als das Gemeinsame hervorgehoben. Nun finden sich die Unterschiede 
meist nicht so sehr in der Theorie (obwohl sie natürlich auch dort vorhanden 
sind). Jedenfalls dürften theoretisch die Grundvoraussetzungen eines gemein-
samen Kampfes gegeben sein... Wir fordern weiterhin die Zusammenarbeit mit 
allen antifaschistischen, antirassistischen Gruppen und Organisationen." 

PDS-Mitglieder meldeten eine Vielzahl von Gegenveranstaltungen gegen rechtsext-
remistische Demonstrationen an und boten damit zum Teil bewusst der autonomen 
Szene und anderen linksextremistischen Gruppen einen Rahmen für deren Aktionen. 

Einzelne programmatische Erklärungen innerhalb des Landesverbandes weisen auch 
weiterhin extremistische Ansätze auf. Deutlich wird dies, wenn im Zusammenhang 
mit der polizeilichen Sicherung bei rechtsextremistischen Veranstaltungen von einem 
staatlichen Verwaltungsapparat gesprochen wird, "der auf dem rechten Auge blind ist, 
weil er Bestandteil eines fremdbestimmten Systems ist." Das in Teilen des Landes-
verbandes bestehende Demokratieverständnis verdeutlicht auch der Ausspruch eines 
PDS-Kreispressesprechers: "Wir müssen uns nicht dafür entschuldigen, dass wir es 
versucht haben, in einem Teil Deutschlands 40 Jahre lang ohne das Finanzkapital 
auszukommen." 

In jüngster Zeit scheinen diese Denkansätze innerhalb des Landesverbandes an Ge-
wicht zu verlieren. Die offiziellen Verlautbarungen des Landesverbandes, wie sie ins-
besondere im PDS-Landesinfo veröffentlicht werden, wirken von extremistischen An-
sätzen "befreit". Zum jetzigen Zeitpunkt kann noch nicht beurteilt werden, ob es sich 
dabei um eine grundlegende Umorientierung handelt oder Positionen aus taktischen 
Gründen nicht mehr mit der Deutlichkeit der vergangenen Jahre dargestellt werden. 

Neuer Landesvorstand gewählt 
Auf ihrem Landesparteitag am 5./6. Mai 2001 in Bochum wählte die PDS NRW ihren 
neuen Landesvorstand. Durch die Wahlen fand ein erheblicher personeller Wechsel 
statt; so wurde u.a. die Funktion der Sprecherin des Landesverbandes neu besetzt. 
Acht der zwölf neu gewählten Landesvorstandsmitglieder waren im letzten Landes-
vorstand nicht vertreten. Eine Abgrenzung zu Personen aus eindeutig extremisti-
schen Zusammenhängen wurde jedoch nicht vollzogen. In den neuen Landeslei-
tungsgremien befinden sich weiter Funktionsträger, die in anderen linksextremisti-
schen Zusammenhängen aktiv sind oder in der Vergangenheit tätig waren. 

Politische Schwerpunkte des Landesverbandes 
Die vom Landesparteitag (5./6. Mai 2001 in Bochum) behandelten Themen spiegeln 
einen Teil der Schwerpunkte der politischen Tätigkeit des Landesverbandes wider. 
Diese sind als solche nicht extremistisch, sondern stehen zum Teil sogar in einem 
großen gesellschaftlichen Konsens. Zu ihnen zählen unter anderem:  
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• Kommunalpolitische Fragen, insbesondere die in den Kommunen geführte 
Diskussion über die Privatisierung öffentlicher Leistungen und 
Kommunalfinanzen. Über die Kommunalpolitik versucht die PDS NRW weiter, 
sich ihre politische Basis zu schaffen. Die von ihr erlangten kommunalen 
Mandate erlauben ihr eine erheblich gesteigerte politische und 
organisatorische Präsenz vor Ort. 

 

• Sozialpolitische Fragen, insbesondere Probleme i.Z.m. der Arbeitslosigkeit und 
sozialen Brennpunkten. 

 

• Fragen der Asyl- und Einwanderungspolitik. 
 

• Demonstrationen / Aktionen gegen den Rechtsextremismus.  
 

• Protest gegen Haftbedingungen für "linke" Häftlinge in der Türkei. 
Stand der PDS-Programmdiskussion 
An der durch einen Parteitagsbeschluss beauftragten Programmkommission vorbei 
legte die Bundesvorsitzende Ende April einen in ihrem Auftrag von drei "Reformern" 
erstellten neuen PDS-Programmentwurf vor. Diese Vorgehensweise und ein aus dem 
Sachzusammenhang gelöstes Zitat über Unternehmertum und betriebswirtschaftliche 
Gewinninteressen als wichtige Bedingungen für Innovation und Effizienz führten in 
der Öffentlichkeit und bei parteiinternen Kritikern zu einem lebhaften Echo. 

Eine Weiterentwicklung der politischen Vorstellungen der drei Autoren im Vergleich 
zum gültigen Parteiprogramm von 1993 lässt sich aus der Voranstellung der Bedeu-
tung der Menschenrechte in dem vorgelegten Programmentwurf entnehmen. Diese 
Wertschätzung der Menschenrechte war dem Marxismus - Leninismus orthodoxer 
Prägung fremd und findet sich in dieser Deutlichkeit nicht im alten Parteiprogramm. 
Auch bei der Bewertung und Beschreibung der DDR enthält der neue Programment-
wurf eine deutliche Neugewichtung. So werden wesentlich stärker als in dem gültigen 
Programm Fehler, Versäumnisse, Defizite und Verbrechen der DDR aufgezeigt. Aber 
auch der neue Programmentwurf vermeidet den vollständigen und umfassenden 
Bruch mit der DDR. 

Eine vergleichbare Verschiebung der Gewichte enthält der neue Entwurf auch bei der 
Beschreibung der Vorzüge einer parlamentarischen Demokratie. Bei aller Kritik am 
bestehenden System wird hier davon gesprochen, bürgerlich-kapitalistische Errun-
genschaften wie freie Wahlen, Gewaltenteilung und Rechtsstaatlichkeit seien zu ver-
teidigen und auszubauen. Andererseits sprechen die Autoren auch weiterhin von der 
Überwindung der Herrschafts- und Ausbeutungsverhältnisse des modernen Kapita-
lismus. Ausgehend von einem marxistischen Geschichts- und Gesellschaftsbild 
(Herrschaft von Klassen) werden gesellschaftliche Grundstandards aufgezeigt, die 
der Mensch brauche, um über gesellschaftliche Bedingungen seines Lebens gemein-
sam mit anderen entscheiden zu können. Heute seien diese Standards in der kapita-
listischen Gesellschaft der Bundesrepublik nicht gewährleistet. Im Gegensatz zur frü-
heren SED-Ideologie wird jedoch jeder Diktatur eine klare Absage erteilt. Ebenso soll 
das planwirtschaftliche System der DDR nicht wieder belebt werden. Dem Pro-
grammentwurf geht es nicht ausschließlich um die Frage des Eigentums, sondern 
mehr um die Frage der Verfügbarkeit und Lenkbarkeit von Gewinnen und Investitio-
nen. Die in ihrer Summe tiefgreifenden, radikalen Eingriffe in Wirtschaftswirken und 
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Eigentum sollen nicht mehr durch eine staatliche Planungsbehörde erfolgen, sondern 
durch Elemente eines dezentralen "Rätesystems".  Einer der Autoren wird zur Bewer-
tung des Programmentwurfes mit der Bemerkung zitiert: "Mit ihrem jetzigen Pro-
grammentwurf ist die PDS mehr bei Marx als alle sozialistischen Programme, die seit 
dem kommunistischen Manifest geschrieben worden sind." 

In der Zwischenzeit sind zwei weitere Programmentwürfe vorgelegt worden. Der Ent-
wurf II, erarbeitet von Personen aus den als extremistisch eingeschätzten Bereichen 
"Marxistisches Forum", "Kommunistische Plattform" und Vertretern der westlichen 
Landesverbände, ist dadurch gekennzeichnet, dass er versucht, den bisherigen Pro-
grammstand (Programm von 1993) in seiner Substanz weitgehend zu erhalten. Die 
oben geschilderte Schwerpunktverschiebung wird in diesem Programmentwurf deut-
lich zurückgenommen und die Eigentumsfrage an den Produktionsmitteln in einem 
mehr an traditionellen Vorstellungen orientierten Sinne beantwortet. Gleiches gilt 
auch für den dritten vorgelegten Entwurf. 

Welcher der drei Entwürfe sich letztlich schwerpunktmäßig durchsetzen wird, ob die 
Diskussion darüber eine weitere innerparteiliche Zerreißprobe auslösen wird und ob 
sich die PDS mit dem neuen Programm im Einklang mit der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung befinden wird, wird man erst nach Abschluss der Programmdis-
kussion bewerten können. 

Studie über die PDS- Mitgliederbefragung 
Aus einer im Mai 2001 veröffentlichten Studie zur PDS-Mitgliederbefragung 2000 las-
sen sich signifikante Unterschiede in der Mitgliederstruktur der PDS im Osten und im 
Westen und deutliche Brüche entnehmen. 

• Die Studie legt grundsätzliche Ost-West-Unterschiede in der politischen 
Sozialisation offen. So sind im Osten nur 13,1 % der Mitglieder nach 1990 in 
die PDS eingetreten, d.h. 86,9 % waren bereits auch in der SED. Im Westen 
stießen nach 1990 dagegen 90,7 % Mitglieder neu zur SED-
Nachfolgeorganisation; hiervon 21,5 % nach 1999. 

 

• Eklatante Unterschiede weist vor allem auch die Altersstruktur der 
Mitgliederschaft auf. Im Osten sind 80,3 % der Mitglieder bereits über 60 Jahre 
und nur noch 10,7 % unter 50 Jahre alt. Die Vergleichszahlen weisen die 
West-PDS als deutlich jüngere Partei aus; über 60 Jahre sind hier 21,9 % 
unter 50 Jahre alt 61,9 %. Entsprechend sind im Osten 77 % der Mitglieder 
schon Rentner (Anteil im Westen 20,4 %). 

 

• Die Studie gibt auch Aufschluss über gegenseitige Bewertungen und politische 
Einschätzungen. Charakteristisch ist die überaus deutliche Bejahung der 
Aussage "In der West-PDS dominieren zu viele ideologische Wirrköpfe" durch 
75 % der Ost-Mitglieder. Im Westen hält immerhin eine Mehrheit von 56 % 
diese Einschätzung für zutreffend. Die Ansicht "Die Zukunft der PDS liegt im 
Westen" wird im Osten nur von 29 % der Mitglieder geteilt, während sie in 
Westdeutschland von 60 % als richtig angesehen wird. 

Diese Unterschiede bezüglich Altersstruktur und sozialem Umfeld sind unter anderem 
auch ein Erklärungsansatz für die abweichenden politischen Ausrichtungen in Ost 
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und West. Für die Mitglieder in den westlichen Landesverbänden haben die Ziele 
"Demokratie von Unten", "Einsatz für kleine Leute", "Konzepte zur Gesellschaftsver-
änderung" und der "Einsatz für Freiheits- und Bürgerrechte", sowie gewerkschaftli-
ches Engagement einen höheren Stellenwert als im Osten. Auch das Festhalten an 
einer sozialistischen Alternative hat lediglich im Westen noch eindeutige Priorität, ge-
nauso wie dort noch der außerparlamentarischen Arbeit ein größeres Gewicht bei-
gemessen wird. Das erklärt auch die in der Studie erkennbare deutlich skeptischere 
Einstellung der Mitglieder im Westen zur Regierungsbeteiligung. 

Zusammenfassend kann aus der Studie der Schluss gezogen werden, dass sich Ost- 
und West-Landesverbände weder im Hinblick auf Alters- und Sozialstruktur noch in 
Bezug auf ihre politische Schwerpunktsetzung gleichen, sondern sich vielmehr in we-
sentlichen Punkten unterscheiden. Es wird schon aufgrund dessen auch in Zukunft 
schwierig sein, einen bundesweiten Grundkonsens in der PDS zu finden.  

2.2.2 Deutsche Kommunistische Partei (DKP) 

Programmdebatte wird fortgesetzt 
Auch die DKP hat ihre Programmdebatte fortgesetzt. In einem Interview mit dem 
DKP-Parteivorsitzenden Stehr ("UZ - Unsere Zeit" vom 1. Juni 2001) führte dieser 
aus, die Partei arbeite am ersten Entwurf ihres neuen Programms. Dazu habe man in 
den letzten 12 Jahren mehrere Bausteine erarbeitet. Der Parteivorstand wolle Ende 
September 2001 auf der Basis des dann vorhandenen Diskussionsstandes entschei-
den, wie weiter verfahren werden solle. Damit ist es auch nach mehr als zehnjähriger 
Diskussion noch nicht gelungen, das Programm von 1978 durch ein neues Parteipro-
gramm zu ersetzen. Nach dem derzeitigen Diskussionsstand will die Partei an ihren 
weltanschaulichen Grundlagen, nämlich der Theorie von Marx, Engels und Lenin, der 
wissenschaftlichen Weltanschauung der kommunistischen und Arbeiterbewegung 
festhalten. In Abgrenzung zur PDS steht für sie am Anfang einer sozialistischen Ge-
sellschaft, dass der Besitz an den Produktionsmitteln in gesellschaftliches Eigentum 
überführt werden müsse, die private Aneignung des gesellschaftlich erzeugten Reich-
tums aufzuheben sei und die Finanzinstitute verstaatlicht werden müssten. Die ge-
samte ökonomische Basis müsse eine neue Verfassung erhalten, durch die sie der 
Macht privater Interessen entzogen werde. Wie im Einzelnen die Übergangs- und Or-
ganisationsprozesse verlaufen werden, könne niemand voraussagen. 

Aus den Diskussionsbeiträgen lässt sich entnehmen, dass die Frage der Dauer eines 
Transformationsprozesses in eine sozialistische Gesellschaft und die dazu notwendi-
gen gesellschaftlichen Schritte im Lichte einer Aufarbeitung des zusammengebro-
chenen realen Sozialismus kritischer und komplizierter gesehen werden als in der 
Vergangenheit. Darüber hinaus werden als Ergebnisse der Analyse von Fehlern des 
realen Sozialismus Fragestellungen aufgeworfen, die aus den ideologischen Positio-
nen der Vergangenheit heraus nicht zu lösen sein werden. Dazu gehören u. a. die 
führende Rolle der Partei der Arbeiterklasse in einer sozialistischen Gesellschaft und 
die Frage der Wertschätzung "bürgerlicher" Errungenschaften wie Rechtsstaatlichkeit, 
Gewaltentrennung, Unabhängigkeit der Gerichte und demokratische Wirkungsmög-
lichkeiten der Mehrheit der Bevölkerung. 
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Hier entsteht der Eindruck, die DKP holt schleppend und mit deutlicher Verspätung 
Diskussionen nach, wie sie ab 1985 in der damaligen Sowjetunion und ab 1988/89 in 
der damaligen DDR stattgefunden haben. Ob es der Partei gelingen wird, neue An-
sätze in ihrer politischen Theorie konsequent weiter zu verfolgen, erscheint nicht zu-
letzt aufgrund ihrer Substanz und Altersstruktur fraglich.  

Das Verhältnis der DKP zur PDS-Programmdiskussion 
Aus der Sicht der DKP wird der politische Dissens zur PDS durch den von der PDS-
Bundesvorsitzenden vorgelegten neuen Programmentwurf vom Frühjahr 2001 ver-
schärft. In einem Artikel des DKP-Organs "UZ - Unsere Zeit" vom 11. Mai 2001 wird 
der Entwurf als "Anpassungsprosa und Freiheitslyrik" bezeichnet. Der PDS wird vor-
geworden, sich von der Überwindung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse zu 
verabschieden, klassenindifferent an die Probleme des Kapitalismus heranzugehen 
und Marx nur bruchstückhaft zu zitieren. Die PDS habe sich von zentralen Forderun-
gen sozialistischer Politik verabschiedet und versuche - "schön angepasst" im bürger-
lichen Parteiensystem - am Kapitalismus herumzumodeln. 

UZ-Pressefest 
In der Zeit vom 22. bis 24. Juni 2001 veranstaltete die DKP im Dortmunder Revier-
park Wischlingen ihr traditionelles (12.) UZ-Pressefest. Nach Schätzungen haben 
insgesamt ca. 10.000 (nach DKP-Angaben 35.000 - 40.000) Personen die Diskussi-
onsrunden zu unterschiedlichen Themen und das breite Kulturprogramm besucht. 
Wie schon bei früheren UZ-Pressefesten waren auch diesmal der DKP politisch ver-
bundene Parteien u.a. aus dem Iran, Bolivien, Kuba, China und England vertreten. 
Die in der erstmalig angemieteten Eishalle durchgeführten Großveranstaltungen fan-
den bei den Besuchern regen Zuspruch. Insgesamt hatte die Veranstaltung den Cha-
rakter eines kulturell geprägten Volksfestes. 

Vom UZ-Pressefest ist - wie auch bei den letzten Veranstaltungen dieser Art - weder 
eine politische Signalwirkung ausgegangen, noch kann von einer relevanten Vermitt-
lung politischer Inhalte gesprochen werden. 

Versuch der Reaktivierung einer Hochschulpolitik 
Das 8. Bundestreffen der DKP-nahen "Assoziation Marxistischer Studentinnen" 
(AMS) fand am 24./25. Februar 2001 in der Karl-Liebknecht-Schule der DKP in Le-
verkusen statt. Thematisiert wurde die Unterwerfung der Universitäten unter die Inte-
ressen des Kapitals. Dabei wandte man sich entschieden gegen die geplanten Re-
formen des universitären Bereiches. 

Im Vergleich zur ehemaligen DKP-Nebenorganisation "MSB-Spartakus" hat die AMS 
eine äußerst geringe politische Bedeutung. Derzeit sind keine Tendenzen erkennbar, 
dass sich daran in absehbarer Zeit etwas ändern wird. 

Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) organisiert Pfingstcamp 
Vom 2. bis 4. Juni 2001 führte die DKP-Jugendorganisation SDAJ ihr diesjähriges 
Pfingstcamp - wiederum - in Ahaus auf der Wiese der Bürgerinitiative "Kein Atommüll 
nach Ahaus" durch. An dem Zeltlager beteiligten sich bis zu 100 Personen. Neben 
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Musikveranstaltungen fand am 3. Juni ein friedlich verlaufener außerordentlicher 
"Sonntagsspaziergang" um das Brennelement-Zwischenlager statt. 

2.2.3 Marxistisch Leninistische Partei Deutschlands (MLPD) 

Die straff organisierte MLPD hat, anders als andere linksextremistische Parteien, de-
ren Mitgliederzahlen teilweise drastisch gesunken sind, ihren Bestand in den letzten 
Jahren bei etwa 600 in Nordrhein-Westfalen halten können. Die Mitglieder sind in 
Nordrhein-Westfalen in Bezirken, Betriebszellen und einem dichten Netz von Orts-
gruppen organisiert, die der Zentrale in Gelsenkirchen untergeordnet sind. 

In Gelsenkirchen liegt auch der Schwerpunkt der kommunalpolitischen Tätigkeit der 
MLPD. Über das von ihr dominierte, nach außen hin aber als unabhängig dargestellte 
Wählerbündnis AUF-GE nimmt sie zwei Ratsmandate wahr. 

Um die eigene Isolation zu durchbrechen, wird AUF in der Öffentlichkeit immer wieder 
vorgeschoben, um Aktionen nicht sofort als solche der MLPD erkennbar zu machen. 
Für den 18. August hat AUF zu einem Aktionstag gegen eine Haushaltssperre der 
Stadt Gelsenkirchen aufgerufen, für den die MLPD im Rahmen ihrer "Kleinarbeit" in 
den Betrieben und Wohngebieten des Ruhrgebiets mobilisiert. Von der MLPD ge-
steuerte Initiativen wie "Kumpel für AUF" sollen angebliche Unterstützung durch die 
von der MLPD umworbene Arbeiterklasse suggerieren.  

Den Nachwuchs versucht die MLPD über eine nachhaltige Kinder- und Jugendarbeit 
in den Jugendorganisationen Rebell und Rotfüchse an die Partei heranzuführen. Sie 
sollen für die Jugendlichen eine Schule der proletarischen Denkweise sein. In diesem 
Sinne führte die MLPD auch dieses Jahr wieder am 2./3. Juni im Gelsenkirchener 
Nordsternpark ein Pfingstjugendtreffen durch, an dem trotz schlechten Wetters schät-
zungsweise 8.000-10.000 Personen teilnahmen. Der Parteizeitung „Rote Fahne“ zu-
folge sollen unter ihnen Vertreter aus 18 Ländern und vier Kontinenten aus dem 
Spektrum marxistisch - leninistischer, revolutionärer, antiimperialistischer und demo-
kratischer Kräfte gewesen sein. Für sie wurden 150 Veranstaltungen, Demos und 
Diskussionen angeboten. 

Die MLPD beteiligte sich, wie auch andere extremistische Gruppen, an den Demonst-
rationen zum 1. Mai. Ebenso greift sie zunehmend die auch in der linken Szene be-
handelten aktuellen Themenfelder wie den Antifaschismus in Form eines eigenen - 
öffentlich verbreiteten - Verbotsantrages gegen rechtsextremistische Parteien, den 
Neoliberalismus durch Solidaritätserklärung mit den Demonstranten in Göteborg, den 
Widerstand gegen Abschiebungen und die Kernkraft auf. So hat sie eine Verlinkung 
zu X-1000 malQuer auf ihrer gut organisierten Homepage geschaffen und in einer 
Protestresolution die sofortige Freilassung des anlässlich des Castortransportes nach 
Gorleben in Gewahrsam genommenen Sprechers dieser Anti-AKW-Initiative gefor-
dert. Dem damit verfolgten Ziel, ihre isolierte Stellung innerhalb des linksextremisti-
schen Spektrums zu durchbrechen, ist sie jedoch bislang nicht näher gekommen. 

Die zuletzt anlässlich des G8-Gipfels in Genua erfolgten Proteste sieht die MLPD als 
Basis, "den Sturz der Diktatur der Monopole und die Errichtung der politischen Macht 
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der Arbeiterklasse zum Aufbau des echten Sozialismus" einzuleiten. Mit den De-
monstrationen in Genua war die MLPD noch nicht voll zufrieden, denn es "prägten 
noch nicht die Arbeiterbewegung und ihre Parteien den Massenprotest, so dass sich 
anarchistische Kräfte hervortun konnten" (Rote Fahne 30/2001). 

2.3 Linksextremistisch beeinflusste Aktionsfelder und Kampagnen 

Entwicklungstendenzen 
Neben dem seit Jahren dominierenden Thema Antifaschismus hat das linksextremis-
tische Spektrum unter dem Stichwort Globalisierung ein neues Agitationsfeld gefun-
den. Linksextremisten unterschiedlicher ideologischer Richtungen in Deutschland, 
darunter militante Autonome, orthodoxe Kommunisten und Trotzkisten bringen an-
lässlich internationaler Zusammenkünfte, wie z. B. Gipfeltreffen oder an sogenannten 
"global action days" neben "reformistischen" Kräften und sog. Nichtregierungsorgani-
sationen (NGO's) ihren Protest gegen den "globalisierten Kapitalismus" zum Aus-
druck. 

Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit anderen Gruppen 
Die Ermüdungserscheinungen in anderen Bereichen, insbesondere die mangelnde 
Mobilisierungsfähigkeit zu Großveranstaltungen, haben sich fortgesetzt. Dies ver-
stärkte die Bereitschaft zu Zweckbündnissen im Rahmen verschiedener Kampagnen. 
Vor dem Hintergrund anstehender Aktionen bemühte man sich, mit anderen Gruppen 
sowohl des linksextremistischen als auch des bürgerlichen Spektrums zusammenzu-
arbeiten, um auf diesem Wege die gemeinsame Infrastruktur für eigene Zwecke zu 
nutzen.  

Insbesondere bei den Demonstrationen gegen rechtsgerichtete Kundgebungen und 
beim Castor-Transport nach Gorleben im März 2001 zeigten sich Überschneidungen 
mit den Interessen bürgerlicher Initiativen, die für die linksextremistische Szene ge-
eignete Ansatzpunkte boten, die jeweiligen Kampagnen zu beeinflussen. Der Wider-
stand gegen den Castor-Transport nach Gorleben im März 2001 bildete - wie schon 
in den Jahren 1995, 1996 und 1997 - eine Klammerfunktion, die nicht nur Umwelt-
schutzgruppen und Autonome in ihren Aktionen vereinigte, sondern auch der linksext-
remistischen Szene half, ihre anhaltende Mobilisierungsschwäche kurzfristig - wenn 
auch ohne nennenswerten Erfolg - zu überwinden. Zur Erreichung eines vergleichba-
ren Zieles wurde beim "antifa kongress 2001" in Göttingen über eine stärkere Einbe-
ziehung und Zusammenarbeit mit Gruppierungen der Antirassismus-Kampagne und 
Globalisierungsgegnern diskutiert. 

Auflösung der AA/BO 
Im Anschluss an den "Verstärker-Kongress", der von Gruppen der damaligen "Auto-
nomen Antifa/Bundesweite Organisation" (AA/BO) im Oktober 1999 veranstaltet wur-
de, fand vom 20. bis 22. April 2001 in Göttingen ein Antifakongress unter dem Motto 
"2001 - Das Jahr in dem wir Kontakt aufnahmen" mit ca. 500 Teilnehmern aus dem 
gesamten Bundesgebiet statt. Für den Ablauf des Kongresses waren die "Autonome 
Antifa (M)" (AAM) aus Göttingen, die "Antifaschistische Aktion Berlin" (AAB) und das 
"Bündnis gegen Rechts" (BgR) aus Leipzig verantwortlich. Aus NRW haben u.a. Ver-
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treter von Gruppen aus Bonn/Rhein-Sieg, Düsseldorf, Köln und Lüdenscheid teilge-
nommen. 

Der Antifa-Kongress beschäftigte sich in der Hauptsache mit der internen Strukturde-
batte. Die lapidare Mitteilung, die 1992 in Wuppertal gegründete AA/BO habe sich 
wegen der Zerstrittenheit und Strukturschwäche der autonomen Szene nunmehr 
endgültig aufgelöst, wurde von den meisten Teilnehmern ohne Wehmut zur Kenntnis 
genommen. Der Anspruch, eine stärkere Organisierung zu erreichen, fand bei der 
Mehrzahl der klassisch autonomen und damit organisationsfeindlichen Aktivisten, die 
zudem ihren Schwerpunkt vor allem in der regionalen Antifa-Arbeit sehen, keinen Wi-
derhall. Zudem war der Kongress überschattet von einem Sexismusvorwurf gegen 
die AAB und die mit ihr sympathisierenden Antifa-Gruppen; ein weiteres Hemmnis 
war, dass dieselben Gruppen in den Augen der meisten anderen Teilnehmer ein in 
ihren Augen ungerechtfertigtes "Avantgarde"-Gehabe entwickelten. Um die Fixierung 
auf die Antifaarbeit zu überwinden, sollen die Antifagruppen sich auch auf den The-
menfeldern Antirassismus und Antiglobalisierung engagieren. Das Leipziger BgR und 
die "Antifa Bonn/Rhein-Sieg" wollen künftig gemeinsam eine neue Zeitschrift mit dem 
Namen "Phase 2 - Zeitschrift für eine radikale Linke gegen die Realität" herausgeben. 

Aufbau neuer Kommunikationsstrukturen 
Der Wunsch nach stärkerer Vernetzung der linken Szene zeigte erste Ergebnisse. 
Den Schwierigkeiten bei der Übermittlung interner und externer Informationen für Ak-
tionen, bei denen auch militante Linksextremisten maßgeblich beteiligt waren, begeg-
nete man u.a. mit der Bildung des "indymedia"-Netzwerks. Das nach eigener Darstel-
lung unabhängige und nichtkommerzielle Netzwerk will als Teil der jeweiligen Kam-
pagne aus dieser selbst heraus berichten. Eine besondere Nähe bestehe zwar zur in-
ternational ausgerichteten Globalisierungskampagne, aber auch antifaschistische und 
antirassistische Großveranstaltungen sollen unterstützt werden. So berichtete "indy-
media" während des Widerstands gegen den Castor-Transport nach Gorleben vom 
19. bis 22. März online über die Geschehnisse vor Ort und verstärkte dadurch nach-
haltig den Informationsfluss der Aktivisten.  

Gerade bei den Meinungsbildungsprozessen innerhalb der verschiedenen Kampag-
nen war eine stetige Zunahme der Nutzung elektronischer Medien und virtueller 
Kommunikationsplattformen zu verzeichnen. Der Vorteil des raschen und vielfältigen 
Austauschs von Informationen und die Möglichkeit der gleichzeitigen und unmittelba-
ren Ansprache über Mailing-Listen bei gleichzeitiger Anonymität des Internets mach-
ten insbesondere bei einzelnen Mobilisierungsmaßnahmen langwierige Gruppentref-
fen überflüssig. Der gezielte e-Mail-Austausch ist offenbar effektiver als das aufwen-
dige Plakatieren und Verteilen von Flugblättern und ermöglichte auch eine stärkere 
Beteiligung an spontanen Aktionen. Ein Beispiel hierfür stellt die maßgeblich über e-
Mail-Listen gesteuerte Spontankundgebung am 14. Juni in Düsseldorf dar, zu der 
sich etwa 500-700 Antifa-Aktivisten aus Protest gegen die Verletzung von drei Ange-
hörigen der linken Düsseldorfer Szene durch Rechtsextremisten einfanden. 
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Antifaschismus bleibt wichtiges Agitationsfeld linksextremistischer Aktivisten 
Die Orientierung der autonomen Szene an anarchistischen und z.T. kommunistisch 
eingefärbten Leitbildern hat zur Folge, dass Faschismus, Rassismus und die damit 
verbundenen Phänomene als integraler Bestandteil des bestehenden gesellschaftli-
chen Systems angesehen werden. Daher wendet sich der "Kampf gegen Rechts" 
nicht nur gegen rechtsextremistische Tendenzen in der Gesellschaft, sondern auch 
gegen den Staat, der diese Tendenzen nach autonomer Sichtweise durch Ausgren-
zung von Randgruppen überhaupt erst erzeugt und - z.B. durch den polizeilichen 
Schutz von Veranstaltungen rechtsgerichteter Gruppierungen - auch fördert. Die 
staatlichen bzw. staatlich geförderten Aktionen gegen rechtsextremistische Bestre-
bungen werden von Autonomen gänzlich abgelehnt. Die Verfasser eines Artikels mit 
der Überschrift "Staatsantifa - du kannst mich mal!" unterstellen, "... dass es beim 
'Aufstand der Anständigen' nicht um den Kampf gegen Rechts geht, sondern um eine 
Imagekampagne, zur Verbesserung des Bildes Deutschlands im Ausland." (aus: 
"KRASS - antifaschistisches Jugendinfo für Köln und Umgebung" Nr. 5). 

Nach dem autonomen Selbstverständnis beinhaltet die aktive Bekämpfung des Fa-
schismus auch und vor allem den direkten Angriff auf angeblich oder tatsächlich 
rechtsgerichtete Personen, ihre Wohnungen und Fahrzeuge. So wurde am 14. April 
in Oberhausen ein Brandanschlag auf den PKW eines NPD-Funktionärs verübt. Nach 
Aussage des Geschädigten war der Brandanschlag während vorausgegangener ver-
baler Konfrontationen mit der Antifa Wattenscheid durch Skandieren des Satzes "Wir 
wissen wo dein Auto steht!" angedroht worden.  

Trotz der erwähnten Ablehnung staatlicher Maßnahmen bemühen sich militante Anti-
faschisten vielfach, sich auf lokaler Ebene an Bündnissen und Aktionen gegen 
Rechts zu beteiligen, die vom bürgerlichen Spektrum getragen werden, um auf diese 
Weise eigene Aktivitäten zu finanzieren oder bei Kundgebungen im Schutze anderer 
Demonstranten Straftaten (z.B. Flaschenwürfe, Sachbeschädigungen) zu begehen. 

Nachlassen der Beteiligung an Demonstrationen gegen rechte Kundgebungen 
Während sich im Vorjahr hohe Teilnehmerzahlen zu Demonstrationen gegen die 
Kundgebungen rechtsextremistischer Gruppierungen mobilisieren ließen, verzeichne-
ten diese Aktivitäten im ersten Halbjahr 2001 weniger Beteiligung. Trotzdem kam es 
zu zahlreichen antifaschistischen Demonstrationen und Gegenaktionen:  

• Am 10. Februar in Hagen mobilisierte ein breites Bündnis gegen Rechts ca. 
7.500 Personen, darunter mischten sich etwa 250 autonome Antifas. 

 

• Am 3. März in Dortmund mischten sich Linksextremisten unter die bis zu 
20.000 Teilnehmer von Gegenveranstaltungen gegen einen Aufmarsch von 
Rechtsextremisten.  

 

• Am 24. März versammelten sich in Herzogenrath etwa 500 Personen aus dem 
linksextremistischen Spektrum aus Anlass einer grenzüberschreitenden 
Veranstaltung von Rechtsextremisten. An der Gegenkundgebung des 
bürgerlichen Lagers beteiligten sich ca. 2.500 Personen.  

 

• Am 30. April zogen 500 Personen in Bochum durch die Innenstadt und 
suchten die Wohnungen angeblicher Rechtsextremisten auf. Entlang der 
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Aufzugstrecke wurden die Fassaden von Gaststätten beschmiert und 
Fensterscheiben eingeworfen. 

 

• Am 1. Mai fand in Essen eine Demonstration unter dem Motto "Macht kaputt, 
was euch kaputt macht - kein Nazi-Aufmarsch in Essen - Deutschland in den 
Arsch treten" gegen eine gleichzeitig veranstaltete NPD-Kundgebung statt. Bei 
den massiven Versuchen von 300 Antifas, die NPD-Kundgebung zu stören, 
wurde ein Polizeifahrzeug demoliert. Die Polizei musste einen großen Teil der 
Aktivisten einschließen, um ein Aufeinandertreffen der Teilnehmer der links- 
und rechtsgerichteten Kundgebungen zu verhindern. 

 

• Am 5. Mai folgten etwa 250 Personen in Mönchengladbach dem Aufruf zu 
einer "Antifaschistischen Demonstration". Anlass hierzu gab ein vermeintlicher 
Angriff von Rechtsextremisten auf eine Jugendliche, der sich nach den 
polizeilichen Ermittlungen als erfunden herausstellte. 

 

• Am 5. Mai versammelten sich in Düsseldorf etwa 80 Personen der linken 
Szene unter dem Motto " Stoppt den Naziterror - faschistische Strukturen 
zerschlagen", um gegen einen Übergriff auf einen italienischen 
Staatsangehörigen zu protestieren. 

 

• Am 19. Mai protestierten etwa 100 Personen in Krefeld in einem nicht 
angemeldeten Aufzug gegen eine vermeintliche Brandstiftung an einem 
Asylbewerberwohnheim, für die das rechtsextremistische Spektrum 
verantwortlich gemacht wurde. 

 

• Am 9. Juni zogen etwa 100 Personen unter dem Motto "Faschisten und 
Rassisten aus der Deckung holen - auch in deiner Nachbarschaft" zum Sitz 
der rechtsextremistischen Zeitung "Unabhängige Nachrichten" in Oberhausen. 
Als sich dort Personen des rechten Spektrums  zeigten, kam es zu kleineren 
Zwischenfällen. 

 

• Am 14. Juni zogen bis zu 700 teilweise vermummte Personen vorwiegend des 
linken Spektrums durch Düsseldorf-Bilk, um gegen eine tätliche 
Auseinandersetzung am Vortag zu protestieren, bei der drei Angehörige der 
linken Szene durch Rechte verletzt worden waren. 

 

• Am 8. Juni führten ca. 80 Personen der linken Szene in Dortmund eine 
Gegenaktion zu einer rechten Veranstaltung durch. Es kam zu verbalen 
Auseinandersetzungen. 

 

• Am 23. Juni fanden sich in Siegburg zu einer Gegenveranstaltung gegen eine 
rechte Versammlung etwa 100 Personen ein. 

 

• Am 30. Juni führte in Meschede ein "Bündnis für Solidarität gegen Rechts" mit 
etwa 200 Teilnehmern eine friedliche Gegenveranstaltung zu einem rechten 
Aufmarsch durch. 

Globalisierung 
Weltweit wächst die Kritik an der mit den Schlagworten "Globalisierung" und "Neolibe-
ralismus" bezeichneten Entwicklung einer zunehmend von nationalen Schranken be-
freiten und sozial deregulierten Wirtschaft. Seit es gewaltbereiten Demonstranten im 
November 1999 in Seattle gelang, den Abbruch der 3. WTO-Jahrestagung zu provo-
zieren, hat dieses Thema auch in Europa innerhalb der linken und linksextremisti-
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schen Szene verstärktes Interesse erlangt. Nachfolgende internationale Treffen, wie 
z.B. am 14.-16. Juni in Göteborg - selbst das online durchgeführte Weltbanktreffen 
am 25.-27. Juni in Barcelona - verliefen daraufhin ebenfalls nicht ohne Gewaltexzes-
se.  

Die Ablehnung der Globalisierung ist der ideologische Minimalkonsens eines sehr he-
terogen zusammengesetzten Protestspektrums, das überwiegend nicht als extremis-
tisch bewertet werden kann. Dessen Argumentation wird in einem Demonstrations-
aufruf zum G8-Gipfel am 20.- 22. Juli in Genua deutlich: "Der sogenannte Globalisie-
rungsprozess wird weiterhin die Welt in Reich und Arm teilen, ganze Bevölkerungs-
schichten marginalisieren, alle Arten von Jobs gefährden, und dort, wo diese bestan-
den, jede Form sozialer Sicherheit eliminieren. All dies im Namen des Profits und der 
kapitalistischen Akkumulation ohne Normen oder Grenzen. Gleichzeitig wird die sozi-
ale Kontrolle innerhalb einzelner Staaten und auch durch internationale Repressions-
apparate wie Polizei und Militär verstärkt." Viele Globalisierungsgegner befürchten, 
dass weltweit nur noch eine kleine Elite von globalen Konzernen wirtschaftspolitische 
Entscheidungen trifft, auf die nationale Regierungen kaum Einfluss haben. 

In Deutschland gründeten sich seit Ende 2000 mehrere Netzwerke, die sich in ihren 
Forderungen und Protestaktionen zum Thema Globalisierung deutlich unterscheiden. 
Während eine Gruppe der Globalisierungsgegner, wie z. B. die trotzkistisch beein-
flussten Netzwerke "Linksruck" oder "Euromarsch-Bündnis", über Teilerfolge langfris-
tig negative Auswirkungen der Globalisierung verhindern bzw. mindern wollen, lehnt 
insbesondere das gewaltbereite Spektrum jede staatliche Herrschaftsform ab, ohne 
bisher konkrete realistische Alternativvorstellungen entwickelt zu haben. Seit Ende 
der EXPO 2000 versuchen vornehmlich jüngere Personen aus anarchistischen und 
alternativen Kreisen eine bundesweite Struktur von "Direct-Action"-Gruppen aufzu-
bauen, die nach dem Vorbild der in den USA und Kanada eingerichteten Trainings-
camps für "Direkte Aktionen", z.B. Kletteraktionen, Barrikadenbau, Durchbrechen von 
Polizeiketten oder Blockadeaktionen trainieren. Unter der Bezeichnung DAN (Direkte-
Aktion-Netzwerk - ursprünglich ein Zusammenschluss amerikanischer und kanadi-
scher Graswurzelgruppen) fand im Januar in der Fachhochschule in Düsseldorf ein 
erstes bundesweites Vernetzungstreffen statt, das aber unverbindlich endete. Auf ei-
nem "Direct-Action-Gathering" am 01.-04. Juni 2001 in Bielefeld wurden "direkte Akti-
onen" u.a. für die Weltklimarahmenkonferenz in Bonn trainiert. Fortschritte im Aufbau 
dieser Struktur sind bisher kaum erkennbar. 

Anlässlich der Weltklimarahmenkonferenz vom 16. - 27. Juli in Bonn führten vor allem 
Umweltschutzgruppen zahlreiche Protestveranstaltungen durch, die einen friedlichen 
Verlauf nahmen. Der Versuch von etwa 300 Antifas sich am 21. Juli einer Demonstra-
tion des BUND mit 1.000 Teilnehmern anschließen zu wollen, wurde vom Veranstal-
ter unterbunden.  

Beim G8-Gipfel in Genua (20. - 22. Juli) kam es zu massiven Auseinandersetzungen 
zwischen Globalisierungsgegnern und der italienischen Polizei. Dass es zu heftigen 
Straßenprotesten kommen würde, hatte sich bereits im Vorfeld abgezeichnet. Vertre-
ter des italienischen Netzwerkes "Ya Basta" und von "tute bianche" hatten ihre Orga-
nisationen auch auf Veranstaltungen in nordrhein-westfälischen Szenetreffs vorge-
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stellt und für eine Teilnahme an den Demonstrationen in Genua geworben. Daneben 
hatten die inzwischen teilweise europaweit organisierten Netzwerke der Globalisie-
rungsgegner, trotzkistische Organisationen oder Parteien wie z.B. die PDS für die 
Proteste mobilisiert. 

Aus NRW haben sich offenbar aber nur Personen in kleinen Gruppen und Fahrge-
meinschaften auf den Weg gemacht. Bei ihrer Rückkehr klagten einige von ihnen ü-
ber erlittene Verletzungen. Im Verlauf des Gipfeltreffens nahm die italienische Polizei 
insgesamt 73 deutsche Staatsbürger fest, darunter neun aus NRW.  

Der Tod eines italienischen Demonstranten gab auch in NRW Anlass zu Spontande-
monstrationen mit bis zu 200 Teilnehmern (u.a. in Aachen, Bochum, Bonn, Dortmund, 
Düsseldorf, Köln und Münster). Als Protestaktion wurde außerdem am 24./25. Juli 
dem Bekennerschreiben zufolge von einer "autonomen Gruppe - Rote Zora" ein im 
Autobahnkreuz Moers abgestelltes Polizeifahrzeug demoliert.  

Inzwischen werden die Ereignisse von Genua in der linken Szene aufgearbeitet. Die 
Proteste werden aufgrund der weltweiten öffentlichen Resonanz als Erfolg bewertet. 
Es sei gelungen, die Ergebnisse des Gipfeltreffens völlig in den Hintergrund zu drän-
gen. Daraus wird der Schluss gezogen, dass man künftig noch massiver vorgehen 
müsse, um die Themen und eigene Ansichten in die Öffentlichkeit zu bringen. Auch 
die sogenannten "reformistischen" Globalisierungsgegner wissen um die visuelle Be-
deutung von Gewaltszenen zur Steigerung des Medieninteresses. Sie lehnen zwar 
für sich die Anwendung von Gewalt ab, schließen aber gewaltbereite Gruppen und 
Personen nicht von vornherein aus. Analog der Anti-AKW-Bewegung läuft dies auf 
die Formel "Vielfalt in der Einheit" hinaus, wonach die Bewegung nicht gespalten 
werden soll und jeder Akteur für seine Aktionsform selbstverantwortlich bleibt. Das 
Thema Globalisierung hat die ermüdete linksextremistische Szene erkennbar wieder 
belebt. Es ist geeignet, auch unterschiedliche linke Strömungen auf einen gemeinsa-
men Nenner zu bringen und hat gegenwärtig einen vergleichsweise hohen Mobilisie-
rungsgrad.  

Demgegenüber dürfte das Thema keine Grundlage sein, um Gemeinsamkeiten mit 
dem rechten Spektrum aufzubauen. Während das rechtsextremistische Lager die 
Globalisierung vor allem deshalb ablehnt,  weil man einen starken Nationalstaat er-
halten will, kritisieren linke Globalisierungsgegner in erster Linie die undemokrati-
schen Strukturen und die nach ihrer Ansicht imperialistischen Tendenzen, die damit 
verbunden sind. Diese unterschiedlichen Ansätze und die tiefgreifende gegenseitige 
Ablehnung lassen trotz des gemeinsamen Themenfeldes den Aufbau von Aktions-
bündnissen nicht erwarten. 

Antirassismus 
Linksextremisten organisierten erneut zahlreiche Demonstrationen, Veranstaltungen, 
Sachbeschädigungen und andere öffentlichkeitswirksame Aktionen, um den ihrer 
Meinung nach existierenden "staatlichen Rassismus" sowie dessen "Profiteure" an-
zuprangern und zu bekämpfen. Dabei mobilisierten sie auch unter demokratisch-
bürgerlichen Organisationen, bestimmten dabei häufig die Zielrichtung und Argumen-
tation der Veranstaltungen. Zunehmend wird versucht, den Antirassismus mit ande-
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ren Themenfeldern wie z.B. der Globalisierung zu verbinden, um das eigene Mobili-
sierungspotential zu erweitern und über den Stand einer sog. "Ein-Punkt-Bewegung" 
hinaus zu kommen. Am 03. April in Köln und am 01. Mai in Duisburg kam es jeweils 
zu Sachbeschädigungen an den Gebäuden der örtlichen Ausländerbehörden. In 
Duisburg bekannte sich dazu in einer Erklärung eine unbekannte "militante gruppe 
phantomias", die mit den Parolen "kampf der residenzpflicht! staatlichen rassismus 
angreifen! kampf  klasse gegen klasse!" endete. 

Nachdem seit Anfang des Jahres das "Wanderkirchenasyl" nicht mehr existiert, ent-
wickelten sich andere Agitationsschwerpunkte innerhalb des linksextremistischen An-
tirassismus in NRW: 

Die bundesweite Kampagne "Deportation class" wurde fortgesetzt, um die Lufthansa 
AG durch öffentlichkeitswirksame Aktionen wie Plakatausstellungen, Internet-Auftritte, 
gefälschte Werbeträger oder Flugblattaktionen auf Flughäfen so lange zu diskreditie-
ren, bis sie das "Geschäft mit den Abschiebungen" beendet. Bisheriger Höhepunkt 
war der gemeinsam mit dem antiimperialistisch ausgerichteten, bundesweit agieren-
den Initiativkreis "Libertad" organisierte Versuch, anlässlich der Hauptversammlung 
am 20. Juni in Köln den Rechner der Lufthansa AG durch eine für jedermann aus 
dem Internet herunter ladbare Software möglichst lange zu blockieren. Die Aktion 
wurde vorsorglich bei der Stadt Köln als "Online-Demonstration" angemeldet. Wegen 
ausreichender Kapazitäten kam es aber zu keinen nennenswerten Störungen der 
Homepage der Lufthansa AG. Vor dem Veranstaltungsort der Hauptversammlung 
versammelten sich ca. 40-50 Aktivisten, die durch Theateraufführungen und Flugblät-
ter, Transparente etc. gegen Abschiebungen protestierten. Während der Hauptver-
sammlung kam es zu mehreren Unterbrechungen, als Demonstranten lautstark die 
Themen Abschiebung und Zwangsarbeiterentschädigung aufgriffen. 

Auch die rumänische Fluggesellschaft TAROM wurde zum Ziel linksextremistischer 
Abschiebegegner. Am 08. Juni versammelten sich etwa 60 Personen des Kölner 
Netzwerkes "Kein Mensch ist illegal" vor dem Büro der rumänischen Fluggesellschaft 
in Düsseldorf, um gegen die Abschiebung von Häftlingen zu protestieren. Von der 
Fluggesellschaft forderten sie die Einstellung aller Abschiebeflüge. Während die De-
monstranten vor dem Büro mit Flugblättern und Transparenten wie "Schluss mit der 
rassistischen Abschiebepolitik" auf sich aufmerksam machten, betrat eine Gruppe 
von etwa 25 Personen das Büro, um mit den Verantwortlichen der Fluggesellschaft 
zu sprechen. Am 9. Juni fanden ähnliche Aktionen vor den Büros der Fluggesellschaft 
in Frankfurt/Main und Berlin statt. Die autonome Szenepublikation "Interim" aus Berlin 
überschrieb in der Ausgabe Nr. 528 vom 14. Juni einen Artikel mit "TAROM - neues 
Mitglied der Deportation Alliance - welcome im Visier der Abschiebungsgegner". Mitt-
lerweile hat die Fluggesellschaft öffentlich erklärt, aufgrund der gegen sie gerichteten 
Aktivitäten der deutschen Flüchtlingsinitiativen die Abschiebeflüge einstellen zu wol-
len. 

Der von afrikanischen Asylbewerbern in Jena gegründete Verein "The Voice e.V. 
Africa Forum" hat eine bundesweite Kampagne gegen die Residenzpflicht von Asyl-
bewerbern begonnen und sucht dafür Unterstützung innerhalb des linksextremisti-
schen Spektrums. An gemeinsamen Demonstrationen gegen die Residenzpflicht be-
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teiligten sich in NRW am 08. Februar in Iserlohn insgesamt ca. 100 Personen und am 
07. April in Düsseldorf ca. 500 Personen.  

Seit März richtet die linksextremistische Szene in NRW ihre Aktionen auch gegen an-
geblich überzogene Maßnahmen des Bundesgrenzschutzes (BGS) gegenüber sozia-
len Minderheiten bei Personenkontrollen. So gründete sich in Köln unter Beteiligung 
von Linksextremisten ein "Komitee gegen amtlichen Rassismus" (KogamRa) und in 
Aachen eine "Aktion BBB - Bürger beobachten den BGS" aus Aktivisten der örtlichen 
linksextremistischen Szene. In kleinen Gruppen will man den BGS täglich im Bereich 
der Hauptbahnhöfe beobachten und ggf. rassistische Übergriffe dokumentieren sowie 
veröffentlichen. Gelegentlich sollen  öffentlichkeitswirksame Aktionen, die auch von  
Prominenten unterstützt werden,  Bahnreisende zur Mitarbeit gewinnen. So fanden 
z.B. am 17. März zeitgleich jeweils im Hbf Aachen und Köln demonstrative Aktionen 
statt, in deren Verlauf u.a. Transparente gezeigt und Flugblätter mit Parolen wie 
"BGS/Polizei: In Worten gegen Rechts, in Taten gegen AusländerInnen. Stoppt ras-
sistische Kontrollen" verbreitet sowie kostenlos Kaffee und Sekt an Reisende ausge-
schenkt wurden. 

Linksextremistische Beeinflussung der Anti-Kernkraft-Kampagne 
Nach fast drei Jahren ohne einen Castor-Transport war das Interesse innerhalb der 
Anti-Kernkraft-Kampagne sichtbar abgeklungen. Weite Teile der autonomen Szene,  
die das Themenfeld "Atompolitik" seit jeher nutzen, um ihre Ablehnung des Staates 
und der politischen Ordnung zum Ausdruck zu bringen, hatten ihre Aktivitäten auf an-
dere Aktionsfelder wie Antirassismus oder Antifaschismus verlagert. Zum Auftakt der 
Mobilisierung zu den ersten, für das Frühjahr 2001 erwarteten Atommüll-Transporten 
war daher wenig Resonanz zu verzeichnen. Insgesamt blieb die Beteiligung bei allen 
Veranstaltungen hinter der früherer Jahre zurück.  

Im Rahmen eines Aktionswochenendes am 17. und 18. Februar 2001 in Gronau und 
Ahaus, an dem insgesamt rund 1.500 Personen aus dem gesamten Bundesgebiet 
teilnahmen, wurde generelle Kritik an dem Atomkonsens zwischen Bundesregierung 
und Atomindustrie geübt, auf die Zusammenhänge zwischen Castor-Transporten und 
der Urananreicherung in Gronau hingewiesen und zur Teilnahme an den Kundge-
bungen im Wendland aufgerufen. Zu militanten Protesten kam es nicht.  

Von größerer Symbolkraft und daher bundesweitem Interesse erwies sich erneut der 
Transport aus der französischen Wiederaufarbeitungsanlage La Hague in das 
Zwischenlager Gorleben. Ihre Motivation zur Beteiligung im Rahmen des Castor-
Widerstandes beschrieben Angehörige der autonomen Szene in der Berliner Publika-
tion "Interim" vom 17. Mai 2001: 

"Auch wenn das Thema Atompolitik kaum die wichtigen sozialen Probleme be-
rührt, ..., ist die Anticastorbewegung doch zur Zeit die einzige größere Mobilisie-
rung bei der wir gewaltfrei oder militant direkt etwas bewirken können."  

An den Protesten von etwa 10.000 Personen Ende März 2001 beteiligten sich auch 
Autonome aus Nordrhein-Westfalen. Die Initiatoren des Widerstandes hatten das 
Konzept "50+20" ausgerufen, nach dem nicht nur die 20 km lange Strecke des Stra-
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ßentransports im Blickpunkt der Atomkraftgegner stand, sondern auch schon die 50 
km lange Gleisstrecke durch den Landkreis Lüchow-Dannenberg Ziel von Blockade- 
und Widerstandsaktionen werden sollte. Die autonome Szene wertete den Protest im 
Wendland insgesamt als Erfolg, mahnte aber an, mit allen Beteiligten einen Konsens 
zur Frage der Gewaltanwendung zu finden und sich hierüber nicht spalten zu lassen. 
Einerseits dürfe Militanz "nicht zum Selbstzweck werden", vielmehr seien autonome 
"List und Schlauheit - Taktik und Strategie" gefragt. Andererseits sei aber auch die 
Abgrenzung der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg von jeglicher Aktion mit Sach-
beschädigung "sehr unverständlich - bedauerlich, aber bezeichnend." Grundsätzlich 
abzulehnen wegen ihres "märtyrerhaften Charakters" seien die Blockadeaktionen von 
Aktivisten der Umweltgruppe Robin Wood, bei denen sich der "Bullenapparat bei der 
Befreiung aus der Blockade als ach so menschlich" darstellen könne, wobei er sonst 
vor "Mord und Totschlag" nicht zurückschrecke.  

Unter dem Motto "Unsere Bullen bleiben hier" kündigten Autonome aus Nordrhein-
Westfalen zahlreiche Demonstrationen für den Tag an, an dem der Castor-Transport 
durch Deutschland fahren sollte (sog. Tag X). In Bielefeld, Essen, Köln, Bonn und 
Aachen wurden Kundgebungen angemeldet mit dem Ziel, möglichst viele Polizeikräf-
te außerhalb des Wendlandes zu binden. Die friedlich durchgeführten Aktionen konn-
ten so gut wie keinen Zulauf aus der Bevölkerung verzeichnen. Bei den in der Folge-
zeit wieder aufgenommenen Transporten in die Wiederaufarbeitung kam es nur gele-
gentlich zu Störversuchen.  

Bereits seit Ankündigung der Wiederaufnahme von Atomtransporten im Herbst 2000 
sind Einrichtungen und Liegenschaften der Deutschen Bahn AG verstärkt Ziel von 
Anschlägen. Neben Farbschmierereien sind Sachbeschädigungen an Fahrzeugen 
und Gebäuden zu verzeichnen. Im Vorfeld des Gorleben-Transports hatten Autono-
me mit einem Anschlag auf die Transportstrecke, bei dem zwei Schienenstücke aus 
dem Gleisbett herausgetrennt und in X-Form (Symbol für den Widerstand gegen die 
Castor-Transporte) auf die Schienen gelegt wurden, für bundesweites Medieninteres-
se gesorgt. Bei mehreren sog. Hakenkrallenanschlägen auf Oberleitungen der Bahn, 
für die laut Bekennerschreiben "autonome Gruppen" verantwortlich zeichnen, ent-
stand Anfang März hoher Sachschaden. Diese Gruppen verstehen danach ihre Akti-
onen als "mobilisierungsbeitrag" und erläutern darin auch ihre linksextremistische 
Ausrichtung. Das Herrschaftssystem sei "unappetitlich" und müsse bekämpft werden, 
selbst wenn ein realer Atomausstieg vollzogen würde. Der Anti-AKW-Kampf sei nur 
ein "teilbereichskampf", in dem sich die strategische Chance für Kämpfe in anderen 
Bereichen eröffne. Die Ausführungen kennzeichnen aber nur die Position einer klei-
nen Minderheit, die versucht, die Proteste für ihre weitergehenden Ziele zu 
instrumentalisieren.  

2.4 Antiimperialistischer Widerstand 

2.4.1 Initiativkreis Libertad! 

Der "Initiativkreis Libertad!", der nach eigenen Angaben als Ergebnis der Aktivitäten 
gegen den Weltwirtschaftsgipfel (G 7) 1992 in München entstanden ist, hat die Be-
mühungen, über eine thematisch breit angelegte Berichterstattung das gesamte linke 
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Spektrum zusammenzuführen, fortgesetzt. So befasst sich die im Frühjahr 2001 er-
schienene 8. Ausgabe der vom Initiativkreis herausgegebenen Zeitschrift "so oder so" 
mit der für den 20. Juni 2001 vorgesehenen "online-demo" gegen die Lufthansa, mit 
den Ermittlungen im Fall der im kurdischen Kampfgebiet umgekommenen Andrea 
Wolf (vgl. Verfassungsschutzbericht 1998, Nr. 3.2.2.1), mit der Situation im Basken-
land, mit der Gefängnispolitik des türkischen Staates und weiteren Themen. Als zent-
rale Ziele hat sich der "Initiativkreis Libertad!" die internationale Zusammenarbeit und 
die Solidarität mit den politischen Gefangenen weltweit gesetzt. Zur Umsetzung der 
Ziele wurden und werden verschiedene Kampagnen und Aktionen zum Teil selbst ini-
tiiert oder aber unterstützt. Einige davon sind langfristig angelegt, wie z. B. der bun-
desweite Aktionstag am 18. März ("Freiheit für die politischen Gefangenen") oder die 
erstmalig Ostern 1999 in Berlin veranstaltete Internationale Arbeitskonferenz, die 
künftig  in regelmäßigen Abständen ausgerichtet werden soll. Breiten Raum nahm im 
Berichtszeitraum die Unterstützung der maßgeblich vom Netzwerk "Kein Mensch ist 
illegal" getragenen Kampagne gegen die Lufthansa AG ein. 

2.4.2 Kurdistansolidarität des Antiimperialistischen Widerstands 

Das in der jüngeren Vergangenheit festgestellte nachlassende Interesse deutscher 
Linksextremisten an der Unterstützung der Aktivitäten der PKK und die Aktivitäten der 
"Informationsstelle Kurdistan" (ISKU) sind weiterhin auf dem im Vorjahr erreichten 
niedrigen Niveau verblieben. Es hat sich dabei bestätigt, dass die "Pflege" der Inter-
net-Seite der ISKU, die ihren Sitz nach wie vor in Berlin hat, nunmehr in Hamburg er-
folgt. Im Mittelpunkt der Arbeit, die auch weiterhin in enger Kooperation mit der inter-
nationalen Initiative "Freiheit für Abdullah Öcalan-Frieden in Kurdistan" in Köln, dem 
Rechtshilfeverein "AZADI" e. V. in Köln, der "Föderation kurdischer Vereine in 
Deutschland" (YEK-KOM) in Düsseldorf, dem "Kurdistan-Informationszentrum" (KIZ) 
in Berlin und der ISKU erfolgte, stand nach wie vor die Unterstützung des zum Tode 
verurteilten PKK-Führers Abdullah Öcalan und des neuen Friedenskurses der PKK. 
Auch sind in diese Aktivitäten weiter einige der Kurdistan-Brigadisten (vgl. Verfas-
sungsschutzbericht 2000, Ziffer 3.3.2.1) eingebunden. 

2.5 Linksextremistischer Terrorismus 

2.5.1 Rote Armee Fraktion (RAF) 

Am 15. Mai 2001 verurteilte der 5. Strafsenat des Oberlandesgerichts Stuttgart das 
ehemalige RAF-Mitglied Andrea Klump wegen 1988 in Rota/Spanien begangener 
Straftaten (Verabredung zum Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion, erpresseri-
scher Menschenraub und Geiselnahme) zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von neun 
Jahren. Nach Rechtsmittelverzicht der Prozessbeteiligten erlangte das Urteil Rechts-
kraft. Klump war am 15. September 1999 in Wien nach einem Schusswechsel mit Po-
lizeibeamten festgenommen worden. Ihr damaliger Begleiter, das mutmaßliche RAF-
Mitglied Horst Ludwig Meyer, wurde bei der Festnahme tödlich verletzt. 

Am 06. Februar 2001 leitete der Generalbundesanwalt (GBA) ein Ermittlungsverfah-
ren gegen die mutmaßlichen Mitglieder der ehemaligen RAF Ernst-Volker Staub und 
Daniela Klette wegen des Verdachts der Gründung einer terroristischen Vereinigung 
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ein. Im Mai 2001 erklärte eine Sprecherin der Bundesanwaltschaft, nach Erkenntnis-
sen des GBA hätten sich ehemalige Mitglieder der RAF-Kommandoebene, darunter 
Staub und Klette, wieder zu einer terroristischen Vereinigung zusammengeschlossen. 
Diese Gruppe habe sich wahrscheinlich bereits im April 1999 gegründet - etwa ein 
Jahr nach der Auflösung der RAF. Der GBA gehe davon aus, dass die neue Gruppe 
auf die logistischen Strukturen der ehemaligen RAF, d.h. Waffendepots und Verste-
cke sowie konspirative Wohnungen, zurückgreife. Ermittlungen hätten ergeben, dass 
diese neue Gruppe seit ihrer Gründung wenigstens ein Verbrechen begangen habe: 
Einen Raubüberfall auf einen Geldtransporter in Duisburg-Rheinhausen am 30. Juli 
1999, bei dem mehr als eine Million DM erbeutet worden ist (s. Nr. 3.4.2 des Verfas-
sungsschutzberichtes des Landes NRW über das Jahr 2000). Der Verdacht gegen 
Staub und Klette habe sich nach einer DNA-Analyse erhärtet. Ob dieser Überfall aber 
zur Finanzierung weiterer terroristischer Aktivitäten dienen soll, ist noch nicht ab-
schließend geklärt. Neben den beiden suche die Bundesanwaltschaft noch das mut-
maßliche RAF-Mitglied Sabine Elke Callsen per Haftbefehl. 

Mitte Mai 2001 wurde bekannt, dass sich im Zusammenhang mit dem Mordanschlag 
der RAF auf den Präsidenten der Treuhandanstalt Dr. Detlev Karsten Rohwedder am 
01. April 1991 in Düsseldorf ein neuer Ermittlungsansatz für das BKA ergeben habe. 
Eine aufgrund neuer wissenschaftlicher Methoden durchgeführte gentechnische Ana-
lyse weise auf eine mögliche Beteiligung des 1993 im Bahnhof von Bad Kleinen ver-
storbenen mutmaßlichen RAF-Angehörigen Wolfgang Grams hin. 

2.5.2 Revolutionäre Zellen (RZ)/Rote Zora 

Am 22. März 2001 begann vor dem Berliner Kammergericht der Strafprozess gegen 
vier mutmaßliche Angehörige der terroristischen Vereinigung Revolutionäre Zel-
len/Rote Zora (RZ), die für Anschläge in den 80er und 90er Jahren in Berlin verant-
wortlich sein sollen. In diesem Verfahren sagt ein Kronzeuge aus, der im Dezember 
2000 wegen Beteiligung an einem 1987 verübten Sprengstoffanschlag auf die Berli-
ner Sozialhilfestelle für Asylbewerber zu zwei Jahren Haft auf Bewährung verurteilt 
wurde. In der linksextremistischen/autonomen Szene wird er deshalb als "Verräter" 
angesehen. Personen der genannten Szene begleiten das Prozessgeschehen mit ei-
ner tendenziösen Berichterstattung über die einzelnen Prozesstage, die u.a. im Inter-
net wie auch in der "Interim" veröffentlicht wird. Eine Solidaritätsbekundung für die 
Angeklagten befand sich in einem am 16. März 2001 bei der Deutschen Presse-
Agentur in Hamburg eingegangenen  zweiseitigen maschinengeschriebenen Selbst-
bezichtigungsschreiben. Dieser Brief, in dem die Verfasser, ohne Nennung einer 
Gruppenbezeichnung, die Verantwortung für Brandanschläge auf Fahrzeuge der 
Hamburger Elektrizitätswerke und der Deutschen Bahn in der Nacht zum 15. März 
2001 übernehmen, befasst sich in der Hauptsache thematisch mit Atommüll-
Transporten und endet u.a. mit der Parole: "Freiheit und Kraft für Axel, Harald, Mat-
thias und Sabine, denen ab dem 22. März 2001 der Prozess wegen Mitgliedschaft in 
den RZ in Berlin gemacht wird." 

In einem weiteren Prozess verurteilte die 21. Große Strafkammer des Landgerichts 
Frankfurt/Main am 15. Februar 2001 den Angeklagten Hans Joachim Klein wegen 
dreifachen Mordes und einfachen versuchten Mordes in Mittäterschaft sowie Geisel-
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nahme mit Todesfolge im Zusammenhang mit dem Überfall auf die OPEC-Konferenz 
in Wien am 21. Dezember 1975 zu einer Freiheitsstrafe von 9 Jahren. Die gesetzlich 
vorgeschriebene lebenslange Freiheitsstrafe als Rechtsfolge des § 211 StGB wurde 
durch die Kammer aufgrund der angewendeten Kronzeugenregelung nicht ausge-
sprochen. 

Eine weitere männliche Person aus Frankfurt/Main wurde vom Vorwurf der Beihilfe 
beim OPEC-Überfall mangels Beweisen freigesprochen. 
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3 Ausländerextremismus und –terrorismus 

3.1 Überblick über Entwicklungen im Ausländerextremismus 
• Die sunnitisch geprägte IGMG ist nach wie vor die mitgliederstärkste 

islamisch-extremistische Organisation. Das politische Ziel der IGMG, auf der 
Scharia basierende Bestimmungen für Muslime einzuführen, stellt eine 
schleichende und nicht zu unterschätzende Gefahr für unsere pluralistische 
Gesellschaftsordnung dar. Strategie der IGMG ist es, sich als finanzkräftige 
und gutstrukturierte Organisation allen Muslimen anzubieten, wobei sie ihren 
Schwerpunkt in der Gewinnung von Jugendlichen sieht. Zahlreiche Neben- 
und beeinflusste Organisationen verschleiern die Größe des tatsächlichen 
Einflussbereichs der Organisation. 

 

• Die PKK begann im Mai die sog. zweite Friedensoffensive. Im Rahmen dieser 
"Zweiten Friedensoffensive" wurden alle Kurden in Europa aufgefordert, sich 
zu ihrer nationalen und politischen Identität zu bekennen. Osman Öcalan, 
Bruder des inhaftierten PKK-Vorsitzenden und Mitglied des Präsidialrates, rief 
alle Kurden dazu auf, sich in Gruppen an die deutschen Gerichte zu wenden, 
um ihre kurdische Identität anerkennen zu lassen. Neben schriftlichen 
Selbstbezichtigungen soll auch auf Demonstrationen und Kundgebungen die 
PKK-Zugehörigkeit deutlich gemacht werden.  

3.2 Organisationen 

3.2.1 Islamische Gemeinschaft Milli Görüs e.V. (IGMG) 

Die IGMG verfolgt das Ziel, die Meinungsführerschaft unter den Muslimen in Deutsch-
land zu erlangen und ihre politischen Interessen durch Vermengung mit religiösen 
Forderungen durchzusetzen. So sind ihre vorrangigen Themen die Anerkennung als 
Religionsgemeinschaft und die Forderung nach der Erlaubnis, islamischen Religions-
unterrichts an öffentlichen Schulen erteilen zu dürfen. 

Die IGMG ist der Europa-Ableger der islamistischen Partei in der Türkei, die unter 
wechselnden Namen seit Jahrzehnten von Prof. Necmettin Erbakan geführt und im-
mer wieder verboten wurde. Seit 1998 firmierte diese Partei unter dem Namen Fazi-
let-Partei -FP- (Tugend-Partei). Am 22. Juni 2001 wurde auch die FP verboten. Die 
mehr als 100 Abgeordneten der FP im türkischen Parlament waren nach dem Partei-
verbot zunächst fraktionslos.  

Bereits im Jahr 2000 hatten sich in der FP zwei Flügel gebildet, die sogenannten Tra-
ditionalisten um Prof. Erbakan und die sogenannten Erneuerer um den ehemaligen 
Istanbuler Bürgermeister Erdogan. Am 20. Juli gründeten die Traditionalisten die 
Saadet-Partisi (Partei des Wohlergehens/der Glückseligkeit), am 14. August die Er-
neuerer die Adalet ve Kalkinma Partisi, AK (Gerechtigkeits- und Entwicklungspartei). 
Falls beide Parteien zugelassen werden, sind sie im Parlament durch die ehemaligen 
Fazilet-Abgeordneten wieder in Fraktionsstärke vertreten. 
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Die IGMG machte während des Berichtszeitraums insbesondere in Nordrhein-
Westfalen verstärkt durch öffentliche Veranstaltungen auf sich aufmerksam. In Semi-
naren und Podiumsdiskussionen versteht es die IGMG, direkt oder über den Islamrat 
indirekt durch geschickte Themenauswahl Vertreter von Staat und Kirchen für ihre 
Zwecke zu instrumentalisieren.  

Am 15. April fand die diesjährige Generalversammlung der IGMG in Hagen mit ca. 
1.000 Teilnehmern statt. Entgegen früheren Generalversammlungen, die mit einem 
großen Kulturfestival mit bis zu 50.000 Teilnehmern einhergingen, nahmen hieran nur 
offizielle Delegierte teil. Auf dieser Veranstaltung wurde Mehmet Sabri Erbakan (ein 
Neffe von Prof. Erbakan) zum neuen Generalvorsitzenden der IGMG "gewählt", wobei 
es sich eher um eine Bestimmung, denn um eine echte Wahl handelte. (Nachdem 
Mehmet Sabri Erbakan vorgeschlagen wurde, sollten diejenigen die Hand heben, die 
gegen Erbakan als neuen Vorsitzenden waren, was nicht geschah.)  

Die IGMG unter Führung von Mehmet Sabri Erbakan verfolgt die traditionalistische 
Linie. Anhänger der "Erneuerer" wurden bereits vor der Übernahme des Vorsitzes 
durch Mehmet Sabri Erbakan aus Führungspositionen verdrängt. Es bleibt abzuwar-
ten, ob sich die "Erneuerer" innerhalb der IGMG auf Dauer den Traditionalisten un-
terordnen. Eine Spaltung der IGMG erscheint nicht ausgeschlossen. 

Am 13. Mai fand ein Jugend-Kulturtag des IGMG-Gebiets Düsseldorf in Duisburg-
Walsum mit ca. 2.000 Teilnehmern statt, darunter auch Mehmet Sabri Erbakan und 
Yavuz Celik Karahan, der neue stellvertretende Vorsitzende der IGMG. Erbakan 
sprach sich in seiner Rede dafür aus, die Jugendarbeit zu fördern. Es gelte, dass 
möglichst viele Jugendliche den Bildungsabschluss Abitur erreichten und danach ein 
Studium anstrebten. Die Aufnahme eines Studiums soll mit der Vergabe von Stipen-
dien durch "Milli Görüs" unterstützt werden. Dabei sollen Abiturienten mit deutschem 
Abschluss sowie guten deutschen Sprachkenntnissen und den Studienfächern Infor-
matik, Jura, BWL und den Schwerpunkten Marketing/Werbung und Psychologie ge-
zielt gefördert werden. Diese Abschlüsse seien für die weitere Entwicklung von "Milli 
Görüs" besonders wichtig.  

3.2.2 Kalifatsstaat (Kaplan-Verband) 

Um den Kaplan-Verband ist es seit der Verurteilung des Verbandsführers, Metin Kap-
lan, durch das OLG Düsseldorf am 15. November 2000 ruhig geworden. Der Verband 
macht allenfalls durch sein Publikationsorgan Ümmet-I Muhammed auf sich aufmerk-
sam. Hier wird in bekannter Manier gegen alles vermeintlich "Unislamische" polemi-
siert. Auch wird Kaplan nach wie vor als Märtyrer beschrieben, der für die "Sache Al-
lahs in den Kerker geworfen wurde". In der Ausgabe vom 8. Februar 2001 heißt es 
dort: 

"Durch dieses politische Urteil wurden verurteilt: 

- die islamische Religion 

- das Wort Allahs, also der Koran, 
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- die Aussprüche des Propheten Mohammed 

- die Fetwas des Islam und 

- der von dem verstorbenen Cemaleddin Hocaoglu (KAPLAN)  wiederbelebte 
und ausgerufene Kalifatsstaat." 

Insgesamt scheint sich der Verband jedoch organisatorisch in einem zerrütteten Zu-
stand zu befinden, da mit Ausnahme von Gedenkveranstaltungen kaum noch Aktio-
nen bekannt werden. Auch gibt es Hinweise, wonach sich Anhänger vom Verband 
abwenden. 

Jüngstes neues Propagandamittel stellt eine CD-ROM dar, auf der u.a. Aussagen von 
Cemaleddin und Metin Kaplan zu finden sind. Sie ist ein Geschenk für Abonnenten 
der Zeitung Ümmet-I Muhammed. Laut Ausgabe vom 3. Mai soll diese CD-ROM dem 
Ziel dienen, die Missionierung für den Kalifatsstaat und die Gründung eines Scharia-
Staates zu erreichen. 

In der verbandseigenen Fernsehsendung HAKK-TV wird in derselben Art und Weise 
wie in der Ümmet-I Muhammed gegen den Kemalismus als laizistisches türkisches 
Staatssystem polemisiert. In der Sendung vom 1. April wurde z.B. die Zerstörung der 
Buddha-Statuen in Afghanistan wie folgt kommentiert: 

"Mit der Erlaubnis Allahs wird die Armee des Kalifatsstaates den Kemalismus 
mit seinen Statuen stürzen, so dass sie nie mehr zurückkehren können und auf 
dem Müll der Geschichte verschwinden. Auch Du, Vatergötze der Türkischen 
Republik, wirst eines Tages stürzen und zwar in Zusammenarbeit der Muslime 
in Europa mit den Muslimen in Anatolien und durch die Hand dieser Religions-
gemeinschaft. Du wirst so stürzen, dass die gesamte Welt den Knall hören wird. 
Dann wird ein neues Zeitalter, welches der Prophet prophezeit hat, beginnen. 
Die Götzenanbeter und Kemalisten werden unter ihren Statuen zerquetscht 
werden. Die Zukunft gehört dem Islam." 

Wie der Verband insgesamt die "Besonderheit der muslimischen Persönlichkeit" cha-
rakterisiert, wird an nachfolgender Aussage deutlich (aus: Ümmet-I Muhammed vom 
22. März 2001): 

"Der Muslim hat seine Persönlichkeit, er würde sich nicht jemandem beugen, 
der nicht Muslim ist! Der Muslim ist der Führer, er muss im Vordergrund sein! 
Wenn es nötig ist, sich zu beugen, müssen sich ihm die anderen beugen!" 

3.2.3 Solidaritätsaktionen linksextremistischer türkischer 
Organisationen gegen die "Isolationshaftanstalten für politische 
Gefangene in der Türkei" 

Der am 20. Oktober 2000 begonnene Hungerstreik von 800 inhaftierten Anhängern 
der DHKP-C und der TKP/ML in der Türkei, das sogenannte Todesfasten, wurde in 
Deutschland mit Informationsständen und sonstigen Aktionen der DHKP-C und weite-
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rer linksextremistischer türkischer Organisationen begleitet.  Die Aktionen erreichten 
nach der Erstürmung der türkischen Gefängnisse durch türkische Sicherheitskräfte in 
den Tagen vor Weihnachten ihren vorläufigen Höhepunkt. Die Kampagne wurde auch 
im Jahr 2001 fortgesetzt. Die überwiegende Anzahl der Veranstaltungen wurde durch 
das "Solidaritätskomitee mit den politischen Gefangenen in der Türkei" (DETUDAK) 
organisiert. Diesem Bündnis linksextremistischer türkischer Organisationen gehören 
neben der Devrimci Halk Kurtulus Partisi - Cephesi (DHKP-C) die Marxistisch-
Leninistische Kommunistische Partei (MLKP) und die Türkische Kommunistische Par-
tei/Marxisten Leninisten (TKP/ML) an. Auch in NRW fanden mehrere Demonstratio-
nen statt: 

• Am 3. Januar kam es zu einer nicht angemeldeten Demonstration von ca. 70 
türkischen Linksextremisten vor dem türkischen Generalkonsulat in Hürth. In 
einem Flugblatt der DHKC (militärischer Arm der DHKP-C) heißt es u.a. "Unser 
Kampf geht weiter, sowohl als Basiskampf als auch als bewaffneter Kampf. 
Unser Kampf gegen das System ist legal." 

 

• Am 27. Januar führten linksextremistische türkische Gruppen zusammen mit 
der PKK eine Großdemonstration mit 16.000 Teilnehmern aus dem gesamten 
Bundesgebiet in Köln durch. Es wurde gegen die Haftbedingungen in der 
Türkei protestiert und der Opfer der Gefängnisrevolte in der Türkei gedacht. Im 
Zusammenhang mit der Kampagne gegen die Gefängnisreform in der Türkei 
sind die linksextremistischen türkischen Gruppierungen erstmals wieder 
gemeinsam mit der PKK aufgetreten. Die PKK verknüpft die 
Gefängnisproblematik mit ihren eigenen Anliegen. In einer gemeinsamen 
Interneterklärung heißt es u.a. "Wir werden uns mit der aktiven Kampfkraft der 
Gefangenen solidarisch erklären und sie unterstützen, weil der faschistische 
Staat gegen die politischen Gefangenen immer noch das Blutvergießen und 
die Ermordungen auf bestialische Weise fortführt." 

 

• Am 10. Februar und 11. März demonstrierten in der Kölner Innenstadt etwa 
100 bzw. 150 und am 7. April etwa 1.000 Personen gegen die Behandlung der 
politischen Gefangenen in der Türkei. 

 

• Am 24. Februar kam es zu einer DHKP-C-Solidaritätsveranstaltung für die 
politischen Gefangenen in Dortmund. Etwa 2.000 Personen aus Deutschland 
und dem benachbarten Ausland nahmen teil. 

 

• Am 21. März, dem 60. Tag des Todesfastens, forderte der Hungerstreik das 1. 
Opfer in der Türkei. Am Folgetag kam es zu einer Spontandemonstration von 
etwa 70 Personen vor dem Türkischen Generalkonsulat in Düsseldorf. Am 9. 
April demonstrierten dort etwa 50 Personen. 

 

• Nach dem Tod weiterer hungerstreikender Gefangener in der Türkei 
erschienen am 10. April etwa 40 Aktivisten des DETUDAK in der 
Geschäftsstelle des Landesverbandes Bündnis90/Die Grünen in Düsseldorf 
und forderten - mit Erfolg - vom Landesverband eine öffentliche Erklärung zur 
Situation der politischen Gefangenen in der Türkei. 

 

• Am 17. April besetzten etwa 20 Türken vorübergehend die schwedische 
Handelskammer in Düsseldorf. Sie verbarrikadierten einzelne Türen und 
übergaben eine Resolution. Den Besetzern wurde zugesagt, die schwedische 
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Regierung um Überprüfung der Haftbedingungen in der Türkei zu bitten 
(Schweden hatte zu diesem Zeitpunkt den Vorsitz in der EU). 

 

• Nachdem sich am 20. April ein Türke in Regensburg auf offener Straße aus 
Protest gegen die Haftbedingungen in türkischen Gefängnissen verbrannt 
hatte, kam es zu weiteren Solidaritätsaktionen. Am 21. April besetzten etwa 30 
Aktivisten des DETUDAK den Südturm des Kölner Doms. Die Demonstranten 
ließen ein Transparent mit der Aufschrift "Iso-Haft ist Folter - Iso-Haft ist Mord" 
herabhängen. 

Inzwischen sind in der Türkei mehr als 30 Personen an den Folgen des Hungerstreiks 
gestorben. Obwohl die türkischen Justizbehörden im Juli mehrere Hungerstreikende 
aufgrund ihres schlechten Gesundheitszustandes vorübergehend freigelassen haben, 
fordern die an der Aktion beteiligten Organisationen von ihren Angehörigen, dass der 
Hungerstreik auch außerhalb der Gefängnisse bis zum Tode fortgesetzt wird. Der 
Höhepunkt der Solidaritätskampagne ist zwar überschritten. Sie wird aber mit niedri-
geren Teilnehmerzahlen fortgesetzt. 

Im März gab der türkische Justizminister bekannt, dass sich insgesamt noch 415 
Gefangene am unbefristeten Hungerstreik und 319 Gefangene am Todesfasten betei-
ligen. Es werde hinsichtlich der Einführung von Einzelhaftzellen kein Zurück mehr ge-
ben. Sobald das Todesfasten beendet sei, werde man mit der Umstrukturierung der 
Haftanstalten beginnen. 

3.2.4 Devrimci Halk Kurtulus Partisi-Cephesi (DHKP-C) 

Seit 1997 wurden in Deutschland und dem benachbarten Ausland viele Funktionäre 
der DHKP-C festgenommen und zu meist hohen Strafen verurteilt. Der am 15. Okto-
ber 1999 in der Schweiz festgenommene mutmaßliche Europaverantwortliche wurde 
am 17. März 2000 nach Deutschland ausgeliefert und am 5. Januar 2001 vom OLG 
Hamburg zu sechseinhalb Jahren Freiheitsstrafe verurteilt.  

Im Mai 2001 wurde ein weiterer Führungsfunktionär wegen Mitgliedschaft in einer ter-
roristischen Vereinigung verurteilt. Er gehörte von 1996 - 1999 zur Führungsgruppe 
der DHKP-C in Deutschland. Der Verurteilte war am 11. Juli 2000 in Bielefeld festge-
nommen worden. 

Die intensiven Strafverfolgungsmaßnahmen und das Verbot haben die DHKP-C stark 
geschwächt. Aktivitäten beschränkten sich fast ausschließlich auf die Aktionen im Zu-
sammenhang mit dem Hungerstreik in türkischen Gefängnissen. 

In der Märzausgabe der monatlich erscheinenden Parteizeitschrift "Vatan" stellt die 
DHKP-C die Beteiligung der Frauen am o.a. Hungerstreik besonders heraus. Die Be-
freiung der Frauen sei nur dann möglich, wenn gegen den türkischen Staat Wider-
stand geleistet und das System zerschlagen werde. 

In der Aprilausgabe der Zeitschrift wurde gegen die führenden Industriellen der Türkei 
polemisiert. Für diese Leute werde das Volk auf der Straße zusammengeschlagen 
und in Einzelzellen ermordet. Es heißt wörtlich: "Weil sie sich vollfressen, müssen wir 
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hungern." Auf diese Weise versucht die DHKP-C offenbar, die momentane schwierige 
wirtschaftliche Lage des Landes für ihre Parteipropaganda zu nutzen. 

Auch in diesem Jahr veranstaltete die DHKP-C eine Großveranstaltung anlässlich ih-
res Gründungstages und zum Gedenken an die "Gefallenen der Revolution". Um ein 
Verbot der Veranstaltung in Deutschland zu umgehen, findet sie seit Jahren in Bel-
gien oder den Niederlanden statt. An der Veranstaltung am 21. April 2001 in ´s Her-
togenbosch (Niederlande) nahmen etwa 5.000 Personen (Vorjahr 4.000) teil. In einer 
Rede wurde die Führungsrolle der DHKP-C im Zusammenhang mit den Hunger-
streikaktionen betont. Die Veranstaltung war von Folklore- und Musikdarbietungen 
bestimmt. Kämpferische Reden wurden nicht gehalten. 

3.2.5 Türkische Kommunistische Partei/Marxisten Leninisten 
(TKP/ML) 

Trotz gemeinsamer Aktivitäten in Solidaritätskampagnen ist die TKP/ML weiterhin ge-
spalten in den Partizan-Flügel und das Ostanatolische Gebietskomitee (DABK). Es 
gibt keine Hinweise darauf, dass die Trennung aus dem Jahr 1994 überwunden wird. 

Partizan 
Der Partizan-Flügel ist in Deutschland mit seinen Basisorganisationen ATIF und ATIK 
vertreten. Die ATIF feierte am 10. März in der Stadthalle Offenbach ihr 25-jähriges 
Bestehen. An der Veranstaltung haben etwa 1.500 Personen teilgenommen, darunter 
auch Gäste der Marxistisch Leninistischen Partei Deutschlands (MLPD). In der Eröff-
nungsrede wurde insbesondere erwähnt, dass sich die ATIF stets gegen die Vernich-
tung des kurdischen Volkes gestellt hat.  

Im Mai verbreitete die ATIF Flugblätter in denen es u.a. heißt: Um unser Recht zu be-
kommen, müssen wir kämpfen. Es werden mehr Rechte für die Arbeiter gefordert. 
Die ATIF wirft der deutschen Bundesregierung vor, vermehrt zur Arbeitslosigkeit bei-
zutragen und die sozialen Rechte der Arbeiterklasse zu vernichten. Mit neuen Geset-
zen treibe sie die Arbeitnehmer in die Armut. Das kapitalistische System wird als mo-
derne Sklaverei verurteilt. 

Der Partizan-Flügel führte auch in diesem Jahr wieder eine Gedenkveranstaltung zu 
Ehren Ibrahim Kaypakkayas durch. Die Veranstaltung fand mit rund 3.000 Personen 
(Vorjahr 1.000) am 12. Mai wieder in Ludwigshafen statt. Hauptthema war auch hier 
die Situation in den türkischen Haftanstalten. Die Saalveranstaltung war von Folklore- 
und Musikdarbietungen umrahmt. 

DABK 
Das DABK und seine Basisorganisationen ADHF und ADHK sind weiterhin mit inter-
nen Problemen beschäftigt. Die politische Arbeit ist gering.  

An der diesjährigen Großveranstaltung zu Ehren des Parteigründers Ibrahim Kaypak-
kaya am 26. Mai in Oberhausen nahmen etwa 4.000 Personen teil. Da auch in der 
PKK-nahen Tageszeitung Özgür Politika für die Veranstaltung geworben wurde, hatte 
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man eine größere Beteiligung erhofft. Im Vorjahr hatten noch 6.000 Personen an der 
Veranstaltung in Essen teilgenommen. Ob die sinkende Teilnehmerzahl eine Mitglie-
derverschiebung zu Gunsten des Partizan-Flügels bedeutet, kann noch nicht abge-
sehen werden. In zahlreichen Grußbotschaften türkischer Organisationen wurde der 
Hungerstreikenden gedacht und die Fortführung des gemeinsamen Kampfes betont. 
Ehemalige Mitglieder wurden aufgefordert, wieder in die Organisation einzutreten und 
mitzuarbeiten. Die Veranstaltung war von Folklore- und Musikdarbietungen umrahmt. 

3.2.6 Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 

Zweite Friedensoffensive/Identitätskampagne  
Nachdem die PKK-Führung im Januar 2000 eine grundlegende Neuausrichtung der 
Partei beschloss, die u.a. beinhaltete, dass zur Durchsetzung der Ziele keine Gewalt 
mehr eingesetzt werde und in Zukunft ausschließlich politische und demokratische 
Mittel zur Anwendung kommen sollen, hat sie im Mai 2001 eine sog. "Zweite Frie-
densoffensive" eingeleitet. 

Am 31. Mai 2001 veranstalteten PKK-nahe Organisationen in Berlin eine Pressekon-
ferenz unter dem Motto "Unsere politische Identität soll bekannt werden, die Verbote 
sollen aufgehoben werden". Die Pressekonferenz, die ursprünglich im Zusammen-
hang mit dem  für diesen Tag geplanten Beginn des von Abdullah Öcalan vor dem 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte angestrengten Prozesses stehen soll-
te, wurde von der PKK jedoch dazu genutzt, den Beginn ihrer "Zweiten Friedensof-
fensive" zu proklamieren. Im Rahmen dieser "Zweiten Friedensoffensive" sollen sich 
alle Kurden zu ihrer nationalen und politischen Identität bekennen. 

In einem Interview mit der PKK-nahen Tageszeitung Özgür Politika (Freie Politik) vom 
23. Mai hat der Bruder des PKK-Chefs Osman Öcalan Sinn und Bedeutung der 
"Zweiten Friedensoffensive" dargelegt. Dies sei die Fortsetzung einer Phase, die mit 
der Beendigung des bewaffneten Kampfes im Krisengebiet begonnen und durch die 
anhaltende Friedensbereitschaft der PKK den erneuten Ausbruch eines Krieges ver-
hindert habe. Nun sei eine Konsolidierung der PKK erreicht und eine Atmosphäre ge-
schaffen, in der die Lösung der Kurdenfrage diskutiert werden könne. Voraussetzung 
hierfür sei die Überwindung einer von den europäischen Staaten und der Türkei seit 
dem Abkommen von Lausanne im Jahre 1923 gegen das kurdische Volk betriebenen 
"Verleugnungs- und Vernichtungspolitik". Vorreiter dieser Politik in Europa seien 
Deutschland und Großbritannien mit ihren gegen die PKK gerichteten Verboten. An-
gesichts dieser Verantwortung Europas gelte es, neue Initiativen zu ergreifen. Die-
sem Zweck diene die Kampagne zum "Identitätsbekenntnis". Sie solle letztlich zur ju-
ristischen Anerkennung der kurdischen Identität führen. Öcalan führte wörtlich aus:  

"Unser in verschiedenen Gegenden Europas lebendes Volk soll sich gruppen-
weise an die Gerichte wenden und sich selbst als PKK-Anhänger, als nationale 
Befreiungskämpfer, erklären. Durch das PKK-Verbot sind die Gerichte dazu ge-
zwungen, gesetzliche Maßnahmen zu ergreifen. Es muß darauf bestanden wer-
den, dass die kurdische Identität registriert wird. Und am wichtigsten dabei ist, 
dass man sich als PKK-Anhänger an die Gerichte wendet. Die Aktion umfasst 
die Anerkennung der Möglichkeit, dass Kurden sich frei politisch betätigen kön-
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nen. Aus den Gerichten aller Länder sollen Plattformen werden, auf denen die 
Lösung der kurdischen Frage diskutiert wird."  

Hintergrund für diese "Zweite Friedensoffensive" dürfte die Tatsache sein, dass der 
im Januar 2000 von der PKK eingeleitete Wandlungsprozess weder in der Türkei 
noch in Europa die gewünschte Bewegung in den politischen Positionen hinsichtlich 
der Kurdenfrage erzielt hat. Ganz im Gegenteil muss das im Februar/März 2001 in 
Großbritannien gegen die PKK verhängte Verbot als herber Rückschlag  für die den 
Friedenskurs propagierenden Verantwortungsträger innerhalb der PKK betrachtet 
werden. 

Mit der jetzt begonnenen Kampagne will die PKK zum einen dem im letzten Jahr ein-
geleiteten Friedenskurs einen neuen Impuls verleihen, zum anderen will sie deutlich 
machen, dass zehntausende oder mehr gesetzestreue Kurden in Europa, die sich zur 
PKK bekennen und friedlich für die Interessen der PKK eintreten, keine Bedrohung 
darstellen und die Aufrechterhaltung oder Verhängung eines Betätigungsverbotes 
somit nicht erforderlich sei. Wesentliches Ziel der Kampagne ist demnach die Aufhe-
bung des seit 1993 in der Bundesrepublik bestehenden Betätigungsverbotes gegen 
die PKK. 

Demonstrative Aktionen im Zusammenhang mit der sog. Zweiten Friedensinitia-
tive 
Den Auftakt der sog. "Zweiten Friedensinitiative/Identitätskampagne", wie sie von 
Osman Öcalan gefordert worden war, bildete in NRW eine Demonstration am 13. Ju-
ni 2001 vor dem Gebäude des Oberlandesgerichts Düsseldorf. An diesem Tag, an 
dem das Plädoyer der Verteidigung in dem Prozess gegen Sait Hasso wegen der 
Mitgliedschaft in der PKK gehalten wurde, bekundeten etwa 600 Teilnehmer ihre 
Sympathie mit der PKK und forderten die Aufhebung des Betätigungsverbots in 
Deutschland. Im Anschluss an die Demonstration versuchten die Anwälte des Ange-
klagten dem Gericht Aktenordner mit ca. 1.500 unterschriebenen Selbsterklärungen 
"Auch ich bin PKK'ler" zu überreichen. Da das Oberlandesgericht die Annahme der 
Selbstbezichtigungsschreiben ablehnte, wurden diese von der Polizei entgegen ge-
nommen. In den Schreiben erklärt der jeweils Unterzeichnende u.a., dass er das ge-
gen die PKK ausgesprochene Verbot, die strafrechtliche Verfolgung der Mitglied-
schaft in der PKK sowie die strafrechtliche Verfolgung der aktiven Sympathie für die 
PKK, auf das Schärfste verurteilt. Weiterhin erklärt jeder Unterzeichnende, dass er 
das PKK-Verbot nicht anerkenne und sämtliche Verantwortung dafür übernehme, die 
sich daraus ergebe. Wie juristisch mit den Erklärungen verfahren wird, ist zum jetzi-
gen Zeitpunkt noch nicht abschließend geklärt. 

Am 20. Juni 2001, dem Tag der Urteilsverkündung, kam es zu einer weiteren de-
monstrativen Aktion von ca. 100 Personen vor dem Gerichtsgebäude. Es wurden Ak-
tenordner mit weiteren ca. 1.500 Selbstbekennungsschreiben übergeben.  

Am selben Tag fand eine angemeldete Sitzdemonstration von ca. 100 kurdischen 
Volkszugehörigen, überwiegend Frauen und Kinder, vor dem Düsseldorfer Landtag 
statt. Es wurden Plakate mit der Aufschrift "Es ist verboten, den Frieden zu verbieten" 
gezeigt. Gegen Ende der Veranstaltung übergaben Teilnehmer eine Resolution an 
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eine Landtagsabgeordnete. Es wurden ca. 400 weitere Selbstbekennungsschreiben 
von PKK-Anhängern überreicht.  

Wirtschaftliche Aktivitäten 
Vom 19. bis 21. Januar fand in Rotterdam der "1. Kurdische Wirtschaftskongress" 
statt. Gleichzeitig wurde der "Internationale Kurdische Arbeitgeberverband" 
(KARSAZ) gegründet. 

Auf dem Kongress hat die PKK beschlossen, ihre Wirtschaftsaktivitäten als eigen-
ständigen Bereich zu organisieren. Der nun angestrebte Zusammenschluss kurdi-
scher Unternehmer soll der PKK bessere Möglichkeiten bieten, die Gelder aus ihren 
Spendenkampagnen in den legalen Wirtschaftskreislauf zu bringen. 

Dass die PKK ein großes Interesse an zeitnahen Investitionen hat, lässt sich daran 
erkennen, dass sich die PKK zwischenzeitlich an der regelmäßig in der Özgür Politika 
inserierenden Telefongesellschaft Kurd Com beteiligt hat und der Kauf der ebenfalls 
in der Özgür Politika inserierenden französischen Brauerei "KEKO" zum Preis von ca. 
5 Millionen Dollar kurz bevor stehen soll. 

Die Anstrengungen der PKK sind auch unter dem zeitlichen Druck zu sehen, der 
durch die "Euro-Einführung" zum 1. Januar 2002 entsteht. Der Umtausch von Gel-
dern, deren Herkunft nicht nachgewiesen werden kann, dürfte sich ab diesem Zeit-
punkt deutlich schwieriger gestalten. 

Opposition zur PKK; sog. Kösül-Bande 
Von der im Jahre 2000 erstmals in Erscheinung getretenen Oppositionsgruppe ehe-
maliger  PKK-Anhänger, der "Nationalen Demokratischen Initiative Kurdistans", wur-
den im 1. Halbjahr 2001 keine nennenswerten Aktivitäten bekannt.  In PKK- Kreisen 
(Özgür Politika) werden die  Mitglieder der Initiative inzwischen als KÖSÜL-Bande 
bezeichnet. Hierbei handelt es sich um eine Wortschöpfung aus den Anfangsbuch-
staben der Städtenamen Köln und Süleymania (Südkurdistan). Diese Wortschöpfung 
wurde gewählt, weil man davon ausgeht, dass die Initiative in Europa von Mitgliedern 
aus Köln und in Kurdistan aus Süleymania geleitet wird. 

Prozess gegen Sait Hasso 
Vom 29. Januar 2001 bis 20. Juni 2001 fand vor dem 6. Strafsenat des Oberlandes-
gerichts Düsseldorf der Strafprozess gegen PKK-Funktionär Sait Hasso statt. Ihm 
wurde vorgeworfen, sich gemäß § 129 Abs. 1 i.V.m. § 25 StGB (Unterstützung einer 
kriminellen Vereinigung) strafbar gemacht zu haben. Als Mitglied einer kriminellen 
Vereinigung soll er Straftaten nach §§ 267 StGB (Urkundenfälschung) und 92, 92 a 
AuslG (Einschleusen von Ausländern) begangen haben. Am 20. Juni 2001 wurde der 
Angeklagte rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren und neun Monaten 
wegen Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung verurteilt. Er verbleibt weiterhin 
in Haft. 

Zum Prozessauftakt war ein Fernsehteam des prokurdischen Senders MED-TV vor 
Ort. Der Kameramann konnte bei dieser Gelegenheit als einer der Konsulatsbesetzer 
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vom 16. Februar 1999 in Düsseldorf identifiziert werden. Seine Personalien wurden 
festgestellt. Gegen ihn wurde ein Strafverfahren eingeleitet.  

Dem Prozessverlauf wurde keine besondere Aufmerksamkeit zuteil. Lediglich verein-
zelte PKK-Sympathisanten und Vertreter der Kurdistan Solidarität verfolgten als "inte-
ressierte Öffentlichkeit" die Verhandlung.  

NEWROZ 2001 
Ab dem 20./21. März wurde das kurdische Neujahrsfest - NEWROZ - bundesweit mit 
insgesamt 50 Veranstaltungen begangen. Allein 17 Veranstaltungen, u.a. in Düssel-
dorf, Duisburg, Köln, Bochum, Aachen und Bonn, wurden in Nordrhein-Westfalen re-
gistriert. Alle Veranstaltungen hatten vorwiegend folkloristischen Charakter und verlie-
fen weitgehend störungsfrei. Vereinzelte Verstöße gegen das Vereinsverbot - Zeigen 
von verbotenen PKK-Symbolen - konnten den insgesamt friedvollen Verlauf von 
NEWROZ nicht beeinträchtigen. Im Anschluss an die offiziellen Veranstaltungen kam 
es in einigen Städten zu demonstrativen Aktionen durch Jugendliche - offensichtlich 
YCK-Anhänger (Union der Jugendlichen aus Kurdistan). In Köln wurde von einer 
Gruppe von ca. 40 jüngeren Männern auf einer Kreuzung Sperrmüll in Brand gesetzt.  

Der Verlauf der NEWROZ-Feierlichkeiten ist Beleg dafür, dass der derzeit friedliche 
Kurs der PKK in der Bundesrepublik Deutschland fortgeführt werden soll. Allerdings 
zeigen die demonstrativen Aktionen, dass besonders unter den jugendlichen PKK-
Anhängern und den Personen, die noch nicht auf den friedlichen Kurs der Partei ein-
geschworen sind, ein weiterhin zu beachtendes Gewaltpotenzial vorhanden ist.  

Großdemonstration in Dortmund 
Unter dem Motto "Frieden für Kurdistan : Dialog jetzt" fand am 12. Mai 2001 in Dort-
mund eine von der "Föderation kurdischer Vereine in Deutschland" (YEK-KOM) und 
der "Dialoggruppe Kurdistan Dortmund" veranstaltete kurdische Großdemonstration 
statt. Die etwa 35.000 aus der gesamten Bundesrepublik, den Niederlanden, Belgien 
und Frankreich angereisten Teilnehmer bewegten sich in zwei Marschsäulen durch 
die Dortmunder Innenstadt zum Ort der Abschlusskundgebung in der Nähe der West-
falenhalle. Hier traten auch Politiker deutscher Parteien sowie Vertreter des Kurdi-
schen Nationalkongresses auf. Sie forderten u.a. eine dauerhafte Lösung des Kur-
denproblems, die von den europäischen Regierungen unterstützt werden müsse. Im 
Anschluss an die Verlesung einer Grußbotschaft Abdullah Öcalans wandte sich auch 
Osman Öcalan, Bruder des PKK-Vorsitzenden und Mitglied des PKK-Präsidialrates, 
per Telefonschaltung an die Teilnehmer.  

Insgesamt verlief die Veranstaltung, die weitgehend den Charakter eines kurdischen 
Volksfestes trug, störungsfrei. 

Föderation kurdischer Vereine in Deutschland - YEK-KOM - 8. Jahreskongress 
Die Föderation kurdischer Vereine in Deutschland - YEK-KOM - mit Sitz in Düsseldorf 
veranstaltete am 17. Juni 2001 in der Dortmunder Westfalenhalle ihren 8. Jahreskon-
gress. An der Veranstaltung nahmen etwa 5.000 Personen teil. Die Teilnehmerzahl 
blieb damit deutlich hinter den Erwartungen der Organisatoren zurück.  
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Neben den durchzuführenden Vorstandswahlen wurden in verschiedenen Reden die 
kurdische Gesamtproblematik dargestellt und die sofortige Aufhebung des PKK-
Verbotes in der Bundesrepublik Deutschland sowie von der türkischen Regierung die 
sofortige Einstellung des Kampfes gegen die Partei gefordert. In dem Zusammen-
hang wurde darauf hingewiesen, dass sich das türkische Militär weiterhin in den Ber-
gen aufhalte, um Kämpfer der PKK aufzuspüren, obwohl diese bereits seit Monaten 
ihre Kampfhandlungen eingestellt hätten. Auch die Verfolgungen und Verhaftungen 
von HADEP-Angehörigen in der Türkei zeige, wie "ernsthaft" die Türkei am Frieden 
interessiert sei. Es wurde betont, dass die PKK ihren Willen zum Frieden hinreichend 
gezeigt und somit ihre Demokratiefähigkeit bewiesen habe. Die jetzige Unterschrif-
tenaktion "Selbsterklärung Auch ich bin PKK'ler" sei einmalig in der Geschichte. Ins-
gesamt wurde die Auffassung vertreten, dass sich die Partei auf einem guten Weg 
befände. Dies nicht zuletzt deshalb, weil mehrere hundert offizielle YEK-KOM-
Vertreter sich für die kurdischen Interessen in ganz Europa einsetzen.  

Der Veranstaltung war über eine Telefonleitung Osman Öcalan zugeschaltet. Er for-
derte die Anhänger zu verstärkten Aktivitäten (Demonstrationen und Aktionen) auf. 
Hierbei seien jedoch in jedem Fall die demokratischen Regeln zu beachten.  

Aus der Veranstaltung kann einmal mehr der Schluss gezogen werden, dass die Be-
deutung der Föderation kurdischer Vereine in Deutschland innerhalb des Friedens-
prozesses zukünftig weiter anwachsen dürfte. 

Jahrestag des Todesurteils gegen Abdullah Öcalan (29. Juni 1999) 
Aus Anlass des Jahrestages des Todesurteils gegen Abdullah Öcalan fanden am 30. 
Juni 2001 bundesweit Demonstrationen und Kundgebungen statt. In Köln versammel-
ten sich ca. 1.000 PKK-Sympathisanten, um friedlich gegen die Todesstrafe zu de-
monstrieren. Der Anmelder der Veranstaltung hatte eine Teilnehmerzahl von ca. 
10.000 erwartet. Die tatsächliche Teilnehmerzahl blieb damit weit hinter den Erwar-
tungen zurück.  

3.2.7 Islamische Heilsfront - Front Islamique du Salut (FIS) 

Im Ausland wird die algerische FIS durch die "Exekutivinstanz der FIS im Ausland", 
einer Gruppierung um den in Nordrhein-Westfalen lebenden Rabah Kebir, repräsen-
tiert. Sie unterstützt die Bemühungen der FIS, eine Lösung des Konfliktes in Algerien 
im Wege des Dialoges zu erreichen. Diese Lösung ist mit Beginn der Unruhen in der 
Berberregion Kabylei im April in weite Ferne gerückt. Durch diese Entwicklung ist die 
FIS in ihrer Führungsrolle als bisher größte Oppositionspartei geschwächt. Auch die 
Führungsfunktionäre streiten sich über den Kurs und wer ihn repräsentieren soll. 

3.2.8 Islamischer Bund Palästina (IBP) und HAMAS 

Der Islamische Bund Palästina (IBP) versteht sich als Vertreter der HAMAS in 
Deutschland. Als Ariel Sharon die Wahlen in Israel für sich entschied, reagierten 
HAMAS und Palästinensischer Islamischer Jihad mit Gewaltaufrufen. HAMAS-
Funktionäre äußerten vor der Presse, die arabische Welt müsse die Wahl Sharons 
als Gelegenheit begreifen, die Friedensgespräche mit Israel aufzugeben und statt-
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dessen den "Heiligen Krieg" gegen Israel zu führen. Erneut  wurden Selbstmordan-
schläge angedroht und ausgeführt.  

Ein trauriger Höhepunkt der Eskalation war das Blutbad in Tel Aviv Anfang Juni. Bei 
einem Anschlag auf eine Diskothek wurden 20 junge Israelis in den Tod gerissen. 
Bundesaußenminister Fischer, der sich zum Zeitpunkt des Anschlages in Tel Aviv 
aufhielt, konnte zwar eine gegenseitige Waffenruhe vermitteln. Ein Durchbruch zur 
friedlichen Konfliktlösung und zur Wiederaufnahme von Friedensverhandlungen steht 
aber weiterhin aus. 

Das geistige Oberhaupt der HAMAS, Scheich Yassin, betont immer wieder, dass ge-
walttätige Operationen außerhalb von israelischem und palästinensischem Gebiet 
unerwünscht seien. Während der Terror seine blutigen Spuren im Nahen Osten hin-
terlässt, unterstützen Anhänger der HAMAS im Ausland den Kampf gegen Israel 
auch in Deutschland mit verstärkten Spendensammlungen. Die Spenden werden un-
ter dem Deckmantel der humanitären Hilfe gesammelt. Ob von den Spendengeldern 
Flüchtlinge versorgt, Schulen oder Kindergärten errichtet werden oder ob Waffen ge-
kauft und Renten für jene Familien gezahlt werden, deren Kinder sich als Selbst-
mordattentäter zur Verfügung stellen, ist nicht nachweisbar.  

Von dem Spendenaufkommen profitiert vor allem der Verein AL-AQSA e.V. in Aa-
chen. Seit Jahren liegen Hinweise vor, dass der Verein in die finanzielle Infrastruktur 
der HAMAS eingebunden ist und die extremistischen Aktivitäten der HAMAS unter-
stützt.  

3.2.9 HIZB ALLAH 

Im Mai 2001 begingen die HIZB ALLAH-Anhänger in Deutschland  den ersten Jah-
restag des Rückzugs der israelischen Armee aus dem Südlibanon mit Gedenkfeiern. 
Auch bei diesen Veranstaltungen wurde herausgestellt, dass damit der HIZB ALLAH 
den ersten Sieg der Muslime über Israel errungen hätten. 

3.2.10 Arabische Mujahedin (islamische Glaubenskämpfer) 

Die Bezeichnung "arabische Mujahedin" steht für ein loses Netzwerk von fanatischen 
Kämpfern für die Sache Allahs. Eine maßgebliche Rolle spielt der im afghanischen 
Exil lebende saudische Multimillionär Usama Bin Laden. Er wird u.a. für den Terror-
anschlag im Jahr 1995 gegen Militäreinrichtungen der USA in Saudi-Arabien verant-
wortlich gemacht. Bin Laden gilt auch als Drahtzieher der Anschläge auf die 
Botschaften der USA in Kenia und Tansania im August 1998.  

Die von Bin Laden gegründete Organisation Al Qaida bildet in eigenen Lagern in Af-
ghanistan unter dem Schutz der Taliban die Kämpfer aus, die sich als Mujahedin 
(Glaubenskämpfer) bezeichnen. Die Absolventen solcher Ausbildungslehrgänge bil-
den das Potenzial für eine Art "islamischer Fremdenlegion", die überall dort kämpfen, 
wo sie sich gebraucht fühlen (u.a. Bosnien, Tschetschenien, Kaschmir). Andere keh-
ren in ihre Heimatländer zurück, um die erworbenen Kenntnisse als Multiplikatoren 
weiterzugeben. Man nennt sie auch "Sleepers" (Schläfer), die von Bin Laden oder 
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anderen Gruppen aktiviert oder in selbst gegründeten neuen Gruppen tätig werden 
können.  

Eine solche Gruppe ist die sog. MELIANI-Gruppe. Ende Dezember 2000 wurden in 
Frankfurt/Main vier Personen festgenommen, die einer Gruppe um ihren Anführer 
"MELIANI" angehören sollen. Die MELIANI-Gruppe wird dem Bereich der sog. non a-
ligned Mujahedin zugerechnet, die sich in der Regel um eine Führungspersönlichkeit 
sammeln, aber auch über vielfältige Kontakte in das Netzwerk der arabischen Muja-
hedin eingebunden sind. Die MELIANI-Gruppe wird ideologisch der Groupe salafiste 
pour la predication et le combat (GSPC, hervorgegangen aus der algerischen GIA) 
zugeordnet und hat Kontakte zu Islamisten in Frankreich, Großbritannien und Italien. 
Im Zusammenhang mit der Festnahme von Mitgliedern der VARESE-Gruppe in Ita-
lien im April 2001 wurden in Frankfurt und München zwei weitere Mitglieder der 
MELIANI-Gruppe festgenommen. In Zusammenarbeit mit der spanischen und der 
französischen Polizei konnte am 22. Juni 2001 in Spanien auch "MELIANI" selbst 
festgenommen werden.  Bei allen Festgenommenen handelt es sich um Algerier.  

Bei der Durchsuchung der Wohnungen der Festgenommenen wurden u.a. Waffen, 20 
Kilo Kaliumpermanganat zur Sprengstoffherstellung und eine Videokassette mit Auf-
nahmen über Straßburg zur Weihnachtszeit gefunden. Das BKA geht davon aus, 
dass ein Anschlag auf den Weihnachtsmarkt vor dem Straßburger Münster geplant 
war, der nur durch die Festnahmen im letzten Moment vereitelt werden konnte.  

Einzelpersonen, evtl. auch Kleinstzellen aus dem Umfeld der von Bin Laden gegrün-
deten Organisation Al Qaida, befinden sich auch in Deutschland und sind u.a. wer-
bend tätig. Auch in NRW verdichten sich Hinweise auf Einzelpersonen. Mit selbst er-
stellten Videos über Kampfeinsätze in Krisengebieten wie etwa Tschetschenien wol-
len sie "Kämpfernachwuchs" werben; mit Videos über Gräueltaten an der Bevölke-
rung sollen Spenden gesammelt werden. Die arabischen Mujahedins verwenden 
auch Geld aus kriminellen Aktivitäten für die Unterhaltung ihrer Kontaktnetze oder die 
Vorbereitung von Aktivitäten. Sie statten ihre Anhänger in großem Umfang mit Mobil-
telefonen aus und bedienen sich modernster Kommunikationstechnik wie etwa des 
Internets. Zielgruppe der Anwerbungen sind junge Studenten. Radikalisierende Äuße-
rungen der Anwerbenden werden immer nur im kleinen Kreis oder in Einzelgesprä-
chen, nie jedoch vor einer größeren Zuhörerschar gemacht. 

3.2.11 Nationaler Widerstandsrat Iran (NWRI) - Vertretung der 
Volksmodjahedin Iran (MEK) 

In der Zeit vom 8. bis 9. Februar 2001 hielt sich der iranische Außenminister Kamal 
Kharazzi mit einer Delegation in Berlin auf. Der iranische Minister für Wirtschaft und 
Finanzen, Hossein Namazi, besuchte Berlin vom 8. bis 11. April. Wie auch bei frühe-
ren öffentlichen Auftritten iranischer Repräsentanten im westlichen Ausland wurde 
der Aufenthalt der Minister von Protestaktionen iranischer Oppositioneller begleitet. 
Es kam zu mehreren Farbbeutel- und Eierwürfen. Wie in der Vergangenheit wurden 
die Protestaktionen von der Zentrale des NWRI in Köln koordiniert. 
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Die weltweite Propaganda gegen die iranische Führung durch den NWRI wurde von 
regelmäßigen terroristischen Anschlägen der vom Irak aus operierenden Nationalen 
Befreiungsarmee (NLA) im Iran begleitet.  

3.2.12 Kosovo-albanischer Extremismus 

Nachdem zu Beginn des Jahres die albanische Guerilla an den Grenzen des Kosovo 
zu Südserbien und Mazedonien neue Kämpfe entfacht hat, ist auf dem Balkan immer 
noch keine Ruhe eingekehrt.  

Kosovo-albanische Gruppen in Deutschland sammeln Spendengelder für den Kampf 
der "Befreiungsarmee von Presevo, Medvedja und Bujanovac" (UCPMB) in Südser-
bien und der "Befreiungsarmee" UCK in Nordmazedonien (sie verwendet wie die Be-
freiungsarmee aus dem Kosovo das Kürzel "UCK"-Ushtria Clirimtare e Kosoves-). So 
wird u.a. in einem Flugblatt der Kosovo-UCK Nachfolgeorganisation "Trupat e Mbrojt-
jes se Kosover" (TMK) zu Spenden auf ein Konto eines Geldinstitutes in Frankfurt 
aufgerufen. 

Nachdem die Spannungen in Mazedonien eskalierten, ist das  Spendenaufkommen 
der in Deutschland lebenden Kosovo-Albaner wieder gestiegen. Die Koordination der 
Spendensammlungen und der Transfer der Gelder in den Kosovo und nach Mazedo-
nien erfolgen hauptsächlich über die Schweiz.  

3.2.13 Liberation Tigers of Tamil Eelam (LTTE) 

Um ihre bewaffneten Aktionen in Sri Lanka zu finanzieren, ist die LTTE auf Geldmittel 
angewiesen, die auch von den in Deutschland lebenden Tamilen aufgebracht wer-
den. Hilfs- und Tarnorganisationen der LTTE richten dazu in großer Zahl "Heldenge-
denktage" und Kultur- und Sportveranstaltungen aus. Daneben werden auch Haus-
sammlungen durchgeführt, bei denen die "Sammler" auch vor Erpressung ihrer 
Landsleute nicht zurückschrecken. Die Aktivitäten der LTTE werden bundesweit aus 
Nordrhein-Westfalen gesteuert. 

Großbritannien hat Anfang des Jahres seine bislang vornehmlich auf den nordiri-
schen Terrorismus zugeschnittene Anti-Terror-Gesetzgebung umfassend novelliert. 
Kernstück ist eine derzeit 21 Gruppen umfassende Liste verbotener Organisationen. 
Zu den verbotenen Organisationen gehört auch die LTTE.  

Da London der Sitz der Auslandsorganisationen der LTTE ist, ist nicht auszuschlie-
ßen, dass Teile der britischen LTTE u.a. nach Deutschland ausweichen. 
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4 Spionageabwehr 

Neben der Abwehr und Aufklärung der klassischen Spionageaktivitäten fremder 
Nachrichtendienste stand auch im 1. Halbjahr 2001 die Beobachtung von Proliferati-
onsbemühungen der sog. Krisen-/Schwellenländer im Blick der Spionageabwehr. 
Insbesondere Iran und Irak bemühen sich eifrig, ihre Arsenale mit Raketen mittlerer 
und größerer Reichweite auszustatten.  

Iran kann mit der Trägerrakete "SHAHAB 3" (Reichweite 1.300 Kilometer) bereits 
heute den "Nato-Staat" Türkei erreichen. Die Fertigstellung der "SHAHAB 4", mit ei-
ner Reichweite von 2.000 Kilometern, soll im Jahr 2005 erfolgen. 

Forschungs- und Entwicklungsprogramme zur Herstellung von chemischen und bio-
logischen Kampfstoffen haben neben Iran und Irak z. B. auch Syrien und Libyen auf-
gelegt. Vorrangiges Ziel dieser Länder ist es, Massenvernichtungswaffen autark her-
zustellen. Noch werden dazu Exportbeschränkungen unterliegende Güter aus Indust-
riestaaten, wie z.B. Deutschland benötigt, sowie das dazu gehörige Know-how. Ihre 
Nachrichtendienste versuchen, dies illegal zu beschaffen.  

Die Ausforschung und Überwachung ihrer im Bundesgebiet lebenden oppositionellen 
Landsleute stellt für die Nachrichtendienste des Iran, des Irak, Libyens und Syriens 
nach wie vor einen Schwerpunkt dar. 

Obwohl der iranische Staatspräsident Ajatollah Mohammad Chatami am 8. Juni 2001 
vom iranischen Volk mit großer Mehrheit für eine zweite Amtszeit wiedergewählt wor-
den ist und von der Mehrheit des im Februar 2000 gewählten Parlaments unterstützt 
wird,  ist der politische Einfluss der klerikal konservativen Kräfte ungebrochen. Sie 
verfügen über den entscheidenden Einfluss bei den Sicherheitsorganen Sepah Pas-
daran (Revolutionswächter), Bassidj (Organisation der Unterdrückten) und im Nach-
richtendienstministerium. Mit diesen Machtinstrumenten erfolgt die In- und Auslands-
überwachung oppositioneller Gruppen. Syriens Nachrichtendienste richten ein be-
sonderes Augenmerk auf islamische Zentren, da sich die politischen Gegner Syriens 
häufig an diesen religiösen Orten treffen.  

Neben den klassischen Geheimdienstmethoden hat in den letzten Jahren die sog. 
"Fernmeldeaufklärung" eine immer größere Bedeutung erlangt. Das Abhören/Mitlesen 
von Telefongesprächen, Faxen, Fernschreiben und E-Mails gehört heute zu den gän-
gigen Methoden moderner Spionage. 

So ist z.B. in Russland seit Mitte 2000 das Gesetz SORM II (System operativ-
aufklärerischer Maßnahmen) in Kraft. Internet-Provider müssen auf eigene Kosten 
Überwachungsschnittstellen für die russischen Geheimdienste schaffen. Damit haben 
die Nachrichtendienste der russischen Föderation uneingeschränkten Zugang zu 
praktisch allen Internet- und E-Mailverbindungen in Russland.  

Auch auf eine weitere Methode - die Abschöpfung von Auslandskontakten russischer 
Wissenschaftler - greifen die russischen Nachrichtendienste seit diesem Jahr wieder 
vermehrt zurück. So sollen Mitarbeiter der russischen Akademie der Wissenschaften 
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einerseits über Auslandskontakte aller Art berichten, andererseits will man ihren Zu-
gang zum internationalen Internet einschränken. 

Über Wirtschaftsspionage auch von westlichen Industriestaaten wurde in den Medien 
berichtet. Dabei geriet insbesondere das Abhörsystem "ECHELON" in die Schlagzei-
len. Das Europäische Parlament setzte mit Beschluss vom 05. Juli 2000 einen nicht-
ständigen Untersuchungsausschuss ein, der im Juli 2001 seinen Bericht vorlegte. An 
der Existenz eines weltweit arbeitenden Kommunikationssystems (ECHELON), das 
gemeinsam von den USA, dem Vereinigten Königreich, Kanada, Australien und Neu-
seeland betrieben wird, kann dem Bericht zufolge nicht gezweifelt werden. Dafür, 
dass das globale Abhörsystem, wie vielfach behauptet, auch zur Wirtschaftsspionage 
eingesetzt wird, gibt es keine formalen Beweise. Der EU-Ausschuss empfiehlt den 
europäischen Unternehmen und auch Privatpersonen, ihre Kommunikationskanäle zu 
schützen, wenn sensible Informationen übermittelt werden. 

Der Bericht ist im Internet unter 
www.europarl.eu.int/tempcom/echelon/pdf/prechelon_de.pdf zu finden. 
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5 Politisch motivierte Straf- und Gewalttaten - Bericht des Landes-
kriminalamtes NRW (LKA) 

5.1 Neue Erfassungsmodalitäten 

Die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder hat am 9./10. 
Mai 2001 das neue Definitionssystem zur politisch motivierten Kriminalität in Kraft ge-
setzt und gleichzeitig rückwirkend zum 1. Januar 2001 den Kriminalpolizeilichen Mel-
dedienst in Staatsschutzsachen (KPMD-S) durch den Kriminalpolizeilichen Melde-
dienst Politisch Motivierte Kriminalität (KPMD-PMK) abgelöst. Ziel ist es, eine bun-
deseinheitliche  Erfassung und Bewertung politisch motivierter Straftaten 
sicherzustellen. 

Im Mittelpunkt der neuen Definition der politisch motivierten Kriminalität steht nun 
nicht mehr der Extremismusbegriff, sondern vielmehr die tatauslösende, politische 
Motivation des Täters. Hierbei werden Straftaten, denen zwar ein politisches Motiv, 
nicht aber zwingend eine gefestigte Ideologie zugrunde liegt, bezüglich ihrer Delikts-
qualität unterschieden. Gewaltdelikte und Terrorismus bilden eine Teilmenge der poli-
tisch motivierten Kriminalität. Die sogenannten Propagandadelikte gemäß §§ 86 und 
86a StGB werden als eigene Deliktsqualität gesondert ausgewiesen. 

Die Tat wird hinsichtlich des Begründungszusammenhangs (Motiv) einem oder meh-
reren Themenfeldern zugeordnet. Diese Themenfelder sind in einem bundeseinheitli-
chen Katalog festgelegt und bilden somit die Grundlage für die einheitliche Erfassung 
und Auswertung. Mehrfachnennungen sind ausdrücklich gewünscht, wenn eine Tat 
mehrere thematische Bezüge erkennen lässt. Dadurch können die häufig mehrdi-
mensionalen Beweggründe einer Straftat wirklichkeitsnäher abgebildet werden. 

Darüber hinaus werden die Straftaten einem Phänomenbereich zugeordnet (Politisch 
motivierte Kriminalität - links -, Politisch motivierte Kriminalität - rechts -, Politisch mo-
tivierte Ausländerkriminalität, Sonstige bzw. nicht zuzuordnen). 

Erst danach werden bezüglich der Tat Feststellungen zu den Bereichen Internationa-
le Bezüge bzw. Extremismus getroffen.  

Die neuen Erfassungsmodalitäten, insbesondere die Abkehr von der Ausrichtung auf 
den Extremismusbegriff und die neu definierten Themenfelder, Deliktsqualitäten und 
Phänomenbereiche lassen einen Vergleich der vorliegenden Zahlen mit den Fallzah-
len bis zum 31. Dezember 2000 grundsätzlich nicht zu.  

Eine Gegenüberstellung kann daher lediglich für den Bereich der Deliktsverteilung 
der Gesamtzahlen erfolgen, da die Gesamtmenge der politisch motivierten Kriminali-
tät in Nordrhein-Westfalen durch die neue Definitionsweise keine Erweiterung erfah-
ren hat. Alle Darstellungen beziehen sich auf das gemäß den geltenden bundesein-
heitlichen Richtlinien festgelegte Zähldelikt, unabhängig davon, ob durch die Tathand-
lung weitere Tatbestände verwirklicht wurden. Die Erhebung der nachfolgend aufge-
führten Fallzahlen erfolgte zum Stichtag 25. Juli 2001. 
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Die der Statistik zugrunde liegenden Definitionen sind nachstehend erläutert: 

5.1.1 Deliktsqualität 

Politisch motivierte Kriminalität: 
Der Politisch motivierten Kriminalität werden Straftaten zugeordnet, wenn in Würdi-
gung der Umstände der Tat und/oder der Einstellung des Täters Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass sie 

• den demokratischen Willensbildungsprozess beeinflussen sollen, der 
Erreichung oder Verhinderung politischer Ziele dienen oder sich gegen die 
Realisierung politischer Entscheidungen richten, 

 

• sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung bzw. eines ihrer 
Wesensmerkmale, den Bestand und die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes richten oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung von 
Mitgliedern der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes zum Ziel 
haben, 

 

• gegen eine Person gerichtet sind, wegen ihrer politischen Einstellung, 
Nationalität, Volkszugehörigkeit, Rasse, Hautfarbe, Religion, Weltanschauung, 
Herkunft oder aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes, ihrer Behinderung, 
ihrer sexuellen Orientierung oder ihres gesellschaftlichen Status und die 
Tathandlung damit im Kausalzusammenhang steht, bzw. sich in diesem 
Zusammenhang gegen eine Institution/Sache oder ein Objekt richtet. 

Darüber hinaus werden Tatbestände gem. �� 80-83, 84-86a, 87-91, 94-100a, 102-
104a, 105-108e, 109-109h, 129a, 234a oder 241a StGB erfasst, weil sie Staats-
schutzdelikte sind, selbst wenn im Einzelfall eine explizite politische Motivation nicht 
festgestellt werden kann. 

Politisch motivierte Gewaltkriminalität: 
Politisch motivierte Gewaltkriminalität ist die Teilmenge der Politisch motivierten Kri-
minalität, die eine besondere Gewaltbereitschaft der Straftäter erkennen lässt. 

Sie umfasst folgende Deliktsbereiche: 

• Tötungsdelikte 
 

• Körperverletzungen 
 

• Brand- und Sprengstoffdelikte 
 

• Landfriedensbruch 
 

• Gefährliche Eingriffe in den Schiffs-, Luft-, Bahn- und Straßenverkehr 
 

• Freiheitsberaubung 
 

• Raub 
 

• Erpressung 
 

• Widerstandsdelikte 
 

• Sexualdelikte 
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Terrorismus: 
Der Begriff Terrorismus ist über die terroristische Vereinigung (� 129a StGB) gesetz-
lich bestimmt. Als Terrorismus werden darüber hinaus schwerwiegende Politisch mo-
tivierte Gewaltdelikte (Katalogtaten des � 129a StGB) angesehen, die im Rahmen ei-
nes nachhaltig geführten Kampfes planmäßig begangen werden, in der Regel durch 
arbeitsteilig organisierte und verdeckt operierende Gruppen. 

Erläuterung 
Terroristische Straftaten durch ausländische Gruppierungen ohne eigenständige 
Teilorganisation in der Bundesrepublik Deutschland sind umfasst. 

Staatsterrorismus: 
Unter Staatsterrorismus wird der von Staaten ausgeübte oder gesteuerte Terrorismus 
in der Verfolgung außen- oder innenpolitischer Ziele verstanden. 

5.1.2 Themenfelder 

Themenfelder der Politisch motivierten Kriminalität werden in Zukunft bundeseinheit-
lich vereinbart. Ausgehend von den Umständen der Tat werden nach dem vorgese-
hen Definitionssystem die Taten zunächst einem Themenfeld zugeordnet. 

Eine phänomenologische Zuordnung erfolgt danach aufgrund weiterer Informationen 
zur Tat/zum Täter. Wegen der besonderen Bedeutung von Straftaten, die z. B. gegen 
Personen gerichtet sind, allein aufgrund ihrer Nationalität oder ihres äußeren Er-
scheinungsbildes begangen werden, wird in diesem Zusammenhang ein Themenfeld 
"Hasskriminalität" eingeführt. 

Hasskriminalität: 
Hasskriminalität bezeichnet politisch motivierte Straftaten, wenn in Würdigung der 
Umstände der Tat und/oder der Einstellung des Täters Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass sie gegen eine Person gerichtet sind, wegen ihrer/ihres 

• politischen Einstellung, 
 

• Nationalität, 
 

• Volkszugehörigkeit, 
 

• Rasse, 
 

• Hautfarbe, 
 

• Religion, 
 

• Herkunft, 
 

• äußeren Erscheinungsbildes, 
 

• Behinderung, 
 

• sexuellen Orientierung, 
 

• gesellschaftlichen Status 
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und die Tathandlung damit im Kausalzusammenhang steht, bzw. sich in diesem Zu-
sammenhang gegen eine Institution/Sache oder ein Objekt richtet. 

Erläuterung: 
Der Begriff "Hasskriminalität" ist an den international eingeführten Begriff "Hate-
Crime" angelehnt. Antisemitische und Fremdenfeindliche Straftaten sind Teilmengen 
der Hasskriminalität. 

Fremdenfeindliche Straftaten: 
Fremdenfeindlich ist der Teil der Hasskriminalität, der aufgrund der tatsächlichen oder 
vermeintlichen 

• Nationalität, 
 

• Volkszugehörigkeit, 
 

• Rasse, 
 

• Hautfarbe 
 

• Religion, 
 

• Herkunft 
des Opfers verübt wird. 

Antisemitische Straftaten: 
Antisemitisch ist der Teil der Hasskriminalität, der aus einer antijüdischen Haltung 
heraus begangen wird. 

5.1.3 Phänomenbereiche 

Politisch motivierte Kriminalität -rechts-:  
Politisch motivierter Kriminalität -rechts- werden Straftaten zugeordnet, wenn in Wür-
digung der Umstände der Tat und/oder der Einstellung des Täters Anhaltspunkte da-
für vorliegen, dass sie nach verständiger Betrachtung ( z.B. nach Art der Themenfel-
der) einer "rechten" Orientierung zuzurechnen sind, ohne dass die Tat bereits die 
Außerkraftsetzung oder Abschaffung eines Elementes der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung (Extremismus) zum Ziel hat. 

Insbesondere sind Taten dazuzurechnen, wenn Bezüge zu völkischem Nationalis-
mus, Rassismus, Sozialdarwinismus oder Nationalsozialismus ganz oder teilweise 
ursächlich für die Tatbegehung waren. Diese politisch motivierten Straftaten sind als 
rechtsextremistisch zu qualifizieren. 

Politisch motivierte Kriminalität -links-: 
Politisch motivierter Kriminalität -links- werden Straftaten zugeordnet, wenn in Würdi-
gung der Umstände der Tat und/oder der Einstellung des Täters Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass sie nach verständiger Betrachtung ( z.B. nach Art der Themenfelder) 
einer �linken� Orientierung zuzurechnen sind, ohne dass die Tat bereits die Außer-
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kraftsetzung oder Abschaffung eines Elementes der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung (Extremismus) zum Ziel hat. 

Insbesondere sind Taten dazuzurechnen, wenn Bezüge zu Anarchismus oder Kom-
munismus (einschließlich Marxismus) ganz oder teilweise ursächlich für die Tatbege-
hung waren. Diese politisch motivierten Straftaten sind als linksextremistisch zu quali-
fizieren. 

Politisch motivierte Ausländerkriminalität: 
Politisch motivierter Ausländerkriminalität werden Straftaten zugeordnet, wenn in 
Würdigung 

• der Umstände der Tat oder 
 

• der Erkenntnisse über den Täter 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die durch eine nichtdeutsche Herkunft geprägte 
Einstellung des Täters entscheidend für die Tatbegehung war, insbesondere wenn 
sie darauf gerichtet sind  

• Verhältnisse und Entwicklungen im In- und Ausland oder 
 

• aus dem Ausland Verhältnisse und Entwicklungen in der Bundesrepublik 
Deutschland zu beeinflussen. 

Erläuterung: 
Straftaten der Politisch motivierten Ausländerkriminalität können auch durch deutsche 
Staatsangehörige begangen werden. 

Extremistische Kriminalität: 
Der extremistischen Kriminalität werden Straftaten zugeordnet, bei denen tatsächli-
che Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung gerichtet sind; d.h. darauf, einen der folgenden Verfassungsgrundsät-
ze zu beseitigen oder außer Geltung zu setzen: 

• das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstimmungen und 
durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und 
der Rechtssprechung auszuüben und die Volksvertretung in allgemeiner,  
unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl zu wählen 

 

• die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige Ordnung und die 
Bindung der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung an Gesetz und 
Recht 

 

• das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen Opposition 
 

• die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlichkeit gegenüber der 
Volksvertretung 

 

• die Unabhängigkeit der Gerichte 
 

• der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft 
 

• die im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte. 
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5.2 Gesamtentwicklung 

In diesem Zwischenbericht werden zum ersten Mal die Zahlen zur Kriminalitätsent-
wicklung auf der Basis des neuen Erfassungssystems dargestellt. Die differenzierte, 
mehrdimensionale Erfassung der Delikte ist ein wesentlicher Schritt zu einer qualifi-
zierten und aussagekräftigen Darstellung der Straftaten im Bereich des  Polizeilichen 
Staatsschutzes.  

Er bedeutet auch eine Abkehr von der bislang praktizierten Arbeitsweise und stellt 
somit einen Neubeginn in der statistischen Erfassung politisch motivierter Straftaten 
dar. Die Darstellung ist als erster Bezug zu den zukünftigen Zahlen, die nach dem 
gleichen Muster erhoben werden, gedacht. Ein Vergleich zu den Zahlen des Vorjah-
res ist aus eben diesen Gründen weitgehend nicht möglich. 

5.2.1 Deliktsqualität 

Für den Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 2001 (1. Halbjahr 2001) wurden dem 
LKA insgesamt 1.654 Straftaten (einschließlich Versuche) gemeldet, die der politisch 
motivierten Kriminalität (PMK) zuzuordnen sind. 

Bei 108 (6,5 %) Straftaten handelt es sich um politisch motivierte Gewaltkriminalität 
(PMK-Gewalt). Weitere 1.108 (67,0%) Straftaten sind den Propagandadelikten gem. 
§§ 86 und 86a StGB zuzurechnen. Terroristische Straftaten wurden nicht festgestellt. 

Im ersten Halbjahr 2000 wurden im Vergleich dazu 1.266 Delikte gemeldet. Dies ent-
spricht einer Steigerung um 388 Delikte (+30,6 %), die im Wesentlichen auf den An-
stieg der Zahl der Propagandadelikte von 677 auf 1.108 (+63,7 %) zurückzuführen ist. 
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5.2.2 Gewaltdelikte 

61 (56,5%) der 108 bekannt gewordenen Gewaltstraftaten sind dem Phänomenbe-
reich Politisch motivierte Kriminalität - rechts - ("Rechts"), 28 (25,9%) dem Phäno-
menbereich Politisch motivierte Kriminalität - links - ("Links") und 14 (13,0%) dem 
Phänomenbereich Politisch motivierte Ausländerkriminalität ("Ausländer") zuzuord-
nen. Fünf Fälle (4,6 %) konnten keinem der o. g. Phänomenbereiche zugeordnet 
werden. 
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Die umseitige Tabelle zeigt die Verteilung der Delikte der politisch motivierten Krimi-
nalität auf die Phänomenbereiche und die Entwicklung der Gesamtzahlen im Halbjah-
resvergleich. 
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* Die aktuelle Definition des Gewaltbegriffs wurde zu Vergleichszwecken 

auch auf die Fallzahlen des ersten Halbjahres 2000 angewendet 

5.2.2.1 Zwei (versuchte) Tötungsdelikte 

Im Phänomenbereich "Politisch motivierte Ausländerkriminalität" wurden zwei Tö-
tungsdelikte (Versuche) verzeichnet.  

Am 5. März 2001 stellte der Geschädigte, ein iranischer Buchverleger (u. a. Heraus-
geber der "Satanischen Verse" und anderer kritischer Bücher) und Regimekritiker der 
iranischen Regierung, Unregelmäßigkeiten an der Lenkung seines  Kfz fest. In einer 
Kfz-Werkstatt wurde das Fehlen von drei der vier Schrauben am Lenkgetriebe fest-
gestellt. Aufgrund des Schadensbildes wurde durch die Staatsanwaltschaft ein Sach-
verständiger mit der Schadensbegutachtung beauftragt. Ein beabsichtigtes Lösen der 
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Schrauben kann nach Aussage des Sachverständigen nicht ausgeschlossen werden. 
Gleichwohl käme auch mangelhafte Wartung des Fahrzeugs als Grund in Frage.  

Am 15. Juni 2001, gegen 23.00 Uhr, befand sich eine Gruppe von Skinheads auf dem 
Nachhauseweg, als sie in der Siegburger Innenstadt von einer größeren Gruppe, ü-
berwiegend ausländischer Personen, körperlich attackiert wurde. Dabei wurde eine 
Person mit einem Begrenzungspfahl am Kopf lebensgefährlich verletzt. Im Verlauf 
der Ermittlungen konnten insgesamt 14 Tatverdächtige ermittelt werden.  

5.3.1 Einteilung nach Phänomenbereichen 

Von den 1.654 Fällen der politisch motivierten Kriminalität entfielen 798 (48,3%) auf 
den Phänomenbereich "Rechts", 141 (8,5%) auf den Phänomenbereich  "Links" und 
78 (4,7%) auf den Phänomenbereich "Ausländer". 637 (38,5%) Fälle waren keinem 
der o. g. Phänomenbereiche zuzuordnen. 

 
Die Schwerpunkte lagen im Phänomenbereich "Rechts" bei den Verstößen gegen §§ 
86, 86a StGB (509), Volksverhetzung (168) und Körperverletzung (59). Im Bereich 
"Links" verteilten sich die Straftaten im Wesentlichen auf die Bereiche Sachbeschädi-
gung (71) und Verstöße gegen das Versammlungsgesetz (14). Im Phänomenbereich 
"Ausländer" wurden hauptsächlich Verstöße gegen das Vereinsgesetz (33) sowie 
Bedrohung/Nötigung (9) verzeichnet. 

Das nachstehende Diagramm zeigt die Anteile der Phänomen-Bereiche an den De-
liktsgruppen. 
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5.3.2 Extremistische Straftaten 

Insgesamt wurden 689 (41,7%) Straftaten als extremistisch gemeldet. Davon entfie-
len 642 (93,2%) auf den Phänomenbereich "Rechts" und 47 (6,8%), auf den Phäno-
menbereich "Links". Im Bereich der politisch motivierten Ausländerkriminalität wurde 
kein Fall von Extremismus verzeichnet. 
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5.3.3 Internationale Bezüge 

Bei 88 (5,3 %) aller politisch  
motivierten Straftaten wurde ein  
internationaler Bezug festgestellt. Davon entfielen 65 (73,9 %) in den Phänomenbe-
reich "Ausländer" und 21 (23,9 %) auf den "rechten" Bereich. In den Bereichen "links" 
und "sonstige bzw. nicht zuzuordnen" wurde in jeweils  einem Fall ein internationaler 
Bezug festgestellt. 

 
5.4 Themenfelder 

Insgesamt lagen die thematischen Schwerpunkte der Straftaten in den Bereichen 
Hasskriminalität mit 424 Nennungen und Nationalsozialismus / Sozialdarwinismus mit 
434 Nennungen. Ursächlich hierfür ist die zahlenmäßige Dominanz des Phänomen-
bereichs "Politisch motivierte Kriminalität - rechts -", dem diese Themenfelder haupt-
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sächlich zuzuordnen sind. Im Phänomenbereich "Politisch motivierte Kriminalität - 
links -" lag der Schwerpunkt bei den Themen Antifaschismus (72 Nennungen) und 
Konfrontation / Politische Einstellung (58 Nennungen). Im Phänomenbereich "Poli-
tisch motivierte Ausländerkriminalität" bewegten sich die meisten Delikte im Themen-
feld Befreiungsbewegungen / Internationale Solidarität (56 Nennungen).  

Zu beachten ist, dass bei der Zuordnung von Delikten zu einzelnen Themenfeldern 
eine Mehrfach-Nennung nicht nur möglich, sondern, sofern zutreffend, ausdrücklich 
gewünscht ist. So wurden z. B. bei Delikten, die dem Themenfeld Hasskriminalität 
zugeordnet worden sind, sehr häufig andere Themenfelder mitgenannt.  

Die Gesamtzahl der den genannten Themenfeldern zuzuordnenden Straftaten über-
steigt somit zwangsläufig die Gesamtzahl der gemeldeten Delikte. 

5.4.1 Antisemitische und fremdenfeindliche Straftaten 

Von den 93 Straftaten, die (zumindest auch) aus einer antijüdischen Haltung heraus 
begangen wurden (antisemitische Straftaten), handelt es sich zum überwiegenden 
Teil (89) um Straftaten aus dem Phänomenbereich "Rechts". In einem Fall war die 
Straftat dem Phänomenbereich "Ausländer" und in drei Fällen keinem Phänomenbe-
reich zuzuordnen. 

 
Von den 346 zumindest auch fremdenfeindlichen Straftaten entfielen 302 auf den 
Phänomenbereich "Rechts" und drei auf den Phänomenbereich "Ausländer". 41 Straf-
taten waren keinem Phänomenbereich zuzuordnen.  

In 23 Fällen waren die Taten sowohl fremdenfeindlich, als auch antisemitisch moti-
viert. 
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In beiden Bereichen liegen die Deliktsschwerpunkte bei Volksverhetzungen (46 anti-
semitisch, 138 fremdenfeindlich) und Verstößen gegen §§ 86, 86a StGB (30 antisemi-
tisch, 102 fremdenfeindlich).  
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6 Justiz 

Wie in den Jahren zuvor hatten sich die Justizbehörden des Landes Nordrhein-
Westfalen auch im ersten Halbjahr 2001 wieder in erheblichem Maße mit Strafverfah-
ren sowohl aus dem rechtsextremistischen als auch dem linksextremistischen Be-
reich zu befassen. Im Vergleich zum ersten Halbjahr 2000 ist bei den Verfahren mit 
rechtsextremistischem Hintergrund eine erhebliche Zunahme festzustellen. Auch die 
Anzahl der Verfahren aus dem Bereich des Linksextremismus hat - geringfügig - zu-
genommen. Bemerkenswert ist, dass in beiden Deliktsbereichen die Anzahl der An-
klagen bzw. Anträge auf Erlass von Strafbefehlen in ganz erheblichem Umfang ange-
stiegen ist. 

6.1 Verfahren wegen rechtsextremistischer Aktivitäten 

Bei den Staatsanwaltschaften des Landes sind im ersten Halbjahr 2001 insgesamt 
2.803 einschlägige Verfahren neu anhängig geworden. In dieser Zeit ist in 433 Ver-
fahren gegen 603 Personen Anklage erhoben bzw. Antrag auf Erlass eines Strafbe-
fehls gestellt worden. Rechtskräftig verurteilt wurden 329 Personen; 16 Angeklagte 
wurden freigesprochen. Gegen 117 Personen wurde das Verfahren von dem erken-
nenden Gericht eingestellt bzw. die Untersuchung auf nicht einschlägige Straftaten 
beschränkt. 

6.2 Verfahren wegen linksextremistischer Aktivitäten 

Wegen Straftaten, deren Ursprung dem Bereich des Linksextremismus zuzuordnen 
ist, haben die Staatsanwaltschaften im Berichtszeitraum insgesamt 338 Verfahren 
neu eingeleitet. In der Zeit vom 1. Januar 2001 bis zum 30. Juni 2001 ist in 92 Verfah-
ren gegen 108 Personen Anklage erhoben bzw. Antrag auf Erlass eines Strafbefehls 
gestellt worden. 33 Angeklagte wurden rechtskräftig verurteilt; 2 Angeklagte wurden 
freigesprochen. Gegen 11 Personen wurde das Verfahren von dem erkennenden Ge-
richt eingestellt bzw. die Untersuchung auf nicht einschlägige Straftaten beschränkt. 


